


Schwarzer 
Faden 

Vierteljahresschrift für 
Lust und Freiheit 

Nr.l/91 
Oaufende Nr.37) enthält: 

* Ich will Euch vom Westen 
erzählen 

von Alexander Zinovjev 

* 
Was bedeutet anarchistisches 

Politikverständnis? 
von Michael Wilk 

* GATT- Gattastrophe 
von Andi Ries 

* Nationalismus und Befreiung 
Die Kurdenfrage 
von Ronald Ofteringer 

* AIDS - der größte 
medizinische Irrtum? 

von Rainer Kaune 

* Das Unglaubliche-
Rassismus der Nazis 

von Jens B~meboe 

* 
Texte und Kadaver-

Elend der Gegenöffentlichkeit 
von Jörg Auberg 

Außerdem: 500 Jahre Kolonisation, In­
terviewmitAiainFinkieJkrautzumRas­
si~us. Der Faschismus von Vichy ans 
Licht, Nationalismus-Diskussion, Der 
schleichende Verlust der Utopie, Nach­
ruf aufRudolfMichaelis, Free the Mur­
rays, Kein Soldat fOr Öl, Rez. Stalins 
Agent,Rez.OperacionPrincipe.Aktion: 
Mittwochs frei! u.a. 72S. 

Einzelnummer 6.· 
Sondernummer Feminismus 6.­
SondernummerNr.0-12: 10.­

SF-AB0:20.-
Red. Schwarzer Faden, 

PF 1159, 
7043 Grafenau-1 
Tel. 07033-44273 

Umbruch in der ersten Welt, 

* 
E~de der zweiten Welt 

* 
... und die Folgen für den 
Trikont. 

Zwei 'blätter' voll Analysen zum Thema 
Zusammen (incl. Porto) DM 12,-
bei iz3w; Postfach 5328; 7800 Freiburg 
oder im Buchhandel 

llmfD!fihij.l Explodierende ~lieten - Berlin-Kreuzberg im Cm­
bruch ... ~iieterlnnen (-Bewegung?) in Ost-Berlin ... Aus für 
das Cafe :\IXDA. ~lainz? .. . Ueber jo­
deln statt Psychiatrie ... lll!mil Internationales Frauenkultur­
und Frauenflüchtlingshaus in Freiburg ... lllljU@jr!if!ltid Eyn 
Hamburger Hörspyl. .. 1:@1@•,1.11§11 Totgesagte leben länger 
oder wie war das bei Dornröschen? Verbraucherimtiative in Japan 

Das Geheimnis von Han Ei-
Ethische Investmentfonds genständigkeit im »Real~Sozialismus­

Cberzeugend ist bisher nur der Xame u.v.m. 

•••••••••••••••••••••• I 
1 Das Alles und noch viel mehr ... I 
1 in CONTRASTE. für 6 Mark frei Haus! 
I !1J ich will die neue CONTR-\STE 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

Meine Anschrift: 

6 DM in Briefmarken/Scheck habe ich beigelegt. 

Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: 

CONTRASTE. Gaisbergstr. 97. Postfach 104520, 
6900 Heidelberg 1 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

4/91 : 



Impressum 
1 

Die atom ist eine Gemeinschaftsproduktion 
von Atom Express und atommOilzeitung. 
Herausgeber: Atom Express und LOnebur­
ger Arbeitskreis gegen Atomanlagen. 

Redaktionsadressen: 
atom , Postfach 1945,3400 Göttingen 
atom, Postfach 1109, 2120 LOneburg 
Tei.:04131/48599 (neu!) 

V .i.S.d.bgi.P .: 
Enno Brand, GOnter Garbers, Bemd Weid­
mann 

Bestellbedlngungen: 
Eine Ausgabe kostet 5 ,- Mark, fOrBOrgerinitia­
tiven und WiederverkAuter 3,50 Mark. Ein NJo 
für fOnf Ausgaben kostet 30,- Mark incl. Porto 

I 
und Versand. Förder-Abo: ab 50,- Mark 
Konto: •atom•, G. Garbers 
PSchA. Hamburg, Nr. 378 14-206 

Abo und Bestellpost bitte nur an: 
atom, Postfach 1109,2120 LOneburg 

Spendenkonto: 
Bemd Weidmann, Sonderkonto 
PSchA Hannover, Nr. 409898 -304 
Bitte keine Abo-Gelder aufs Spendenkonto I 

Moderne Zelten: 
Wer fOr die atom Ar1ikel schreibt. kann uns 
diese auch auf PC-Oiskette abgespeichert 
zusenden (zusAUllch einen Ausdruck). Fol­
gende Disketten können wir verarbeiten: 
1.) 3,5 Zoll-Disketten tor Apple/Macintosh oder 
MS-OOS 
2.) 5 1/4 Zoll-Disketten mOssen auf 360 Kilo­
byte und einseitig formatiert sein. 
Die Artikel mOssen als Word, Wordstar, Txt, 
Pagemakar oder Ward-Perfekt Dokumente 
abgespeichert sein. Disketten und Ausdrucke 
bitte an die LOneburger Redaktion. 

Eigentumsvorbehalt: 
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese 
Zeitung solange Eigentum der Absender. bis 
sie dem/der Gefangenen pers6nllch ausge­
händigt worden ist. ·z .ur-Habe-Nahme" ist 
keine persönliche AuahAncligung 11'1 Slme 
des Vorbehaltes. Wird d ie Zeitschrift dem/der 
Gefangenen nicht persOnlieh ausgehändigt, 
ist sie den Absendern mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurOckzusenden. 

Archlvarisches: 
Dies Ist die atom Nr. 35, Mai/Junl1991 . 
Nach der guten alten ZAhlweise fOr Fans, 
Sammlerinnen und Nostalglkerl:men: 
Atom Express Nr. 75 
atommOIIzeitung Nr. 63 

Titelbild: 
Pan-Foto/GOnter Zlnt, Montage: atom 
RedakUonuchluß tordie nächste atom: 
Mitte Junl1991 

Schwerpunkt 1: Disku~sion 
Während die Anti-AKW-Bewegung von immerstärkerer Auszehrung betrof­
fen zu sein scheint, stellt sich die Atom-Industrie in neuem Licht dar. Nach 
Jahren der Stagnation herrscht in den Chefetagen wieder ein zunehmend 
optimistischer Ton. 
Ph6nlx aua der Aache? 4 
Atomaufachwung o.t 9 
Anti-AKW-Bewegung am Ende? 12 

Schwerpunk II: 
Wenn der Castor kommt ... 
Rollen bald die ersten hochradioaktiven Atomtransporte nach Gorleben? 
Wenn der CUtor kommt... 15 
C.stor: Klappe die Dritte - Ober Entaorgungsn6te, 
Nebenbestimmungen und drohenden Widerstand 16 

Endlager Gorleben • .. darf wettergebaut werden 
Faß lagerGorleben 
Wir atellen una quer! 

Schacht Konrad: Auslegung der Plane Im Mal 
Endlager Morsleben - noch nicht dicht 
AKW Stendel: Info Bus soll fOr Akzeptanz sorgen 
Atommafia Goea Eut 
Wlamut: 9.000 mal Lungenkrebs; 15.000 mal Silikose 
15 Jahre BIU Hamm 

Tschernobyl: 
Erinnerungen an Tachemobyl 
Wu habt Ihr mH dem Regen gemacht 

THTR·Eiemente nach Ahaus? 
Stade lAuft weiter 
Brokdorf • Geschichte eines Widerstandes mit langem Atem 

Kriminalisierung: 
Startbahnprozeß: Das Urteil 
Wegen Katastrophen'schutz' § 129a Prozeß in Stammheim 
Neuer Prozeß gegen Alexander Schubart 

Schwerpunkt 111: Anti-Krieg 

20 
22 
24 

25 
29 
30 
33 
34 
36 

39 
42 

44 
46 
50 

53 
58 
60 

Der Golfkrieg geht- auch nach seinem Ende- weiter. Dabei zeigt er sich von 
ganz verschiedenen, nicht weniger grausamen Seiten: im Massensterben 
der Kurdinnen und in der Frage der gewaltsamen Durchsatzung nuklearer 
Proliferation. 
Der Krieg geht weHer 62 
Neue Weltordnung versua ABC-Waffen 65 
Kriege gehen nie zu Ende Spendenaufruf von medlco 67 

Spendenakt Ion: 
Medienprojekt fOr die Guerilla in EI Salvador 68 

3 



Diskussion 

Phönix aus der 

Atomenergie 
aus der Krise ? 

1986, noch kurzvor Tscherno­
byl, führten wir den "Nachweis": 
"6kolog/sch und energiepolitisch (I) 
ist die Atomkraft am Ende. IhrGefah­
renpotential wird unbeherrschbar 
bleiben, Ihre Wirtschaftlichkelt zwei­
felhaft. "FOrdle USAwurdedas Ende 
der Atomindustriedamals bereitsals 
Fakt behauptet und es wurde 
prognostiziert: •ifnd einmal wird es 
auch auf der ganzen Welt sein/"() ln 
der Jugend hat man/frau noch TrAu­
me? 
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1987, ein Jahr nach Tschernobyl 
behauptete und prophezeite auch Klaus 
Traube: "ln Deutschland und auch weltweit 
werden - mit wenigen Ausnahmen - keine 
Kernkraftwerke mehr in Auftrag gegeben.ln 
der Bundesrepublik sind lediglich noch drei 
Atomkraftwerke im Bau, die 1981182 bestellt 
worden sind. Es gibt aber Oberhaupt keine 
Aussichten fOr die Atomindustrie, daß in nil­
herer Zeit weitere Atomkraftwerke bestellt 
werden. Und das gilt fOr die allermeisten 
Lilnder. Ein halbwegs Intaktes Atompro­
gramm gibt es nurnoch in Frankreich, Japan 
und im Ostblock. •(taz 4.6.87) Die Ausstiegs­
diskussion nach Tschernobyl baute in einer 
breiten Öffentlichkeit den Eindruck auf, das 

Ende des Atomzeitalters sei nur noch eine 
Frage der Zeit. 

Es gab natOrlich auch immer andere 
Stimmen, die eher nOchtarn warnten. Rei­
mar Paul schrieb in dem Nachwort zum 
ansonsten ebenfalls eher Optimismus ver­
breitenden Buch "Atomkraft am Ende?": 
"Diese lndustrie mußte zwar Abstriche an 
ihren Plilnen machen. Dank staatlicher Hilfe 
und 6konomischer Potenzen ist sie mit ihren 
Handlungsm6g/lchkeiten aber ooch lange 
nicht am Ende - allen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zum Trotz. • () 

Allgemeingut war aber, daß die 
Atomindustrie nicht nur politisch, soncsern 
auch ökonomisch in einer Krise steckte. Das 



Asche? 

konnte auch garnicht bestritten werden und 
das mußten selbst die auf Zweckoptimis­
mus getrimmten Atom-Protagonisten kon­
statieren. Heute mehren sich dagegenwelt­
weit die Zeichen, daß es wirklich nur eine 
Krise war, eine die mittlerweile Oberwunden 
ist. Die Kräfte der Menschen, die sich gegen 
diese Industrie, den Staat und die Nutzung 
der Atomenergie stellten, scheinen dage­
gen verbraucht. 

Atomausbau International 
ln einer Veröffentlichung der Sie­

mens/KWU aktuell zum Golfkrieg hieß es: 
"Im Hinblick auf die Golfkrise gewinnt eine 

weitere Reduzierung der EinfuhrabMngig­
keit vom 61 und, damit verbunden, ein zu­
nehmender Kernenergieeinsatz wieder an 
Bedeutung. • (vgl. Faz 13.3.91) Brachte der 
Golfkrieg der internationalen Atomindustrie 
den neuen Aufwind,denwirfOrdie deutsche 
Atomindustrie mit der Wiedervereinigung 
analysierten? (vgl. atom Nr. 30, Anti-AKW­
Bewegung und IV. Reich)- Nein! Der Auf­
wind fOr die Atomenergienutzung setzte 
international schon lange vor dem Golfkrieg 
ein. Die Auftragsbücher der Atomhersteller 
haben sich bereits seit Jahren wieder ge-

. tOllt. Die mageren Jahre sind vorbei. Der ab­
solute Tiefstand bei der Neuinbetriebnah­
me war 1989, mit ganzen 3 Blöcken welt-

Diskussion 

weit, erreicht. Bereits letztes Jahr (1990), 
war mit der Inbetriebnahme von 11 neuen 
Kernkraftwerken ein deutlicher Aufwärts­
trend zu verzeichnen. Anfang 1991 waren 
damit weltweit, einschließlich RGW-Staa­
ten, 415 Kernkraftwerksblöcke (421 Reak­
toren) mit insgesamt 338.375 MWe brutto in 
25 Ländern in Betrieb. (atw3/91) Dasmacht 
einen Atomenergie-Anteil von 17 Prozent 
an der internationalen Stromproduktion. 

Dieser Trend wird sich angesichts 
der in Bau befindlichen Anlagen und der 
darOber hinaus vorliegenden Bestellungen 
in den nächsten Jahren fortsetzen. Weltweit 
sind derzeit zusätzlich zu den 415 Anlagen, 
die in Betrieb sind, weitere 97 Kernkraftwer­
ke in Bau. FOr nochmal17 Kernkraftwerke 
liegen bereits Bestellungen vor. 

Zu berücksichtigen istweiterhin, daß 
es sich bei den neu hinzukommenden Anla­
gen in der Regel um Großkraftwerke han­
delt, die eine weit höhere Leistungskapazi­
tät (durchweg 1000 bis 1300 MWe), als die 
älteren Modelle aufweisen. Das bedeutet 
natOrlich auch eine höhere potentielle Zer­
störungskraft im Fall eines GAUs. Der 
Übergang zum Bau von Großkraftwerken 
zeigt sich deutlich seit Anfang der 80er Jah­
re. (siehe Tabelle) 

Inbetriebnahmevon Kernkraftwerks­
blöcken ln derWelt (ohne RGW-Staa­
ten) von 1970 -1190 (in 5-Jahres-Pe­
rloden) 

Jahr Kernkraftblöcke elektr. Arbeit 
lnGWh 

.1970-75 
1975-80 
1980-85 
1985-90 

75 
73 
92 
46 

247.630 
298.101 
650.830 
466.500 

Mit den weltweit neu in Bau befindli­
chen und den bestellten Kernkraftwerks­
blöcken soll die derzeitige atomare Kraft­
werkskapazität von insgesamt 338.375 
MWe um 81.186 MWe auf eine Bruttolei­
stungvon419.561 MWegesteigertwerden. 
Das wäre ein Ausbau der Atomenergie, 
gemessen an den Kapazitäten, um 24 Pro­
zent! (vgl. atw 3/91) International ist also 
kein Ausstieg im gange, sondern es wird 
wieder verstärkt auf Atomkraft gesetzt. Die 
Neubauten verteilen sich auf insgesamt 17 
Länder. Derfolgende Oberblick bleibt bruch­
stOckhaft. 

USA 

Oie USA sind auch in der Atomener­
gienutzung weiterhin Weltmacht Nr. 1. 112 
Kernkraftwerken sind dort, Stand 1990, in 
Betrieb. 1986 waren es noch 99 Kraftwerke 
mit einer Gesamtleistung von 78.000 MWe. 
Der Ausbau schreitet auch dort weiter vor­
an. 

Ende 1989 beauftragte Präsident 
Bush das Department of Energy (DOE) mit 
der Entwicklung einer neuen nationalen 
Energiestrategie. Wie das US Council for 
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Diskussion 

Energy Awareness (USCEA) ausfOhrte, 
erfOIIe die Atomenergie alle Voraussetzun­
gen. Daher sei •eine verstllrkte Nutzung der 
Kernenergie die beste Voraussetzung, die 
neue Energiestrategie zum Tragen zu brin­
gen. • (atw 3/91) Mit den derzeitigen Kraft­
werkskapazitäten bauen die USA in der 
Elektrizitätsversorgung mit mehr als 20 
Prozent auf Atomenergie. 1990 sind mit den 
Anlagen Comanche Peak-1, Seabrook-1 
und Limerick-2, drei neue atomare Kraft­
werksblöcke in Betrieb gesetzt worden. Al­
les drei sind AKWs der Klasse Ober 1000 
MWe. Damit lag die Stromproduktion aus 
Atomkraftwerken in den USA fOr 1990 um 12 
Prozent Ober dem Vergleichzeitraum des 
Vorjahres. 

Die Kernkraftwerksbatreiber haben 
1990 unter FederfOhrung des Nuc/ear Po­
wer Oversight Committee (NPOC) einen 
strategischen Plan tOrden Bau neuer Kern­
kraftwerke entwickelt. Derzeit sind fOnf 
weitere AKWs in Bau und drei weitere be­
stellt. Erwogen wird jetzt auch die Fertigstel­
lung der beiden 1263-MWe-Kernkraftwerks­
blöcke Bellefonte-1 und -2. Deren Bau war 
1974 und 1975 begonnen und 1988 infolge 
reduzierter Strombedarfsprognosen abge­
brochen worden. Bellefonte-1 istzurund80 
Prozent und Bellefonte-2 zu rund 45 Prozent 
fertiggestellt WiederPräsidentdes USCEA 
Finger ausfOhrte, wollen die amerikani­
schen EVUs in den nächsten Jahrenweitere 
Kernkraftwerke in Auftrag geben, die Ende 
der 90er Jahre in Betrieb gehen sollen. ( atw 
2/91) 

Frankreich 

ln Frankreich waren 1990 55 Atom­
kraftwerke im kommerziellen Betrieb, die 75 
Prozent der Stromerzeugung trugen. Be­
reits 1990wu rde fOr drei weitere Kraftwerke, 
Cattenom-3 (DWR, 1362 MWe), Golfech-1 
(DWR, 1363MWe)undPenly-1 (DWR, 1382 
MWe), die Netzsynchronisation gemeldet. 
Penly-1 ging noch 1990 in den kommerziel­
len Betrieb. Golfech-1 folgte am 1. Januar 
1991, Cattenom-3am 1. Februar.(atw3/91) 

Fantweitere Atomkraftwerke sind in 
Frankreich im Bau und fOr nochmals drei 
liegen bereits Bestellungen vor. (Faz 
13.3.91) Von den in Bau befindlichen Anla­
gen wird fOr den Block Cattenom-4 mit der 
ersten Netzsynchronisation im Oktober 
1991 gerechnet. FOr den Standort Golfech, 
der im Endausbau ebenfalls vier Blöcke 
erhalten soll, ist die Inbetriebnahme des 
zweiten Blocks Mitte 1993 geplant. (atw 3/ 
91) 

Japan 

Japan hält (die ehemaligen RGW­
Staaten und d.h. speziell dieSUeinmalaus­
genommen) unter den kapitalistischen In­
dustriestaaten Platz drei im Atomwahn; 
hinter den USA und Frankreich und vor der 
BAD. 1990 waren 41 Kernkraftwerksblöcke 
mit einer installierten Bruttoleistung von 
32.224 MWe in Betrieb. Damit wird 29 Pro­
zent des Stroms in Japan mit Atomkraftwer­
ken erzeugt. 
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1990 wurden 2 Anlagen mit je 1100 
MWe, die Atomkraftwerke Kashiwazaki­
Kariwa-2 und -5, in den kommerziellen 
Betrieb Obernommen. Hinzu kam ein For­
schungsreaktor JRR-3. (atw 3/91) Weitere 
elf Kernkraftwerksblöcke mit insgesamt 
10592 MWe sind derzeitnoch in Bau, darun­
ter ein Schneller Brutreaktor. Alle diese 
Anlagen sollen bis 1995 fertiggestellt und in 
Betrieb genommen sein. 

Inderweiteren Planung bis zum Jahr 
2000 befinden sich noch ein Siedewasser­
reaktor der 825-MWe-Kiasse (Standort: 
Maki-1) und 2 fortgeschrittene Siedewas­
serreaktoren mit je 1356 MWe, die Anlagen 
Kashiwazaki-Karlwa-6und-7.FOrKashiwa­
zaki-Kariwa-6 und -7 ist der kommerzielle 
Betriebsbeginn fOr jeweils Juli 1996 und 
1997geplant. FOrMaki-1 wlrddasJahr2000 
genannt. (atw 3/91) 

Im Dezember letzten Jahres wurde 
der vorläufige Baustopp fOr drei Akws 
gemeldet. Unterbrochen wurden die Arbei­
ten in Nlshni Nowgorod im Norden der 
Sowjetunion, auf der Akw-Baustelle in 
Rostow am Don und in Saporoshe in der 
Ukraine. Bereits im September letzten Jah­
reswurde die Kernbrennstoffabrikin der ost­
kasachischen Großstadt Ust-Kamenogorsk 
nach einer schweren Explosion geschlos­
sen. Am 13.September 1990warendortbei 
der Explosion riesige Mengen radioaktives 
Giftgas ausgetreten. Die Grenzwerte tOrdas 
hochgiftige Element Beryllium wurden in der 
Region bis zum sechzigfachen Oberschrit­
ten. Das Gebiet Ust-Kamenogorsk ist, wie 
das Gebiet um Tschernobyl, zur ökologi­
schen Notstandszone erklärt worden. (Faz 
21.9.90) 

Inbetriebnahmeplan der japanlachen Atomkraftwerke Im Bau 

Standort 

Tomari-2 
Ohi-3 
Ohi-4 
Shika 
Kashiwazaki-Kariwa-3 
Hamaoka-4 
Genkai-3 
Kashiwazaki-Kariwa-4 
Onagawa-2 
Genkai-4 
SIVR Monju 

Reaktortyp 

DWR 579MWe 
DWR 1180 MWe 
DWR 1180 MWe 
SWR S40 MWe 
SWR 1100 MWe 
SWR 1137 MWe 
DWR 1180 MWe 
SWR 1100 MWe 
SWR 825MWe 
DWR 1180 MWe 
BrOter 

Inbetriebnahme 

1991 
Dez. 1991 
Feb.1993 
März 1993 
Juli 1993 
Sep. 1993 
März 1994 
Juli 1994 
Juli 1995 
Juli 1997 
Okt. 1992 

Auch nach dem Beinahe-Super­
GAU im Reaktor Mihama-2 in Fukui vom 9. 
Februar dieses Jahres wird in Japan weiter 
voll auf Atomenergie gesetzt. Im For­
schungszentrum 0-arai ist bereits die Ent­
wicklung der, als •neue Generation"verkauf­
ten, Hochtemperaturreaktoren ingange. FOr 
den vom Japan Atomic Energy Research 
Institute ( JAERI )geplanten Reaktor (HTTR) 
mit einer thermischen Leistung von 30 MW 
wurdedie Baugenehmigungam 22. 11. 1990 
vom Premierminister T. Kaifu erteilt. Die 
Bauarbeiten begannen nochzum Jahresen­
de 1990. 

Sowjetunion 

ln der Sowjetunion sind derzeit 55 
Atomkraftwerke in Betrieb, die 12 Prozent 
zur Stromversorgung beitragen. Seitder Ka­
tastrophe von T schemobyl gibt es insbeson­
dere in der Ukraine und im angrenzenden 
Weißrußland einen starken Widerstand, 
allerdings regional zersplittert und sehr 
moderat. So hatte sich bereits im August 
1989 zwar auch der Präsident der ukraini­
schen Akademie der Wissenschaften Paton, 
fOr einen Baustopp aller Kernkraftwerke 
ausgesprochen,abernurinderUkraine. Ein 
Volksdeputierteraus Kiewempfahl, den Bau 
der ukrainischen Kraftwerke zu stoppen, 
•bfs eine neue Generation von Reaktoren 
mit hiJheren Sicherheitsstufen entwickelt 
worden sei. • (Faz 9.8.89) 

(erste Kritikalität -Betrieb) 

Ein Abschied von der Atomenergie­
nutzung folgt daraus und aus den ergriffe­
nen Maßnahmen jedoch nicht. Bei den 
Baustopps fOr die drei Akws, die alle drei 
groBteils fertiggestellt waren, handelt es 
sich nur um Moratorien, die allein der Beru­
higung des Widerstands geschuldet sind. 
Alle Zeichen stehen weiter auf Ausbau. 
Derzeit sind noch 26 Atomkraftwerke in Bau 
und fOr sechs weitere liegen Bestellungen 
vor. (Faz 13.3.91) 

Osteuropa 

Bis auf Polen, das sein Atompro­
gramm erstmal auf Eis legte, setzen auch 
alle Obrigen ehemaligen RGW-Länder trotz 
Widerstand und ökonomischer Krise weiter 
auf den Ausbau der Atomenergie. 

ln Polen beschloß die Regierung 
Anfang September letzten Jahres die Vor­
bereitungen zum Bau eines AKW-Biocks in 
Klempicz bei Posnan zu stoppen und die 
Baustelle Zarnoviec bei Gdansk einzumot­
ten. Bis zuletzt hatten die EG-Kommission 
und westliche Reaktorbauer (Siemens/ 
KWU, Electricit'e de France und Belgatom) 
versucht Polen bei der Stange zu halten. Er­
folglos. - Ausschlaggebend fOr das ·polni­
sche "Nein" ist die desolaten Finanzlage. 
Einen •begrenzten• zweiten Anlauf in der 
Atomenergie soll es aber geben; nach dem 
Jahr 2000. (taz 7.9.90) 

Anders in Bulgarien. Dort sind zur 



Zeit fünf Reaktoren sowjetischer Bauart mit 
je 440 MWe in Betrieb. Trotz massiver 
Warnungen von Experten, sowie der Arbei­
ter des Atomkraftwerkes selbst ( !), die die 
Regierung angesicht der Mängel an den 
Reaktoren auf die "Gefahr eines zweiten 
Tschernobyl in Bulgarien" hinwiesen, hat 
der Ministerpräsident Andrei Lukanow an­
gekün~igt, auch den sechsten Reaktorblock 
des Atomkraftwerks Kosloduj in Betrieb zu 
nehmen. (taz 6.10.90) Auch hier drängen 
westliche Reaktorbauer zusammen mit der 
Internationalen Atomenergieagentur 
(IAEO) auf einen Weiterbetrieb und erhof­
fen sich gleichzeitig Aufträge für die sicher­
heitstechnische Nachrüstung der Reakto-
ren. 

Rumänien ist das einzige Land 
Osteuropas mit Schwerwasser-Reaktoren 
aus westlicher (kanadischer) Fertigung. Das 
rumänische Atomprogramm sah den Bau 
von fünf Blöcken miteiner Bruttoleistung von 
je 700 MWe an dem Standort Cernavoda 
vor. Die Bauarbeiten zum ersten Block be­
gannen 1980. Die kommerzielle Inbetrieb­
nahme sollte 1993 erfolgen. 1982 wurden 
die Bauarbeiten an Block-2 aufgenommen, 
1984 an Block-3, 1985 an Block-4 und 1986 
an Block-S. Alle Blöcke sollten 1999 in Be­
trieb gehen. 

Das Programm wird jetzt in Zusam­
menarbeit mit der Internationalen Atome­
nergie-Organisation (IAEO) und Kanada 
fortgeführt. Die reinen Bauarbeiten für den 
ersten Block sind zu 84 Prozent abgeschlos­
sen. Die Betriebsaufnahme des ersten 
Blocks soll nach der neuen Projektion mit 
nur einem Jahr noch 1994 
erfolgen. Einweiterer Atompro-
gramms über die fünf ist 
in Planung. Für einen 
den derzeit Studien 

nach Zahlen von ace 1000mal 
höher sein, als in der übrigen CSFR. 

Wie Rumänien, versucht jetzt auch 
die CSFR ihr Atomprogramm in Kooperation 
mit westlichen Firmen voranzutreiben. Für 
den Standort Bohunice (4 Blöcke mit je 440 
MWe-Reaktoren vom Typ WWER) erstellt 
Siemens/KWU zur Zeit eine Expertise über 
die sicherheitstechnische Auslegung. Nach 
der Durchführung von Nachrüstungen sol­
len die Kraftwerksblöcke Bohunice-1 und -2 
noch bis 1995 betrieben werden. (atw 2/91) 
Für das in Bau befindliche Akw in Mochovce 
hat Siemens/KWU bereits den Auftrag zur 
Nachrüstung mit westlicher Leittechnik 
erhalten. Mochovce soll 1993 in Betrieb 
gehen. Über eine Beteiligung am tschecho-

slowakischen Maschinenbaukonzern Sko­
da, hofft Siemens auch die Nachrüstungs­
aufträge für die übrigen sieben bereits lau­
fenden Reaktoren russischer Bauart in der 
CSFR zu bekommen. Außer den 4 Blöcken 
in Bohunice stehen drei weitere Reaktoren 
dieser Bauart im Atomzentrum Durkovany. 

Das atomare Großprojekt der CSFR 
ist aber der Atomkraftwerkskomplex Teme­
Hn. Vier Atommeiler mit einer Leistung von 
4 x 1 000 Mwe sollen hier ab 1994 Strom 
produzieren. Fünf Dörferwurden mit Baube­
ginn Mitte der 80er Jahre für das Vorzeige­
projekt dem Erdboden gleich gemacht: 
Temelinec, Krtevov, Knln, Brezi und Pod­
haj. Nachdem Sturzdersozialistischen Re­
gierung im Spätherbst 1989 wurde zunächst 
eine "Denkpause• eingelegt. Jetzt ist klar: 
Die Blöcke 1 und 2 werden mit westlicher 
Technik weitergebaut. Der Bau der Blöcke 3 
und 4 wurde zunächst gestoppt. Nur eines 
ist sicher. Sie werden gebaut; wahrschein­
lich insgesamt mit westlicher Technologie. 
An den Ausschreibungen beteiligen sich 
neben Siemens/KWU auch Framatome und 
Westinghouse. 

Wiedervereinigte deutsche 
Atomwende: 
Ausstieg oder Ausbau? 

ln der Diskussion um die Wiederve­
reinigung hatten wir für das neue IV. deut­
sche Reich eine kommende atomare Re­
naissance analysiert. War das doch zu 
schwarz gesehen? Schließlich ist nach der 
WAA in Wackersdorf jetzt im März auch der 
Schnelle BrOter von Kaikar gestoppt wor­
den. Und auch die kleine WAA (WAK) in 
Karlsruhe soll abgerissen wer-

(taz 25.3.91) verkündete die 
"W.atllcBirisJfenma der &lflageJrpr,ojekte 

Diskussion 

juristische Stillegung nach Prüfung in 2 
Jahren geschürt. Gegen das AKW- und das 
heißt gegen die Landesregierung- klagen­
de Bürgerinnen werden zum ROckzug ihrer 
Klage überredet, weil diese (was realistisch 
ist) keinen Erfolg haben wird, aber sie wer­
den mit der ebenso illusionären Hoffnung, 
daß die Landesregierung mit Papa Sehrö­
der das in 2 Jahren schon für sie richten 
wird, beruhigt und vorerst stillgestellt ln 
Schleswig-Holstein, wo nach dem ursprüng­
lichen Ausstiegsversprechen (auch da hieß 
es 2 Jahre) bereits letztes Jahr alle Atom­
kraftwerke still stehen sollten, und wo dann, 
als jeder Druck ausblieb, sehr schnell1996 
anvisiert wurde, wird jetzt auf das Jahr 2010 
vertröstet. (taz 23.3.91) Wer's glaubt, wird 
SPD-Iig. 

Real droht nach dem Sterben der 
Waahnsinnsprojekte Wackersdorf und Kai­
kar auch im vereinigten Deutschland die 
Expansion der Atomindustrie, vorrangig im 
Bereich der ehemaligen DDR. Wofür es 
eigentlich "Oberhaupt keine Aussichten• 
mehr geben sollte, -der Neubau von AKWs 
-, soll mit Greifswald und Stendal gleich 
zweifach ins Haus stehen. - Oder nun viel­
leicht doch nicht, wo Möllemann doch plötz­
lich sagt, •neue Kernkraftwerke nicht zwin­
gend'7 

ln der sozialdemokratischen Presse 
(taz und FR) wurden die Äußerungen Mölle­
manns, die dieser in einem extra für den 
Spiegel geschriebenen Beitrag öffentlich­
keitswirksam unterbreitete, sofort als eine 
Änderung des Atomkurses der Bundesre­
gierung gedeutet. ln der taz wurde gar die 
Mir verbreitet "in und bei der Energie-
wirtschaft hat • M61/e-

an 

lidbs:~IS'Ul:wti..._!!e~n~';;;i~~~~:~~.~ wiebeim Sehne I-
hat, wäre ihm vorzuwerfen. Die len Brüter in Kaikar und bei der Wiederauf-
Anti-AKW-Bewegung hatwirklich nicht mehr arbeitungsanlage in Wackersdorf, so Mölle-
zu bieten. Und mehr als von der Anti-AKW- mann, dürften sich nicht wiederholen. Dort 
Bewegung erwarten wir von einer Regie- wurden"dieChancenfüreinenKonsensvon 
rungskoalition schon lange nicht. Vorzuwer- Befürwortern und Gegnern nicht ausge-
fenistihmaber,daßerdielllusionenschOrt sch6pft."lm Hinblick auf den Umbau der 
in einer rot-grünen Regierungskoalition Energieversorgung in den neuen Lindern 
könne der Ausstieg rein parlamentarisch, fordert er die SPD insofern auf: "Wir müssen 
juristisch gelingen, anstatt die Karten scho- einen gemeinsamen Nenner finden über die 
nungslos und offen auf den Tisch zu legen. jeweils unterschiedlichen Ausgangspositio-
ln Sachen Endlager wird die Landesregie- nen hinweg. "Er macht auch deutlich, wie er 
rung regelmäßig von Töpfer angewiesen, sich die Annäherung vorstellt. Von einer Än-
und in Stade wiederholt sich das gleiche derung des Atomkurses kann da keine Rede 
SpielwieinSchleswig-Holstein.lm Hinblick sein: "Die Debatte über den Kohlendioxid-
auf die laufenden SicherheitsOberprO tun- Ausstoß herk6mmlicher Kraftwerke und die 
genwird vertröstet und die Hoffnungaufeine damit verbundene Gefahr einer Klimakata-
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strophe hat erst begonnen. Und in dieser und 1996 stillgelegt werden. darum geht, wann die Regierung meint sich 
dazu auch bekennen zu können. Debatte spielt die Kernenergie weltweit eine Mittlerweile ist dieserBeschluß nicht 

neue Rolle. • Natürlich sei die Stromversor- mehr das Papier wert auf dem er steht. Der 
gunginden neuen Bundesländern auch auf Prozeß des Ausstiegs aus dem Ausstieg Gibt es ein Leben gegen die 

Katastrophe? 
andere Weise als durch Atomenergie zu wurde seit Anfang letzten Jahres ständig 
erreichen. Aber: •umweltpolitisch mOssen forciert. 
wir den Einsatz der Kohle verringern. Die Im Januar 1990 ging die Zuständig-
internationale Entwicklung · Beispiel keit für Energiefragen vom Umweltministe- Das Fazitistdüster, wiedie Perspek­

tiven für eine radikallinke Politik insgesamt. 
Die Atomindustrie hat ihre Krise überwun­
den: ökonomisch aber auch politisch. Oie 

Schweden - weist auf eine Neubewertung rium auf das Industrieministerium Ober und 
der Kernenergie aus 6kologischen Oberle- wurde damit der Ausstiegsbefürworterio 
gungen hin. vermeidet die Birgitte Oahl entzogen und dem Atombefilr-
Emission von vor allem worter Rune Molin übertragen. Neue Kam-
aberemittieren nichtdas missionen kalkulierten alles noch einmal 

Auftragsbücher si gefüllt. Der Ausbau 
schreitet voran. mehr Menschen sind 

klimaseMdliehe Kern- durch und erarbeiteten neue Vorlagen, auf bereit die von Energie aus dem 
frage sei, "ob durch deren Grundlage im Herbst entschieden Atom nzen als quasi 
Vermeidung der Atc>m•ll werden sollte, ob Atomkraftwerk !tllirotienm.- Hiroshima, 

iflil'iiill!lr!~ 1r scheljabinsk, Har­
~C!III~~~~~~~~~~~ Gau's und 

indem Wir das intl9(lltati,OI m..,Wnlarj~ilb~lalirklic:h 1995 ab;EUS>Cl'IJIJEtn 
du~h C~~~~~~~~~~ derOfl~nti·I-Etit 
Darüber wolle er 
Er wolle noch 
Jochen Vogel, "'"'"'"'"'"'"' _.,_.,,...,.,"u," 
holm, Wi/ly Brandt 
sprechen. • (Spiegel 1 
sind inzwischen gelaufen. 
sprächsinhalt wurde Stillschweigen 
bart. Wenn Hannes Kempmann in der nie­
dersächsischen Regierungskoalition mit 
der SPD was für den Ausstieg tun will, dann 
soll er herausbekommen, worüber bei die­
sen Gesprächen mit den SPD"Oberen Still-

schweigen v:~~i:~~~~fi~~~-cher: Wenn von 
vereinbart wird, dann 
den Atomkraftgegnerinnen demnächst den 
Ausstieg verkünden zu können. 

Mit dem Stop für Wackersdorf und 
Kaikar und der Europäisierung der Spitzen 
der Plutoniumwirtschaft, wurden die Vor­
aussetzungen für einen neuen energiepoli­
tischen Konsens mit der SPO auf der Ebene 
eines weniger ambitionierten Ausbau des 
Atomprogramms zurückgewonnen. Aber 
auch zu diesem Atom-"normal"-programm 
gehören selbstverständlich noch nationale 
Plutoniumbereiche, wie die Alkern und der 
Bunker in Hanau. Zeitdruck diesen neuen 
Konsens in der Praxis mit Ausbau sichtbar 
zu machen, besteht derzeit nicht. Das kann 
in Ruhe vorbereitet werden und dazu wird 
eine Debatte gehören. Und da, das ist zu be­
fürchten, werden wir wie wir jetzt dastehen 
alt aussehen. Wie das Ganze ablaufen wird, 
dafür bietet Schweden, MOllemann deutete 
es an, das Beispiel. 

Beispiel Schweden: Aus­
stieg aus dem Ausstieg 

Schweden ist das Paradebeispiel 
sozialdemokratischer Ausstiegspolitik. Bis 
1979 wurde dort mit sozialdemokratischem 
Fortschrittsoptimismus ein torscher Ausbau 
der Atomenergie vorangetrieben. 12 Kern­
kraftwerke mit einer installierten Bruttolei­
stung von 10.255 MWe tragen heute 45 
Prozent der schwedischeil Stromversor­
gung. Den Umschwung brachte erst der 
Reaktorunfall im amerikanischen Atom­
kraftwerk Three Mile lsland, dem ersten 
öffentlich bekanntgewordenen GAU vor 
Tschernobyl. ln einer Volksabstimmung 
wurde 1980 erzwungen, bis zum Jahr 2010 
aus der Atomenergie auszusteigen. Die 
ersten beiden Reaktorblöcke sollten 1995 
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Mahnmale zum 
•• lbei•mm,.".,.,."n•Men-

es gibt ein 

Art .... lnrAi,r!h••r verwertet. 
~iWlKAN/J~~Iielun1g ist ursprünglich 

,~;l~l'i,~~fi~~l:~~~.~~ nämlich t gewachsenen 
ter~u~~hu1htrln !Slil!lchwec:Rt'tii~WIIIIft!l:s- Bereitschaft ium gesellschaftlichen Kon-
tn ... ,.,,, .... n,.,in••titlllt Sifo meinen heute flikt, stark geworden. Oie ist für die Linke 
Prozent Schwedinnen, daß die Atom- insgesamt im Herbst 1977 gebrochen wor-
kraft nicht bis zum Jahr 2010 stillgelegt den.FürdieAnti-AKW-Bewegungwurdesie 
werden soll, oder daß man sie garnicht im Juli 1977 in Malville mit blutiger Gewalt 
aufgebensoii.(Faz7.5.90)AndereUntersu- und im September 77 auf dem Weg nach 
chungen kommen zu noch klareren Mehr- Kaikar auf den Autobahnen mit geladenen 
heiten gegen einen Ausstieg. Wenn Arbeits- Maschinenpistolen gestoppt. Erst aus die-
plätze gefährdetwürden, wollen zwei Drittel ser Erfahrung heraus, dann unter dem Ein-
der Schwedinnen an der Atomenergie fest- fluß der GRÜNEN und der in den 80er prä-
halten. (Faz 7.11.90) gend gewordenen Friedensbewegung hat 

Im April1990 trat der Ministerpräsi- sich auch in der Anti-AKW-Bewegung im-
dent Carlsson mit einem Beschluß vor die mer mehr die vorwiegend naturwissen-
Öffentlichkeit, der genau darauf kalkuliert schaftlieh-technische Risiko-Argumenta-
war, sich zur Abkehr vom Ausstiegsbe- tion Bahn gebrochen. Diese Dominanz des 
schluß zwingen zu lassen. Man halte an der technischen Verständnisses führte aber zu 
Abschaffung der Kernenergie fest, hieß es, einer vollkommenen Hilflosigkeit im poilt-
aberschlage dem Parlament die Aufhebung sehen Verständnis. Oie Lähmung der Bewe-
des Beschlusses über die Begrenzung der gung rührt zum guten Teil aus ihrer Entpoli-
Kohlendioxydbelastung vor. Der Aufschrei tisierung. Das ist der Zustand der seitgerau-
war erwartet groß und leidenschaftlich mer Zeit mit der Aneinanderreihung von 
konnt~ sich der Ministerpräsident in der immer neuen Aktionen an Aktionen, an 
anschließenden Parlamentsdebatte dage- Aktiönchen fortgeschrieben wird. Zum 
gen verwahren, daß er die Kernenergie nicht Brennpunkt gesellschaftlichen Konflikts 
abschaffen wollen. wird die Atomenergie dadurch nicht ge-

Auf ihrem Parteitag im September macht, von der Utopie einer Anti-AKW-Be-
1990 beschloß die Sozialdemokratische wegung als Ansatzpunkt für eine radikale 
Partei das Datum 1995196 zu streichen und Veränderung der Beziehungen der Men-
dem Ministerpräsidenten •freie Hand" für sehen untereinanderundallergesellschaft-
Gespräche mit der bürgerlichen Opposition licher Verhältnisse die sie eingehen insge-
über eine "dauerhafte Regelung" der Ener- samt ganz zu schweigen. Insofern stehen 
gieversorgung zu geben. Der Reichstags- wir an·einem Endpunkt; einem Ende, daß 
beschluß; der den Ausstieg aus dem Aus- sich natürlich endlos verlängern läßt ... 
stiegsbeschluß auch formal absegnet, wird 
noch für dieses Jahr erwartet. 

Noch geht es nur um den Ausstieg 
aus dem Ausstieg. Man/frau hat Zeit. Aber 
bereits jetzt heißt es: "Natürlich hütete sich 
die Regierung, sich zu einem Ausbau der 
Kraftwerke zu bekennen. • (Faz 23.4.90) Es 
ist in der Tat zu befürchten, daß auch das 
bereits entschieden ist, und daß es nur noch 

r. karsten 

) Michael Pester, Es war einmal Amerika. 
Oie US-Atomindustrie in der Krise, in: Atom­
kraft am Ende? Göttingen 1986, S.16 
) Reimar Paul, in: Atomkraft am Ende? 
Göttingen 1986, S. 155 



Gemeinschaftswerk: 
Atomaufschwung 

Ost oder 
der Traum von 

einer alten Sache 
Kommen sie nun oder kommen sie nicht, die Atomkraftwerke/Ost? 
M611emann sagt Ja, M611emann sagt Nein; Riesenhuber will; Töpfer 
rechnet ganz sicher damit und die SPD hat sich einmal mehr zu einem 
entschiedenen Jeln bzgl. der Atomenergienutzung durchgerungen. 
Die Bundesgrünen merken nichts: Wieso? Ist was? Die" Bewegung"(?) 
wartet mal ab und die Menschen ln der Ex-DDR freuen sich auf viele 
neue ArbeitsplAtze. Slemens/KWU stockt seinen Personalbestand vor­
sichtshalber wieder auf; die großen westdeutschen Energieversor­
gungsunternehmen wollen, ja fOhlen sich aus Sorge um unser aller 
Klima geradezu verpflichtet. Damit es auch wirklich losgehen kann, 
soll der Konsens her, vielleicht reicht auch ein "Energlefrleden". 
Endlich soll nach dem Willen der EVU's Wirklichkeit werden, was mit 
anderen Mitteln ln diesem Jahrhundert gescheitert war: DerTraum von 
einer alten Sache- Vom Atlantik bis zum Ural. Ein riesiges Stromver­
bundnetz gespeist aus Atomkraftwerken und die deutschen EVU's füh­
ren ln diesem Verbund Regle. 
Wer es noch nicht gemerkt haben sollte: Wir befinden uns aktuell ln­
mitten der Diskussion und der entscheldenen Phase über die zu­
künftige Ausrichtung der Energiepolitik-mit oder ohne Atomenergie. 

Ein neues Atom­
programm soll her 

Auch wenn es im Moment •nur· um den Bau 
zwei neuer Atomkraftwerke in Greifswald 
und Stendal geht, so geht es in Wirklichkelt 
doch um den Einstieg in ein neues Atompro­
gramm. Der Bau dieser beiden 1300 MW 
Reaktoren wOrde den Bau weiterer Anlagen 
bzw. den Ersatz fOr veraltete und stillgeleg­
te AKW's nach sich ziehen. Oie EVU's set 
zen auch fOr die Zukunft auf Atomenergie 
und wollen in Deutschland den Energiemix 
von bis zu 40% und mehr Anteil Atomstrom 
an der Gesamtstrommenge bel~halten. 
Dieser Anteil hat ln der Vergangenheit er­
möglicht, Atomstrom Im Grundlastbetrieb zu 
fahren, andere Formen der Stromgewin­
nung zu verhindern bzw. zu verdrängen. 
Atomenergie in großen Anlagen erzeugt und 
Ober große Verbundnetze zu verteilen ga­
rantiert den EVU's Ihren monopolistischen 
Einfluß im Strommarkt, gute Profite undeine 

Abhängigkelt der Gesellschaft von Atom­
strom. So wie die Atomenergie in den letzten 
20 Jahren eine vernOnftige, effieziente und 
sparsame Energiepolitik verhindert hat, soll 
es auch bleiben. Oie Produktion von Atom­
strom im Überfluß verdringt andere Strom­
gewinnungsquellen, garantiert ein zentrali­
stisches Versorgungssystem und ermög­
licht, ja erzwingtgeradezu das Eindringen in 
neue Absatzmärktevor allem im osteuropäi­
schen Raum. Oie Abhängigkelt anderer 
Länder von Stromimporten garantiert indi­
rekt auch einen Einfluß auf deren Politik. 
Nur unter diesen Bedingungen einer mögli­
chen aggressiven Stromabsatzpolitik rech­
net sich die Atomstromproduktion fOr die 
BetreiberunterbetriebswirtschaftlichenGe­
slchtspunkten. Und natOrllch nur solange 
sich ein Großteil der mit der Atomenergie­
nutzung verbundenen Kosten (Beseitigung 
des AtommOIIs, Verschrottung der Altanla­
gen, Schäden an Mensch und Natur durch 
Uranabbau, Wlederaufarbeitung, Radioak­
tivitätunderst rechtim Katastrophenfall) auf 

Diskussion 

die Gesellschaft abwälzen lassen. 
Aus versorgungspolitischen und wirtschaft­
lichen GrQnden ist der Bau neuer AKW's ln 
Ostdeutschland völlig OberfiOsslg. Das sagt 
Herr Möllemann, das sagen die EVU's 
selbst. Der Strombedarf und Verbrauch in 
der EX-DDR Ist seit 1989 um Ober 35 % 
zurQckgegangen und weiterhin rOckläufig. 
Insofern geht es aktuell mit den jetzt projek­
tierten Anlagen um die Nagelprobe der zu­
kOnftlgen Energlepolltik. 

Vernunft 
oder auf lange Sicht 

atomarer Wahn stehen 
zur Diskussion 

Die gegenwlrtlge Dlskuulon Ist ver· 
glelchb•r mit der Dlskuulon Anf•ng der 
slebzlger J•hre. D•rnsls wurde von einer 
SPD gefOhrten Bundesregierung d .. 
Atomprogr•mm beschlouen, welches 
uns bis heute ln Atem hllt. Die Fr•ge stellt 
steh •llerdlngs: Sind wir ln der L•ge uns 
•ktuell so m•ulv ln die Dl•kuulon ein· 
zu mischen, d•mlt uns die Wiederholung 
der Geschichte ersp•rt bleibt oder wsr· 
ten wir bis die erste B•ustelle elngerlch· 
tet Ist? U.rschleren wir dann wieder un· 
ter der P•role "der B•upl•tz muß wieder 
zurWiese werden• gegen festungsmlßl· 
ge Anl•gen an und holen uns blutige 
K6pfe oder bleibt die wt ... Wie" und 
d•mltb .. ta? 

Stand der Planungen 

Die alten Reaktore(l ln der EX-DDR sind 
noch lmmernlchtendgOitlg vom Tisch. Zwar 
ruhen die Baustellen in Stendal und Greifs­
wald. Die Blöcke 1-4 in Greifswald sind nach 
wie vor vom Netz, doch eine Be­
triebsgenehmlgung wurde ln keinem Fall 
bisher entzogen. lm Mai oder ~uni wird man 
vermutllchklarersehen, wenn Treuhand und 
GenehmigungsbellOrden Wirtschaftlichkelt 
und Genehmigungsfähigkeit OberprOft ha­
ben. Vorsicht ist geboten, denn zumindest 
einen Block der Altreaktoren hätte die Atom­
industrie gem restauriert. Sozusagen als 
VorzeigeobjekttOr das erhoffte NachrOstge­
schäft der Reaktoren sowjetischer Bauart in 
den osteuropäischen Lindern. Siemens/ 
KWU täte nichts lieber, um Qualität •made in 
germnany• unter Beweis zu stellen. Viel­
leicht gibt sich der ausgaben- und debakel­
freudige Forschungsminister Riesenhuber 
in Bonn als Schirmherr her und nimmt z.B. 
Block 5 in Greifswald unter seine Fittiche. 
Auf der Wintertagung des deutschen Atom­
forums Im Januar in Bonn hat dessen Präsi­
dent Berke den Weg vorgedacht: "Denkbar 
wlre z.B., daB die Bundesregierungein spe­
zielles Forschungsprogramm 'SicherheitfOr 
sowjetische Druckwasserreaktoren' auf­
legt, um Wege zu ermitteln, wie diese unse­
rem Stand von Wissenschaft und Technik 
angenlhert werden kfJnnen. • 
Der mecklenburgisch-vorpommersche Mi­
nisterpräsident Gomolka hätte gern solch 
eine Lösung tOrdie Altanlagen in Grelfswald. 
Die EVU's scheinen sich mittlerweile end-
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gOitig von den alten Anlagen verabschiedet 
zu haben und setzen nun mit voller Kraft auf 
den Bau neuer alter Anlagen aus dem 
Westen. Die sogenannten Konvoianlagen 
(Lingen, Neckarwesthelm II, Ohu II), Ent­
wicklungen aus den slebziger Jahren, sol­
len in Stendal und Greifswald mit je einem 
13oo MW Block feierlich Urstand haben. Die 
jeweiligen MlnlsterprAsldenten in Mackien­
burg und Sachsen-Anhalt sind angetan von 
dieser Idee und die Bevölkerung vor Ort 
ebenso, denn da kommen doch endlich Ar­
beitsplätze. So werden 3000 Arbeiter der 
Greifswalder Atomanlagen bis Ende 1992 
auf Kurzarbeit gesetzt und so bei der Stange 
gehalten. Ein bewußtes KalkOI, da man 
weiß, daß die Menschen in Ostdeutschland 
angeslchts der verheerenden Arbeitsplatz­
situation jeden Strohhalm begierig aufgrei­
fen. Hauptsache ArbeitsplAtze, egal wofOr, 
daß allerdings Im Falle des Baues neuer 
Atomanlagen das know how und die Arbei­
ter aus dem Westen eingeflogen werden, 
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mOssen jetzt die 81's vor Ortln mOhseliger 
Kleinarbeit den Menschen begreiflich ma­
chen. Ein hartes StOckArbeit angesichts der 
auf HochglanzbroschOren und mit Hilfe von 
schicken Infobussenvon den Betreibern und 
TOpfer unter die Menschen gestreuten 
LOgen. Dabei soll es nur eine Bemerkung 
bzw. Annekdote am Rande sein, daß fOr 
diese LOgenpropaganda der neuen Herren 
aus dem Westen die gleichen Menschen 
eingesetzt werden,dle zu alten Zeiten die 
Propaganda tOrdie heute ausrangierten An­
lagen betrieben. Und sie versuchen die 
neuen Anlagen aus dem Westen mit dem 
Hinweis auf den Schrott der alten Zelt 
schmackhaft zu machen. "Wes Brot Ich ess, 
des Lied Ich sing." · 
Und wAhrend der Schrott der alten Zelt, 
Abriß, Beseitigungderatomaren AbfAllege­
sellschaftlich getragen werden muß - die 
Treuhand wird es wohl aus dem an anderer 
Stelle verschleuderten Volksvermögen 
begleichen- beabsichtigen RWE, Preusse-

nelektra und Bayernwerke an den gleichen 
Standorten westlichen Schrottaufzubauen. 
SolAßt sichdanneine Telldesalten Schrotts 
(KOhltOrme, best. Infrastrukturen) sozusa­
gen dynamisch mit dem neuen Schrott ver­
binden. So wAchst zusammen, was zusam­
men gehört. 
Noch haben die Setreiber nicht die Geneh­
migungsantrAge fOr die neuen Reaktoren 
gestellt, doch das soll noch 1991 gesche­
hen. DafOr Ist allerdings die seit 1989 ver­
schärft gefOhrte Energiekonsensdebatte in 
die entscheldene Phase gebracht worden. 

Zwischen 
energiepolitischem 

Konsens und 
"Energiefrieden" 

Spätestens seit dem Aus fOr die WAA 
Wackeradort 1989 wird verstlrkt um einen 
Energiekonsens gerungen. Dieser soll 
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nichts anders belnhalten als die Zustim­
mung der SPD zur weiteren Nutzung der 
Atomenergie und zu den projektierten End­
lagern. Auch wenn es formal bisher keinen 
Konsens gibt, so Ist doch zumindest unter 
der Hand und in der realen Alltagspraxla der 
Konsens vorhanden. Wederdie SPDgefOhr­
ten Bundeallnder haben sich bisher konse­
quent der Ausstiegspolitik verpflichtet, 
ansonsten hAtten sie zumindest mit allen 
politischen und rechtlichen Mitteln versu­
chen mOssen z.B. dem weiteren Verschle· 
ben von abgebrannten Brennelementen 
nach La Hague und Sellafleld einel) Riegel 
vorzuschieben, durch masalve Aufkllrung 
und Information die Bev~kerung gegen die 
weitere Atomenergienutzung mobilisieren 
mOssen. Noch haben die SPD-llnder mit 
derBundesreglerungunddenEVU'sdieVer­
handlungen Ober die sogenannten Entsor­
gungsprojekte abgebrochen. Solange die 
SPD ln diesen Fragen zu Kompromlsaen 
bereit Ist, Ist sie auch mitverantwortlich fOr 

dieweitere Nutzung, fOrdlewelterwachsen­
denAtommOIIberge. Die Formel nach Recht 
und Gesetz reicht nicht fOr einen Ausstieg, 
wenn man nicht bereit Ist den Ausstieg aus 
der Atomenergienutzung zur politischen 
Frage zu machen unddementsprechendalle 
zur VerfOgung stehenden Mittel ausnutzt. 
Aber ein Zehnjatves-Ausstlegs~schluß 
derSPDzelgt~selgentllcheDIIemma. Man 
will, manwill nicht, mal sehen. Deutlichwird 
dieses Im aktuellen Verhalten der SPD, wo 
die EVU's ganz massiv den energiepoliti­
schen Konsens fordern. Noch sagt Harald 
B. Schlfer, umweltpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktlon, keine neuen 
AKW'slm Osten, d&M Ist fOr una die Frage 
des Ausstiegs in zehn, fOnfzehn oder mehr 
Jahren keine relevante Frage mehr. Dasist 
allerdings' schon die halbe Miete fOr die 
EVU's. Eventuell reicht dann den EVU's 
auch schon ein "Energlefrleden", der nl~ta 
anderes als ein Stillhalten der SPP bedeu­
ten kaM. Die bisherigen Atomanlagen kiSn­
nen mit Zuatlmmung der SPD weiterlaufen, 
ebensolange bis ale eh stillgelegt werden 
und dem jetzt geplanten Neubau stimmt die 
SPD nicht zu. Auch nicht niStlg, da fOr die 
Genehmigungen CDU gefOhrte Landesre­
glerungen und Im Sedarialall TISpfer zustln­
dlg sind. Und sollte die SPD wirklich in vier 
Jahren die Bundesregierung stellen, dann 
gibt es bis dahin ein novelliertes Atomge­
setz, welches nach Recht und Gesetz eine 
Genehmigungsverweigerung fOr die dann 
bereits Im Bau befindlichen Anlagen nicht 
mehr zullßt. Es kann und soll hier nicht 
nlher auf dleln Arbeit befindliche Novellle­
rung des Atomgesetzes eingegangen wer­
den. Allerdingszeichnet sich ab, daß u.a.ln 
der novellierten Fassung festgeschrieben 
werden soll: Ist erst einmal ein vorlluflges 
poaltlves Gesamturteil fOr eine beantragte 
Atomanlage abgegeben, dann erwAchst 
daraus fOr die Setreiber ein Anspruch auf 
alle weiteren Genehmigungen. Und man 
darlaieher sein, daß bls1994 (Bundestags­
wahl) ein poaltlves Gesamturteil vorliegt. 
Dleaeslstmomentan ein denkbares Szena­
rio Im Gerangel um den Energlekonsena. 
Die SPD kiSnnte Ihr Gesicht wahren, welter­
hin von Ausstieg reden ohne nennenswerte 
Konsequenzen ziehen zu mOsten und Herr 
Schlfer k6nnte sogar •zu und, w .... , und 
Luft•gegendleneuenAnlagenzu Felde zie­
hen, wie er es gegenOber Vertreterinnender 
Endlagerstandort-Bl'a Im Februar in Sonn 
beteuerte. · 

Doch ein Teil der EVU's, u.a. das RWE, 
wOrde einen echten Konsens vorziehen, um 
Vorgingewie z.B. In KalkarlnderZukunftzu 
vermelden. 
Dieses scheint Herr M6ßemann sehr wohl 
vernommen zu haben und deshalb hat er 
sich jetzt h6chat pers6nllch in die Verhand· 
Iungen auf h6chater Ebene mit der SPD 
eingeschaltet. lnsofem Ist MISIIemann nicht 
binnen vier Wochen umgefallen,wle es eini­
ge Zeitungen verbrelteten,nachdem M611e­
mann Im 'Spiegel' die Notwendigkelt von 
neuen AKW's Im Osten bezweifelte. Nein 
M611emann greift nur die Argumentation der 
Setreiber selbst auf und argumentiert mit 
dem fadenscheinigen Argument 'KUmaret­
tung' fOr die Atomenergie. M611emann wire 
nicht M611emann, wenn er alch nicht ala 

Dlaku~ 

Interessensverwalter großer Konzerne zel­
genWOrde.OhnedemwlreM611emannauch 
nicht Wirtschaftsminister. 
Die SPD wird allerdings sehr bald zeigen 
mOssen, wohin sie tendiert. Zum Konsens 
oder nur zum Energlefrleden? Durch die 
neue Situation in Rhelnland-Pfalz mit einer 
zukOnftlgen SPD Regierung wird sich sehr 
schnell das wahre Gesicht der SPD zeigen 
mOasen. Erteilt die neue Landesregierung 
die Betriebserlaubnis fOr MOlheim-Kirlieh 
oder bleibt Ihr diese PrOfung erspart, weil 
die alte abgehalfterte CDU-Reglerung noch 
schnell vor AmtsObergabe dieses Geachlft 
Obernlmmt. Ahnlieh wie in Hessen, wo die 
alte CDU-Reglerung noch schnell den 
Hanauer Nuklearbetrieben die endgOitlge 
Betriebserlaubnis erteilte und somit der 
neuen Rot/GrOnen Landesregierung die 
erste Peinlichkelt ersparte. 
Wlre die SPD lernflhlg, dann WOrde sie 
Ihren NOrn~rger Ausstiegsbeschluß auf 
dem SPD Bundesparteitag Ende Mal tat­
.slchllch revidieren und endlich und konse­
quent in einen Sofortausstiegsbeschluß 
umwandeln. 

Es darf 
keinen Energlefrleden, 

keinen Konsens 
geben 

Dann mo ... n wir UM jetzt einmischen 
undnlchteratdenneuen Bauzaunabw.,.­
ten. Warum .ollen die Hernc:haften el· 
gentlieh weiterhin ruhig verhandeln und 
pallavern kOnnen. lat .. mOgllch Ihnen 
bei enteprechenden Gelegenheiten a.Ufs 
Dach iu etelgen? Wenn eich die Atom­
bonzenvom 14. ·11.S.t11n Bonn zur alt· 
Jlhrllchen Jahreatagung dee deutec~n 
Atornforuma treffen, wenn die SPD Ende 
Malihren Bund .. parteltag abhllt, wenn 
vom 24. • 28.8. ln MOnehen TOpfer ein 
Atomrechtsforum zur Novelllerung d .. 
Atomg ... tz.. abhiiL Muß alch nicht 
deutlich zeigen, daß welt Ober 70 % der 
BevOikerung gegen die Nutzung der 
Atomenergie lat und jeder Gedanke an 
ein neun AKW nur Arger einbringt? 
Und ziehen wir doch landaUf landab 
gegen die LOgen von der aauberen, sl· 
cheren, arbeltspl~ttzechaffenden Atom· 
kraft zu Felde und machen Oberall deut­
lich, daß gerade die Nutzung der Atome­
nergie effektive Progremme zur Co2· 
Reduktion verhindertund unadamltdem 
Kllmakollape urneo achneUer nlher 
bringt. Die Argumente elnd aUf unHrer 
Seite, wtr mOaaen ele allerdlnga auch an 
wenden. 
Una reichtein T.chernobyl, Techemobyl 
Ist Oberall. Schlagen wtr .. Ihnen um die 
Ohren. Ea reichteinfach nlchtKincleraua 
Techemobyl fOr einige Wochen aufzu­
nehmen und die Koaten von der Steuer 
abZUHtzen, denn wir m0 ..... du nlch­
ate Techemobyl verhindern. Ganz kon­
kret vor unaerer HaustOr oder wohin 
wollen wir denn unaere Kinder zur Erho­
lung echlcken? 

HelnzLalng 
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Dlrk S.lferta Atomtransport aus AKW BrunsbOttel bel Durchfahrt Im Hamburger Hauptbahnhof Gleis 14 

Anti-AKW-Bewegung 
am Ende? 

Die Anti·AKW-Bewegung hat ln den ver• 
gangenen Jahren Ihre AktraktlvltJt und 
Bedeutung Innerhalb dersozialen Bewe­
gungen und fOr die Unke Immer mehr 
verloren.ln den letzten Jahren befassten 
sich die Initiativen zwar relativ erfolg· 
reich mit den AtomtraMporten, die kreuz 
und querdurch die BRD rollen, aberdies 
konnte nicht verhlnct.rn, da8 die Anti· 
AKW·Bewegung auf einen relativ kleinen 
Kreis zuNmmen .chrumpfte. ln einer 
Bro.chOra d" "Hamburger Arbeltskrel· 
• ••gegen Atomanlagen", dieumfassend 
zum Thema Atomtraneporte Informiert, 
setzt sich der AK auch mit der Entwlck· 
lung und den Ursachen fOr das Schrum­
pfen der Anti·AKW-Bewegung auseinan­
der. Wir drucken das Kapitel Im folgen­
den ab. 
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Politik gegen Atomtransporte als einem Teil 
des Atomprogrammes knOpfteinden letzten 
Jahren Im wesentlichen an drei Punkten an: 
- Entwicklung einer Offentliehen d.h. auch 
medienwirksamen Diskussion Ober Atom­
transporte in einzelnen Regionen zum Bei­
spiel durch Veranstaltungen. 
- Be- und Verhinderung von Atomtranspor­
ten durch Blockaden. 
-Öffentlichkeitswlrksame, eher demonstra­
tive Aktionen wie zum Belspiel Kundgebun­
gen, Besetzungen oder Besuche bei Politi­
kern und Unternehmen. 

Diese FormendesauBerparlamentarischen 
Eingreifen& gehören zum "klassischen· 
Repertoire von Antl -AKW-Inls, und eigent­
lich beruhten die Erfolge in einzelnen Stld-

ten, in denen sich Protest gegen Atomtran­
sporte formierte, im wesentlichen auf dem 
öffentlichen Druck, der entwickelt wurde 
(LObeck, Emden, Gorleben ... ). Mitentschei­
dend war jedoch auch immer die Frage, in­
wieweit es jeweils gelang, neben dem öff­
fentllche'1 Druck oder gerade durch Ihn 
Wirkungen in Institutionen hinein zu erzie­
len, die mit der Aufsicht oder der DurchfOh­
rung von Transporten befaßt sind. Je mehr 
es gelang, WidersprOchllchkelten oder poli­
tische Zugzwinge Innerhalb von Behörden, 
Gerichten und Partelen zuzuspitzen, desto 
höherwaren die Chancen auf pragmatische 
Schritte gegen Atomtransporte. Damit Ist 
jedoch auch ein Manko angesprochen: die 
öffentliche Auseinandersetzung um Atom­
transporte droht allzu häufig zu einer "Si-



cherheitsdebatte" zu werden, die zudem 
noch nach dem St.Fiorians-Prinzip ausge­
tragen wird: Hauptsache keine Transporte 
durch unsere Stadt! Oie Hoffnungen vieler 
lnis, Ober die sehr konkrete Forderung nach 
dem Stopp aller Atomtranaporie eine Wie­
derbelebung der Auseinandersetzung um 
das ge5amte Atomprogramm zu erreichen, 
haben sich bisher dagegen nicht erfOIIt. Und 
obwohl das Eingreifen in den reibungslosen 
Transportbetrieb durch direkte Aktiomm 
Oberall dort, wo es bisher praktiziert wurde, 
als recht erfolgreich bezeichnet werden 
kann, hat die Zahl der Aktivistinnen ln die­
sem Bereich in den letzten Jahren kaum 
zugenommen. 

Am Mangel an Informalionen Ober Pannen 

Kampf gegen clle Atombaustellen ein all­
gmeinerer politischer VerAnderungsproze ß 
eingesetzt hAtte. 

Ebenso sollten die vielbeschworenen 
selbstbestimmten Aktionsformen des au­
ßerparlamentarischen Widerstands auf 
Mythenbildung hin abgeklopft werden. Denn 
seit den einschneidenden Niederlagen 
sowohl des alternativ-gewaltfreien Kon­
zepts (Symboi:Gorleben 1 004)als auchder 
massenhaft-militanten Strategie (Brokdorf, 
100.000 Leute-Demo) im Jahre 1981 zeigt 
sich die Anti-AKW-Bewegung ln diesem 
Bereich zunehmend orlentierungslos. Eine 
Folge davon war die Abwanderung vieler 
Aktivistinnen in andere Politikfelder oder 
Obergreifendare Organisationen, wie zum 
Beispiel die GrOnen oder Antiimpis. 

Als nach Tschernobyl dann plötzlich wieder 
massenhaft.er Protest losbrach, stellte der 
Staat seine nicht zuletzt auch mit der Frie­
densbewegung gemachten Lernprozesse 
unter Beweis: Elnbindung, Verhaod­
lungsangebote und Beruhigung auf der 
einen Seite und die drakonische HArte des 
in der Vergangenheit zOgig aufgebauten Po­
lizeiapparates gegen diejenigen, die dem 
Atomstaat durch ihre Aktionen auch prak­
tisch die Legitimation entziehen wollten. 
Spätestens seit am 2. November 1987 an 
der Frankfurter Startbahn zwei Polizisten 
erschossen wurden, befinden sich alle For-

und Skandale im Bereichder Atomwirtschaft 
kannesnichtgelegenhaben,daßsichimmer 
weniger Menschen in der Tradition außer­
parlamentarischer Opposition gegen Ato­
manlagen engagieren. Da sie auch nicht in 
Scharen in and.eren Bereichen der 6ftentli­
ehen Auseinandersetzung zu finden sind, 
muß wohl umfassender nach den GrOnden 
fOr die gegenwärtige "Bewegungslosigkeit" 
der Politik gefragt werden. 

Oie Anti-AKW-Bewegung, zunächst als 
regionsbezogene Gegen-Bewegung mit 
aktlonistischer Orientierung entstanden, 
hat politische Erfolge vorzuweisen, die weit 
darOber hinausgehen, daß das ursprOnglich 
geplante Atomprogramm gehörig abge­
speckt wurde. Sie stellte die etablierten Po-

men des militanten, direkten Wiederstands 
in der Defensive. 

ZusAtzlieh haben sich mit der Annexion der 
DDR nun auch noch die Bedingungen fOr 
"Bewegungspolitik" (nicht nur im Energie­
bzw. Umweltbereich) im grenzenlösen 
Deutschland grundlegend gelindert. 

Seit Ende 1987 kann auch nicht mehr von 
einer BAD-weiten politischen Bewegung 
gegenAtomanlagen die Rede sein. Oienoch 
bestehende Treffen-und Konferenzstruktur 
kann Ober den Schlummer der Anti-AKW­
Bewegung ebensowenig hinwegtAuschen 
wie die immer wieder neu belebten "klassi­
schen• Aktionsmuster, insbesonderen am 
Standort Gorleben. 

Vielmehrverliefdie Mehrzahl derOberregio­
nalen Treffen in den vergangeneo Jahren 
unergiebig und meilenweit jenseits einer 
Vorbereitung koordinierter politischer Ein­
griffe in Atomwirtschaft und Atomstaat Das 
~rgebnis waren mehr oder weniger beliebi­
ge AktiOnehen Oberall und damit nirgends. 
(Ausnahmen: Wackeradort und Gorleben) 
Zur Beschönigung dieses Politik-Ersatzes 
mußte ein •neuer Oezentrallsmus· herhal­
ten, demzufolge lokal zu handeln un·d global 
zu denken sei. Nichts gegen dezentrale 
Strukturen - im Falle der Anti-AKW-Bewe­
gung war jedoch die Folge eine Verzette­
lung, so daß "oppositionelle" Politiknurnoch 

Diskussion 

lltlkstrukturen unddie Paradigmen der lndu­
striegesellschaftam konkreten Objekt einer 
lebenszerstörenden Technologie und der 
hinter ihr stehenden Interessen radikal in 
Frage. So richtig die daraus abgeleitete 
Schlußfolgerung war, daß es sich bei der 
Atomenergie um eine SchiOsseltechnologle 
fOr die nationalen und internationalen Wirt­
schaftsinteressen der BAD handelt, so sehr 
muß heute der Opilmlsmus angezweifelt 
werden, mit dem die vielzitierten Lernpro­
zesse der Bev61kerung, die ja spätestens 
seit Tscchemobyl die Atomenergie mehr­
heitlich ablehnt, begleitet wurden. So las­
sen z. B. Wahlergebnisse in BundeslAndern 
bzw. Regionen, in denen heftig gegen Ato­
manlagen gestritten wurde, erhebliche 
Zweifel daran aufkommen, daß mit dem 

durch rot-grOne Absichtserklärunggen re­
prAsentiert zu werden schien. 

Oiesen Absichtserklärungen sind bis heute 
jedoch keine nennenswerten Taten gefolgt, 
Hoffnungen in einen Oberwiegend parla­
mentarisch getragenen Atomausstieg sind 
durch nichts begrOndet. Bleibt also auch 
angesichts der Wahlschlappe der West­
Granen bei der Bundestagswahl 1990 nur 
der Versuch, Politik von unten neu zu struk­
turieren und zu bestimmmen. Diessollte mit 
einer Analyse der Bedingungen beginnen, 
unter denen heute Politik gegen Atom­
anlagen möglich ist. Oie folgenden Stich­
wortelieBen sich dabei zu einer Debatte aus­
bauen: 

- die Anti-AKW-Bewegung hat im Spektrum 
sozialer Beewegungen schon lange keine 
herausragende Steilung mehr. Oie politi­
schen Bedingungen Im großen Deutschland 
werden oppositionelle Politik erschweren. 
Es ist Zeit, Ober v611ig neue BOndnisse und 
Strukturen nachzudenken. 

- der Atomstaat hat die Legitimationskrise 
nach Tschernobyl abfedern können. Markt­
wirtschaft und Demokratie, so wie sie die 
etablierten Partelen verstehen, verfangen 
immer mehr als positive Begrifffe. Oie In­
formations-und Aufklärungsarbeitmuß dem 
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stärker Rechung tragen, denn 

-ohne faßbare Utopien gibt es keine Motiva­
tion fOr politisches Handeln. Die Ausrich­
tung vieler Basisinitiativen auf Katastrophen 
wie GAU oder Krieg hat an Zugkraft verlo­
ren. Zudem finden sich viele nicht nur ehe­
malige Anti -AKW-Aktivistlnnen inzwischen 
auf der Sonnenseite einer Wohlstandsge­
sellschaft wieder und Oben zeitraubende, 
hochqualifizierte Tltlgkelten aus. Das fOhr· 
te u.a. dazu daß 

- Etablierung, Professionalisierung und 
Expertenturn große Teile der "Bewegungs­
politik" erstickt haben. Stellvertreterinnen 
und Dienstleistungsunternehmen wie 
Greenpeace Obernehmen die Politik. Das 
hat auch etwas mit dem Alterwerden der 
Anti-AKW -Bewegung zu tun. Es dringt sich 
die Frage auf, warum so etwas wie Jugend· 
politlk der Generation der 68er und Nach-
68er so fremd Ist. 

Der Zusammenbruch der politischen Syste­
melnOsteuropaundderAnschlußderODR, 
aber auch die Hoffnungen, daß rot-grOne 
Reglerungen den Atomausstieg und !indere 
akute ökologische und sozl~le Probleme 
lösen werden, haben dazu gefOhrt, daß die 
parlamentarische Demokratie Marke BAD 
scheinbarohne Alternative dasteht. Gegen­
Obereinem solchen Denken, muß eine Dis­
kussion gefOhrt werden, die wieder das 
Bewußtsein von Demokratie als einen Pro­
zeß belebt, bei dem die Menschen Ober die 
Angelegenheiten, die sie betreffen, weltg• 
hend selbst entscheiden kOnnen. 

Die Geheimhaltungspolitik von Behörden 
und Betreibern bel den Atomtransporten 
zeigt deutlich, um welches Verständnis von 

Demokratie es Ihnen geht. Dagegen niuß 
ein Demokratleverstlndnls gestelitwerden, 
in dem die Gefahren und Risiken, die durch 
wirtschaftliche Interessen erzeugt werden, 
zum Gegenstand des gesellschaftlichen 
Konflikts werden. DafOrlstelne umfassende 
Information der Bevölkerung Vorausset­
zung, denn nur so kann Ober die Risiken 
technologischer, wirtschaftlicher und politi­
scher VerhAltnisse tatsichlieh diskutiert 
werden. 

Trotz der zur Zelt recht geringen politischen 
Bedeutung, bzw. Mobilisierungskraft der 
Anti-AKW-Bewegung Im Sinne einerau ßer­
pariamentarlschen Bewegung, verbietet 
sich angeslchts der enormen Gefährdung 
durch die Atomspaltung ein ROckzug aus 
diesem Polltikfeld. Gleichwohl muß Ober 
neue Ansätze dringend diskutiert werden. 
Warum· sollten nicht schon die nächsten 
AktlvitAten gegen Atomtransporte unter 
diesem Blickwinkel angegangen werden? 

Hamburger Arbeitskreis gegen Ato­
manlagen 

aus: "Die große Verlade • AtommOll auf 
Geisterfahrt" 
(Hg) Hamburger Arbeitskreis gegen Atom­
anlagen, in Zusammenarbeitmit Umdenken 
e.V. 

Die 40 seltlge und zahlreich bebilder­
te BroschOre Ist zum Preis von 5 DM 
plus Porto zu beziehen Ober: F6rder­
vereln Umweltschutz Unterelbe, 
Hohenasch 63,2000 Harnburg 50, Tel: 
040..310 61 67, ISBN 3-88876·045-3 

Dlrk Seifert • Atomtransport aus AKW KrOmmelln Hamburg-Rothenburgsort 
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Die grosse Verlade 
Atommüll auf 
Geisterfahrt 

Harrisburg hin, Tschernobyl her. Die 
Atomwirtschaft wird nicht mOde, Ihre ele­
mentaren Ideologischen Botschaften in 
die Ottentllchkeitzu transportieren: siche­
re und beherrschbare Anlagen, seriöse 
Betreiber, funktionierende Kontrolle, aus­
ehließlieh friedliche Nutzung der Atome­
nergie, Vereinbarkeltvon Nukleartechno­
logie und demokratischer Gesellschaft, 
ein geschlossener Brennstoff"krelslauf•, 
der uns •entsorgt• und nun auch noch die 
Rettung vor dem Treibhausklima durch 
das Atom. Doch nicht nur dieselängst als 
LOgen enttarnten Angeblichkelten wer­
den auf die Reise geschickt, sondern 
jährlich auch rund 400.000 Frachten mit 
atomaren Stoffen, die jährlich Ober Stra­
ßen, Schienen und Wasserwege der BAD 
gehen. Sie werden meist geheimgehal­
ten, sind aber die unausweichliche Folge 
des Atomprogramms. FOr den Welterbe­
trieb von Atomkraftwerken sind sie unum­
glngllch. 
Von der "großen Verlade" durch Atomin­
dustrie und politisch Verantwortliche 
handelt die 40-seitige BroschOre des 
"Hamburger Arbeitskreises gegen Ato­
manlagen". Informiert wird Ober die 
bislang geheimgehaltenen Atomtran­
sporte und Ihre unendlichen Wege, Ober 
mögliche UnfAlle. Schlamperelen und 
andere Unregelmäßigkelten bei den 
strahlenden Touren. Oie BroschOre zeigt 
das organisierte Chaos bei Genehmi­
gung und Aufsicht der Atomtransporte. 
Au Bardem wird ausfOhrlich aufdie Strah· 
Jenbelastung am Arbeitsplatz Atom 
eingegangen. 
Diemit zahlreichen Fotos ve rsehene'Bro­
schOre istzum Preis von DM 5 (+DM 0,80 
Porto) erhältlich beim: 
F6rdervereln Umweltschutz Untereibe 
e.V. Hohenesch 63,2000 Harnburg 50, 
Tel. : 040/3go 6167. 



Foto: Bahnhof Uelzen 

Transporte 

••• 
Uelzen stellt sich quer I 
Seit Anfang Mlrz 91 lluft die Mobilisierung 
fOr den erst Transport von abgebrannten 
Brennelementen nach Gorleben auf Hoch­
touren. Der Landkreis Uelzen Istaus seinem 
Dornröschenschlaf erwacht. Vom Blocka­
dekonzept, Demo, Besetzung, Anfrage Im 
Kreistag, Leserlnnenbrlefe, lnfoveranstal­
tungen, Presseerkllrungen und Ratsent­
scheidungen wird alles gemacht. 
Im Oktober ist Kommunalwahl, wir machen 
die Atomtransporte zum Wahlkampfschla­
gei'. Am 22. Mlrz besetzten wir nachmittags 
den Uelzener Bahnhof. Durch die Innenstadt 
fuhr ein nachgebauter Castor unter dem 
Motto "lieber Stau als Castor-GAU". Hun­
derte von FlugblAttern wurden verteilt und 
die Presse berichtete wohlwollend Ober die 
Aktion. Niemandwurde festgenommen. Der 
erst Kommentar des Bahnpolizisten als er 
uns sah: •oa seit ihr nicht mehr lange drauf, 
die Schupos kommen gleich•. Wir warteten, 
zwei Streifenwagen kamen vorbei, sie lie­
hen dem Bahnpolizisten ihre Sofortbildka­
mara und verschwanden. Nacll anfingli­
ehen technischen Schwierigkelten versuch­
te er Foto·s von den Besetzern zu machen. 
Wir meinten zu erkennen, daß die Kappe 
noch vor dem Objektivsaß und schwiegen ... 
Ende Mlrz kam dann der Hammer aus Bad 
Bevensen. Antrag Im Stadtrat (die CDU hat 
die absolute Mehrheit), den Cestortranspor­
ten die Durchfahrt durch die Stadt und 6 km 
Umkreis zu verwehren. Ergebnis: Antrag 
angenommen, keine Transporte durch Bad 
Bevensen und Aufsteilen von Verbotsschil ­
dern. Daraufhin wurde der gleiche Antrag in 
der Gemeinde Bodenteich gesteilt. Aller­
dings mußte der Rat erst entscheiden, ob 
der Antrag so kurzfristig zugelassen wird. Er 
wurde zugelassen und anschließend mitden 
Stimmen der CDU und SPD abgeschmet­
tert. Fazit: Bodenteich will den Castor ha­
ben, wir werden dem Bundesamt fOr Strah­
lenschutz den "Tip" geben. 
ln der folgenden Nacht reagierten die Antia­
tompiraten prompt. Ganz Bodenteich, inclu­
sive Rathaus und Ortsschildern verschöner­
ten sich mit" AtommOll Transporte Stoppen• 
von selbst. 
Unsere nlchste Aktion wird am 26. April die 
Tschernobyl-Demo sein. 

Die Unterlagen Ober die Antragsunter1a· 
gen fOr Stldte und Gemeinden sind bei 
der Offenen BOrgergruppe Bad Beven­
sen, Dr. v. Krlegssteln, Lyraweg 1, 311 8 
Bad Bevensen erhiiUich. 

Ansonsten weiteres bei der 
BOrgerinitiative gegen Atomanlagen 
Uelzen, Bernd Ebellng, Lerchenweg 
9, 3123 Bodentelch. 
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Castor: Klappe , die Dritte 
über Entsorgungsnöte, 

Nebenbestimmungen und 
drohenden Widerstand 
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Zu Ostern erschien wieder die erste 
Anzeige in der ~lbe-Jeetzei-Zei­
tung. DerText ist noch bekanntvom ·:·:~::r:::~::::~~;~:y::::::.:-:-:.:-,y.·:~:~..:::.:-;<~~::(.:.-(b"·:·:~··· ~-~-· 
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letzten Jahr. die Menschen im Land­
kreis Lüchow-Dannenberg sind 
zum Widerstand entschlossen: Die 
Telefonketten stehen und wenn es 

. ·~ .. .. 
. . ... - ~ •• '!' . .,. 

dann heißt .. Alarm der Castor "' . ~~ 

fährt!" werden hunderte antworten: ' . .-':~::~ 
;.f?/../N"'/ Ho//,,; ~ fl. 

.. ··:·::· " Wir stehen uns quer!" ~··'\.,:J 
-:~-

Seit Anfang des Jahres spuken GerOchte 
durch die Anti-AKW-Gruppen in der Repu­
blik. Die Betrelbergesellschah des Zwi­
schenlagers in Gorleben, die BLG, macht in 
diesem FrOhjahr einen neuen Versuch, die 
Castor-Halle in Betrieb zu nehmen. Siebe­
neinhalb Jahre steht sie nun leer. Siebe­
neinhalb Jahre konnte die Einlagerung der 
Castor-Behälter mit hochradioaktlven, wär­
meentwickelnden angebrannten Brennele­
menten verhindert werden. 
Vor zwei Jahren, Im März 1989, war der 
Behälter am AKW Stade schon auf einen 
LKW Bereitschaft zum 

. ···; 
.. ,. -.. ~ . -. 

~=~- . 

Widerstand Im Wendland und eine Gericht­
sentscheidung ln LOneburg lenkten den 
Transport ln letzter Minute nach Karlsruhe 
um. Auch 1990, nachdem am GrOndonners­
tag die Gerlohte grOnes Licht IOr eine Elnla· 
gerung gaben, wurde wieder mobilisiert. 
Rund um Gorleben tOllten sich die Unter­
schriftenlisten mit dem Bekenntnis zum 
blockieren und an vielen AKWs in der Bun­
desrepublik wurde eifrig nach dem ersten 
Castor Ausschau gehalten. So konnte, 
obwohl juristisch durchgeboxt, der Trans­
port nicht stattfinden. Die BLG scheute ganz 
einfach den Aufruhr. 
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Die AtommOll-Parkuhr läuft 
ab 
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nentsorgung zuläßt, tä'fit das Zwischenlager 
WAA weg und die abgebrannten Brennele· 
mente mOßten direkt nach Gorleben ge-

~ bracht werden, um in den lagern der AKWs 
Das Zwischenlager ln Gorleben, genauso ~~:::; Platz fOr den weiteren Betrieb zu schaffen. 
wiediebauglelcheHallelnAhaus,hatfOrdie Ebenfalls ohne den Umweg WAA mOssen 
EntsorgungslOge der Bundesregierung eine ~ die Brennelemente mit höherem Abbrand 
wesenlliche Bedeutung. Ein Endlager fOr ~·-· entsorgt werden, die Immer häufiger zum 
hochradioaktiven AtommOll Ist nirgends in ! Einsatz kommen. 
Sicht, am allerwenigsten Im Gorlebener 
Salzstock. JahrtOrJahr fallen abergrößere Unterschiedliche Interes-
Mengen dieser heißen Materie an. Die 
Lagerbecken ln den AKWs sind entweder • Sen 
randvoll oder mOssen Ober teure Verträge t 
mit den Wiederaufarbeitungsanlagen La ~ ~ FOr die BLG bleibt Immer weniger Zelt, um 
Hague und Seilalleid regelmäßig geleert ~~ mit der Einlagerung zu beginnen. Der Druck 
werden. Die ausländischen WAA's dienen · l aus Bonn wächst, spätestens seit klar Ist, 
sohauptsächllchalskurzfrlstlgesZwlschen- : daß die baugleiche Halle in Wackersdorf 
Iager fOr den deutschen AtommOlL ln den .. zumindest vorerst ausfällt, da das Projekt 
Lagerbecken strahlen mehrere tausend WAA den Stromgiganten zu teuer wurde. 
Tonnen Brennelemente vor sich hin. Das Nun haben aber, gerade weil die Entsor-
Problem: Die Verträge mit den WAA-Betrel- gungslage in der BAD so unsicher Ist, alle 
bern von COGEMA und BNFL sehen die AKW-Betreiber fOr einige Jahre vorgesorgt 
AOcknahme des bei der Plutonlumextrak· und Abnahm fOr ihren hochradi-
tion angefallenen MOlls vor. Aus Frankreich EMA und BNFL ge-
werden die ersten hochaktiven Glaskokillen 
1993 erwartet. VIelleicht läßt sich auch 
dieser Zeitpunkt durchIeures Geld noch ein 
wenig verschieben, doch Irgendwann ist die 
Stunde der Wahrheit gekommen: Berge von 
MOll und keine sichere k. 

setzt ng 
schlichten Hallen von Ahaus und Gorleben. 
Da dieses Lagerungskonzept vorsieht, die 
AtommOllbehälter mit der Atemluft der 
Anwohnerinnen zu kOhlen, ist einleuchtend, 
welch katastrophale Folgen ein undichter 
Behälter haben kann. Wie schnell sowas 
passiert, zeigen die Risse ln Ato"!'mOIIfäs­
sern aus dem Gorlebener Lager fOr schwa­
chaktiven MOll. 
Neben dem MOll aus den WAA's sollen ln 
Gorlebendie Glaskokillen mit US·Atombom­
benmOII gelagert werden, wenn die Versu­
che Im Salzstock Asse abgeschlossen sind 
oder abgebrochen werden mOssen. Wenn 
das geplante neue Atomgesetz die direkte 
Endlagerung als weiteren We_g der Schei-

bedeutet, es im Augen-
blick kein AKW, das als Entsorgungsnach­
weis das Geriebener Zwischenlager anfOh­
ren mOßte. 
Kurz gesagt: Eine baldige Einlagerung Ist 
politisch dringend geboten, um die Mär vom 
Fortschrill in der Entsorgung aufrechtzuer-
halten, von der tatsächlichen Bedarfssltua­
tion, zumindestwasabgebrannte Brennele­
mente angeht, jedoch im Augenblick nicht 
vonnöten. 
An diesem schwierigen Punkt steht die SPD 
und Ihre Funktionäre der Bundesregierung 
fest zur Seite. Da kann die niedersächsi­
sche Landesregierung noch so viel vom 
Ausstieg reden und gegendie Entsorgt~ngs­
projekte im lande zu Felde ziehen: Die 
nordmein-westfälischen Genossinnen eb­
nen der EntsorgungslOge den Weg. 
Die Landesregierung in DOsseidorf hält es 
trotz anderslautender Versprec 

Transporte 

plötzlich fOr notwendig, das Zwischenlager 
Ahaus in Betrieb zu nehmen, um die Kugel­
brennelemente aus dem abgeschalteten 
THTA in Hamm-Uentrop aufzunehmen. Die 
SPD in den Kommunen hat das Sagen bei 
der AWE. Und diese AWEwiederum betreibt 
das AKW Biblis im sOdhessischen Ried. 

Problemfall Biblis 

Die AWE hat, wie alle anderen AKW-Betrei 
ber auch, fOr Biblis Verträge mit den WAA' s 
im Ausland abgeschlossen, nachdem Wac­
kersdorf beerdigt worden war. Aegelmäßi 
fahren die Waggons mit der heißen Fracht 
quer durch Europa nach La Hague. Trotz­
dem hat Biblis eine Art ständigen Entsor· 
gungsnotstand. Im Gegensatz zu den mei­
sien anderen Anlagen wurde hier nie eine 

,.,., .. ,""a"erung von abge­
brannten Brenn ten genehmigt. So 
muß vor dem jährlichen Brennelemente· 
wechsel Immer wieder Platz ln den Lager­
becken geschaffen werden. 
So treffen also die Interessen der AWE· 

' Manager und der Bundesregierung zusam­
men. Die einen mOssen nach zusätzlichen 
Auswegen aus dem erhöhten Bibliser Ent· 
sorgungsdruck suchen, die anderen einen 
ersten Kunden fOr die Halle in Gorleben. 
Anfang dieses Jahres sickerte die lnforma-

• tion dann langsam durch. Die BLG kündigte 
eine Einlagerung !Or das zweite Quartal 
1991 an. Wenig später wurde bekannt, daß 
dererste CastorEnde April, Anfang Mai aus 
dem AKW Blblis erwartet wird. Nachdem die 
Einlagerung bereits letztes Jahr juristisch 
abgesegnet wurde , schien nur noch der 
direkte Widerstand den strahlenden MOli 
aufhalten zu können. 

l!-'l• .... ---~-""'•'•'•:..<•>t~:-< ... ::•'/.•,w,.V,~ < .:YNAA' 
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Transporte 

Nebenbestimmung 24 
Wenn, ja wenn der Atommafia nicht mal 
Nieder einige Schlamperelen unterlaufen ,., 
Hären. Während Ich diesen Artikel schreibe, 
l"'eigt sich der Monat April schon seinem 
::nde zu . Bis heute deutet nichts darauf hin, 
:laß die AWE und die BLG die geplante 
Lieferung vertraglich fixiert hänen. Auchein 
Antrag auf diese ganz konkrete Einlagerung 
1st wohl bisher nicht gestellt worden. es hat 
den Ansche1n, als ob das Biblis-Gorleben­
Geschäft nicht problemloszustande kommt. 
Der Grund dafür nennt sich "Nebenbestim· 
mung 24" und ist Teil der atomrechtlichen 
Genehmigung für das Gortebener Zwi· 
schenlager. Darinheißt es, daß mindestens 
einen Monat bevor ein Behälter mit abge­
brannten Brennelementen eingelagert wer· 
den darf. der Nachweis erbracht werden 
muß, daß dieser Behälter , sollte er bei der 
Lagerung beschädigt werden, vom Her­
kunfts·AKW zurückgenommen wird. Diese 
Rücknahme ist aber nur bei AKWs möglich, 
die dafüreine atomrechtliche Genehmigung 
eingeholt haben. Und genau hier liegt bei 
dem AKW Biblis das Problem. 
Die achte Teilgenehmigung fOr Blblls Block 
A und die sechste Teilgenehmigung für 
Biblis Block B erlauben den Umgang mit 
Brennelementen ln der Anlage auf Grundla­
ge eines Sicherheitsberichtes der Anlagen­
bauer von KWU.In diesem Berichtist unter 
dem Punkt "Aufgaben der Brennelemente­
handha bung· lediglich 
genannt: "Verbrauchte Brennelemente ( ... ) 
im Brennelementebecken an abgeschirmte 
Versandbeh~lter zu Obergeben. • Von ROk­
knahme defekter Behälter ist in keiner Bi· 
blis-Genehmigung die Rede. Ganz Im Ge· 
gensatz zum AKW Stade z.B., wo aufgrund 
der ·Nebenbestimmung 24 ·die Rücknahme 
beantragt und genehmigt Ist. 
Zuständig lOrdlese Sache sind die Länder­
ministerien, in Hessen also ein gewisser 
Herr Fischer. Sein CDU-Vorgänger im Amt 
sah keinen Handlungsbedarf, da er die oben 
zitierte Genehmigung wohl für ausreichend 
hielt. Inzwischen Ist aber bei allen Betelllg· 
ten d1e Erkenntnis gereift. daß auf so einer 
wackeligen Basis zwar öfters Geschäfte Im 
Atomenergiebereich abgewickelt werden, 
ein Castortransport nach Gorleben aber 
einer solideren rechtlichen Grundlage be­
darf , wenn die Sache nicht von AKW-Geg­
nerlnnen bloßgestellt werden soll. 
So wäre es wahrscheinlich möglich, auf­
grundder ·Nebenbestimmung 24" gegen die 
Einlagerung abgebrannter Brennelemente 
aus Biblls in Gorleben zu klagen. 
Ob der Castor· Transport aus Biblls damit 
schon gestoppt wurde, bevor er Oberhaupt 
losgefahren ist, hängt nicht zuletzt von 
besagtem Herrn Fischer in Wiesbaden ab. 
Als Genehmigungsbehörde für das AKW 
Biblis lieg t es nun beim grünen hessischen 
Umweltministerium.dieSachesoodersozu 
wenden, sollte die RWE den notwendigen 
Antrag stellen. Dies gilt natürlich um so mehr, 
wenn die RWE versucht, sich auf der be· 
schriebenen Position des Ex-Ministers 
Weimar durchzumogeln. 
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Die Stunde des Widerstan­
des 

Dann schlägt vielleicht doch noch die Stun­
de des Widerstandes. Die Vorbereitungen 
sind jedenfalls getroffen. Und dies in Zelten, 
wo die Anti-AKW-Bewegung sicher nicht zu 
den zahlenmäßig starken gesellschaltli­
ehen Kräften zählt, zumindest was Ihren 
aktiven Teil angeht. 

1- -• • pen reaktl ert. 
Jahre bleibt bestehen: kommt der Transport 
in den Landkreis wird von mehreren hundert 

'" Menschen blockiert. Doch schon der Weg 
dorthin soll am Widerstand scheitern. Frei 
nach dem Motto: "Wir bewundern die Mo­

~ blllslerungsfählgkelten Im Wendland, 
~ mOssen d ie Leute aber leider enttliu-

Im Wendland wurden die Anti-Casto 

, sehen und den Castor schon vorher auf· 
t , halten." Damit soetwas nicht Utopie bleibt, 
.. • bereiten sich Cberall entlang der möglichen 
.. , Transponstrecken die Initiativen auf behln· ; .._ . r " ~ -

~ ·~ . . \ .. ; 

Kontakte: 

in Biblis: 
Jochen Stay, Fischerstr. 42 
a, 6800 Mannheim 24, Tel. : 
0621/8588387 
Streckenkoordination: 
Atomplenum Hannover, Stär­
kestr. 15,3000 Hannover 91, 
Tel. : 051 1/4581 403 
Gorleben: 
BI Lüchow-D ann enberg , 
Drawehnerstr. 3, 31 30 Lü­
chow, Tel.: 05841/4684 



.. K1rlnr,An VOr. 

Die Anti-AKW-Gruppen um das AKW Biblis 
haben zum Tchernobyi-Jahrestag bei einer 
Demo zum Kraftwerk ihre Castor-Kampa­
gne eröffnet. Sie werden das Gelände nicht 
aus den Augen lassen, um rechtzeitig einen 
bevorstehenden Transport ankOndigen zu 
können. Ist ein Transportwaggon eingetrof­
fen, wird es ernst. Die Telefonkettenwerden 
aktiviert, die Beobachtung intensiviert und 
die Blockade der Abfahrt vorbereitet. 
Eines ist klar: Eine reiche Verhinde-

rung des 7v.ri<:.r·h~•n 
gers in Gorleben macht es in Zukunft nicht 
einfacher, wenn erneut Versuche gestartet 
werden, den Castor durchzubringen. Man­
che wOnschen sich ja inzwischen fast, er 
möge doch endlich rollen, damit Mensch 
beweisen kann, wie gut die Aktionen vorbe· 
reitet sind. Die Androhung von massivem 
Widerstand Obermehrere Jahre aufrechtzu­
erhalten, ohne die Konzepte praktisch er­
proben zu können, ist wohl eines der größ­
ten KunststOcke der derzeitigen Anti -AKW-

ngen, vor allem im We~nd!llaln!d=. !~~~~~~ ~~: 

.. -
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Gorleben 

GrOnes LichttOr das seit September 1990 
unterbrochene Abteufen der Endleger­
schäch te ln Gorleb en gab das Verwal­
tungsgericht Stade, Kammer LOneburg, 
Ende Februar anno 1991. Rotes Licht 
hatte es Im Oktober 1990 gegeben. 
Mensch erinnere sich: da hatte der sozialde­
mokratlsche Wirtschaftsminister Peter Fi ­
scherlm rot-grOnen Kabinett GerhardSchrö­
ders die Erlaubnis erteilt, die Schächte auf 
345m Tiefe weiter auszubauen, das Funda­
ment fOr den standfesten Innenausbau soll 
dort gegossen werden. Erstmalig in der 
Geschichte des Endlagerbaus in Gorleben 
wurde ein Hauptbetriebsplan der Batreiber 
zugelassen, bis dahin hatte sich die Deut­
sche Gesellschaft zum Bau und Betrieb von 
Endlagerlagern (DBE) als Subunternehmen 
des Töpfersehen Bundesamt fllr Strahlen­
schutz (BIS) mit einer unsäglichen FOlie von 
Sonderbetriebsplänen (Ober 300 an der 
Zahl) in Gorlebens Untergrunddurchgewur-
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stell. Nun, ausgerechnet Rot-Gran ebnete 
den Betreibern rechtlich den Weg (die 
Durchwurschtelel mit den Sonderbetriebs­
plänen wird nämlich von der Klägergruppe 
beklagt!). Unsere Kläger legten flugs Wider­
spruch ein. Zum GIOck hatte der eilfertige 
Minister die Erlaubnis nicht mit Sofortvoll­
zug ausgestattet, so daß die Klägergruppe 
wenigstens zwischandurch zum Zuge kam, 
d.h. daß es bis zur Gerichtsentscheidung 
den faktischen Baustopp in Gorleben gab. 
Innerhalb der Kabinettsrunde in Hannover 
gab es Im Herbst letzten Jahres natOrlich 
Krach. Gerhard Sehröder versuchte mit 
seinem Auftritt in Gorleben im Oktober die 
Wogen bei uns zu glätten und versicherte, 
am Ausstiegsziel habe sich nichts geändert. 
Inzwischen liegt die Gorleben-Kompetenz 
allein im Umweltmlnlsterium, was aber zur 
Zeit keinerlei Auswirkungen auf den Gang 
der Dinge hat: deshalb noch einmal zurOck 
zur Gerichtsentscheidung im Februar. ln 

einem wichtigen Punkt bekam unsere Klä­
gergruppe Recht. Sobald (ab rund 270 m) 
der Salzstock erreicht wird auf dem Weg bis 
in 800 bis 900 m Tiefe, sobald also Salz 
au !gefahren und abgelagert wird, sehen die 
Verwaltungsrichter die Rechte von Anrai ­
nern berOhrt. Deshalb ist der DBE untersagt 
worden, die Salzhalde einzurichten und 
Salzgestein vor Ort abzulagern. Wir haben 
gleich darauf Anzeige gegen die DBE bzw. 
das BIS erstattet, denn bisher wurden be­
reits rund 1000 Kubikmeter Salz aus 
Schachtlln die Schutzschicht einer kOnftl ­
gen Salzhalde eingebaut worden. Allerdings 
glauben wir nicht, daß die DBE mit der 
·salzlrage• in Verlegenheit zu bringen Ist, 
denn derart geringe Mengen (im Verhältnis 
zu dem Berg, der da kommt, sollte das 
Bergwerk mit seinen 16 Quadratkilometer 
Ausmaß unter Tage ausgebaut werden). 
Wahrscheinlich wird das Salz zu einem 
Kalibergwerk gekarrt und kommt dort auf 



es darf weiter­
gebaut werden 

Halde. Und deshalb können auch der 
Ansicht des grOnen Staatssekretärs Im 
NUMI (KOrzel IOr niedersächsisches Um­
wel tminlsterium) Pater Bulle oder dem 
Optimismus von Hannes Kampmann nix 
abgewinnen, daß der 2. Hauptbetriebsplan, 
der dann quasi notgedrungen Anfang Mäu 
zugelassen wurde, da ja die DBE ein Rechts­
anspruch auf Zulassung geltend machen 
konnte undder Ausstieg sollte ja streng nach 
Recht und Gesetz und so fort erfolgen (also 
nicht sofort!), wegen eben dieser Einschrän­
kung, das Salz dOrfe nicht aufgehaldet 
werden, faktisch einen Baustopp brächte. 
Der letzte Trumpf ist die Auflage an das BIS, 
einen Standsicherheitsnachweis der 
Schächte !Or die Ausbauphase zu erbrin­
gen. Da wird immer noch mit der Leistung 
von rund 50 000 KOhlschränken der Unter­
grund vereist und in diesen Eisproplan der 
Schachtausbau betrieben. Dennoch haue 
steh als Folge des starken Gebirgsdrucks 

unter Tage erneut eine Verformung des 
Schachtes I abgezeichnet, Steine sind 
abgeplatzt. Es ist die Rede von 18 cm Ver­
schiebung ("zugelassen" sind 15 cm), und 
die Frage ist, ob es erneut krachen könnte 
wie am 12.Mai 1987, als der Schacht 1 teil ­
weise wieder vertOllt werden mußte, um 
einen Einsturz zu vermeiden. Das BIS hat 
Prof. Jassbarger mit der Erstellung eines 
Gutachtens beauftragt, "Jasst• ist aus jener 
ZeitunseinvertrauterMensch,dersehrzum 
Wohlgefallen des BIS die Standsicherheit 
herbeirechnen wird, was dann einen Gut­
achterstreit zur Folge hat und was dann 
wieder einige Wochen bringt ... So, nun 
reicht's aber auch mit der Nachzeichnung 
des real pragmatischen, rechtlich fundierten 
Ausstiegs in Gorleben, derleider in die Tiefe 
fOhrt. Ob wir die Möglichkeiten nicht der 
Landesregierung verkennen? Ob das nicht 
Fragmente einer Kalkarisierung des Endla­
gerprojekts Ist? Als BOrgerinitiative messen 

Gorleben 

.. 

wir die Leute an ihren Taten und stellen 
deshalb fest: das Endlager Gorleben wird 
weitergebaut 

Unsere kuhne Forderung heißt 
nach wie vor 

• Schluß mit dem weiteren Abteufen 
• ein Hauptbetriebsplan mit dem Ziel der 
Verfüllung der Schächte muß her 
• darOber einen Rechtsstreit mit dem BfS 
zu führen wäre respektabel 
• die 2 Milliarden DM Schadensersatzfor­
derungen, die dann auf das Land zukom­
men, sammeln wir mit ein! 

Wolfgang Ehmke 

Foto: Dietmar Gust 
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Gorteben 

Faßlager Gorleben 
Seit Anfang August letzten Jahres liegen 
AtomfAsser, die in Duisburg bei der Gesell· 
schaft fOr Nuklearservice (GNS) erneut 
konditioniert werden sollen, Im Faßlager 
Gorleben auf Eis. Die BOrgerinitiative 
Umweltschutz LOchow-Dannenberg hatte 
neben der grundsftzllchen Kritik am Atom­
mOlltourismus (die Flaser sollen zur Zwi­
schenlagerung wieder nach Gorleben zu­
rOckgebracht werden) von der Brennele· 
mentlagergesellschaft Gorleben (BLG) und 
deren Muttergesellschaft GNS die Vorlage 
eines akzeptablen Kondltlonlerungskon· 
zepts verlangt Zweifel an den Meß~rfah­
ren, mit dem Flaser unbekannten Inhalts, 
die im Zuge des Transnuklearskandals aus 
dem belgischen Mol aussortiert werden 
sollten,AußerteauchdasGewerbeaufalcht· 
samt Duisburg. Diese Flaser sollen schließ· 
lieh nicht in Dulsburg, sondern Im Kemfor­
schu.ngszentrum Kärlaruhe oder in JOIIch 
nachbehandelt werden. Die GNS hat nAm· 
lieh keine Umgangsgenehmigung fOr kern­
brennstoffhaltige AbfAlle, am 24. Septem-
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ber '90 • einen Tag vor dem Ab,ransport der 
ersten Charge · zog die Gewerbeaufsicht in 
Duisburg die Notbremse. Seitdem dauert 
der Ellpertenstreit um die anwendbaren 
Maßverfahren an, dieverhindern sollen, daß 
am Ende "BIIndgAnger• in Dulsburg landen. 
Die BOrgerinitiative sieht sich in ihrer Kritik 
an der UnzuveriAsslgkeit der Setreiberge­
sellschaft BLG voll bestätigt. Zuletzt hatten 
GNS/BLG im Januar behauptet, einer L6· 
sung nahe zu sein. Grundlage sollte ein 
Maßprogrammnamens "Erna• sein, anhand 
von außen meßbaren Werten von CAsium-
137 und Kobalt-60 seien ROckschlOsse auf 
das Kembfennstofflnventar möglich. Die 
TOcke dieses Programms besteht, so Chri· 
stlan KOppers vom Öko-Institut Darmstadt 
gegenOberder DuisburgerBI,In der Me ßun­
genauigkeit von 5%. KOppers: "Eine solche 
Wahrscheinlichkelt wird auch nicht durch 
dasStrahlenschutzrechtabgedeckt". TOcke 
Nummer zwei: das Maßprogramm setzt 
voraus, daß die Herkunft der AtommOlls in 
den FAssern bekannt Ist. Die BLG hat wie-

Foto: Dleter Scharschmldt 
6. "Go rieben bebt"-Biockade am 11. Juni 
91. Das "unabhlnglge" Holzflllerkollek· 
tlv fertigt vor dem Tor zum PKA-Gellnde 
.=:e=~m~lt an. 



derholt behauptet, sie sei Im Besitz einer 
lOckenlosen Dokumentation, nach unseren 
Informationen Ist diese jedoch nicht aussa­
gekrAftlg und wertlos. Uns, fiel mittlerwelle 
ein Aufsatz Dletmar Popps ln die HAnde, 
Mitarbeiterdes niederslchslschen Umwelt­
ministeriums, der in seiner Expertise Im 
Auftrag der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (I) zur Problematik der Moi­
FAsser gerade den Wert der IOcl<enlosen 
Dokumentation in Zweifel zieht. ResOmee 
Popps: Bel "AitabfAilen•, d.h. AbfAllen, die 
vor 1988 konditionierte wurden, stelle die 
Dokumentation der Kemkraftwerksbetrel­
ber "letztlich keine Basis dar·, auf die ein 
Stichprobensystem aufbauen könne ''' . 
Wir fragen uns natOrllch Im Vorfeld eines 
ersten Castor-Transport, welchen Wert das 
Gerede von der ZuveriAsslgkelt der Belrei­
berfirma - auch seitens des NUMI- haben 
soll, wenn die BLG nicht einmal in der Lage 
Ist, schwach- und mittelaktiven AbfAlle in 
den Griff zu bekommen. Noch Immer gilt fOr 
den Fall des Abtransports der Bllh-, Riß­
und weiterer Elnzelflsser aus Gorleben, 
daß wir Ober ein Infosystem die Dulsburger 
rechtzeitig in Kenntnis setzen, damit sie vor 
Ort aktiv werden können, um den FAssern 
einen angemessenen Empfang zu bereiten. 
Wir selbst werden, wenn es denn losgeht, 
nicht untAtig bleiben. 

( 1 )aus Dletmar Popp: PTB-SE-25, Produkt­
kontrolle radioaktiver AbfAlle, Ergebnisse 
der Untersuchungen an radioaktiven AbfAl­
lenaus nlederslchslschen Kernkraftwerken 
s. 130 

Wolfgang Ehmke 

Republik Freies Wendland 
Untergrundamt 
- Ermittlungsausschuß • Aprll1991 

Wide.rstand im Wendland -
Zum Stand der Ermittlungen 

1990 Im Februar stand der Baubeginn der PKA vor der TOr . Wir haben versucht diesen zu 
verhindern, Indem wir den Wald besetzten und unser HOttendorf aufbauten. Seither hat es 
bis in den Sommerhinein etliche Aktionen, Blockaden und Besetzungen gegeben, die fried­
lich und öffentlichkeltswirksam mit viel Elan und Phantasie von einem breiten Widerstand 
getragen wurden. 
Was da so scheinbar friedlich lieB (Gespräche mit den Bullen, •freundliche" Bullen und 
Atmosphlre, gemeinsames FrOhstOcken, fröhliches Wegtragen lassen, nette •Famillenfo­
tos•, manchmal kleine Geplänkel, die keiner richtig ernst nahm) wurde von der Gegenseite 
- völlig unfreundlich - gemlß ihrer Aufgabe genutzt, um zu protokollieren, fotografieren, zu 
sammeln und zu ermitteln. 
Die Ergebnisse, der bekanntermaßeneifrigen Herren ausder LOchower Kaserne bekommen 
einzelne jetzt nach und nach auf den Tisch.lm Folgenden eine Aufllstung der Aktionen und 
der daraus resultierenden StraftatvorwOrfe. 
03.02.90 Demo von Gedelitz zum HOttendorf, anschließend Zug zum Endlager. Landfrie­
densbruch und gefAhrliehe KOrperverletzung gegen 2 Leute, mittlerweile eingestellt, Obrig: 
Verstoß gegen das Versammlungsgesetz "Vermummung". 
19.02.90 FrOhstOcksblockade vor den Toren von Zwischenlager und PKA. Widerstand, 
Nötigung, Verdacht der KOrperverletzung und Landfriedensbruch gegen 6 Leute, 2 einge­
stellt. 
10.03.90 SAgen am PKA Zaun Im Rahmen eines Waldspazlerganges. Gegen 4 Leute Land­
friedensbruch. 
06.05.90 Besetzung des PKA Baupla.tzes •Treppenaktlon•. Gegen mlnd. 9 Leute Hausfrie­
densbruch und Sachbeschädigung, ein Lantlfrledensbruch. 

Eine ganz .. stattliche" Bilanz, wenn man die Verfahren zusammenzlhlt, z. T. sind An· 
trlge auf Anklageerhebung ergangen, z.T. wissen wir nur, daß ermittelt wird. 

Betroffen sind Wenige - gemeint sind VIele 

Das Ist nun seitens der Ermittelnden keine unbekannte Taktik, da sie ja selten uns alle 
"dingfest• inachen können. 
Im Wendland Ist inzwischen klar, daß wir uns gemeinsam zu diesen Verfahren verhalten 
wollen, obwohl - und das Ist neu - alle Verfahren von einander abgetrennt sind, d.h. zur 
gleichen Aktion wird wahrscheinlich jeder/m einzeln der ProzeB gemacht. 
Zum wiederholten Malewird klar, daß auch rot·grOne Regierungen, die den Ausstieg ausder 
Atomenergie angeblich anstreben, nichts I ndern an der Strafverfolgung des Widerstandes 
gegen die Atommafia. 

Wir, vom Ermittlungsausschuß Gorleben möchten nun 
nochmal folgende Bitten und Hinwelse öffentlich machen: 

·Alle, die Post von Bullere!, Staatsanwaltschaft oder Gericht bekommen (haben), melden 
sich bitte beim EA (Kontakt: BI-BOro LOchow, Tel.: 05841/4694). 
- Keine Aussagen gegenOber den oben genannten Staatsdienern, auch nicht, um mal 
auszuprobieren, wle' s.bel nem Verhör ist. 
- Bei allen zukOnftlgen Aktionen Immerwieder Oberlegen, inwieweit die Eigene Sicherheit 
gewAhrleistet istll (die meisten Ermittlungen hier basieren auf Erkennen durch einzelne 
Bullen oder auf Lichtbilder). 
- Die Betroffenen brauchen unsere/eure Solldarltltll 
Spendenkonto EA und ProzeBkostenhllfe: Volksbank Clenze, 
Kto. Nr.: 129 45 300, BLZ: 258 61 990. 

Bel Aktionen ist der EA wie gehabt unter der Nummer 
05841/5977 zu erreichen. 

Grüsse von den unentwegten WühlmAusen 
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Wir stellen uns quer! 
Es bleibt dabei! 

Im Jahre 1988 haben über 700 Lüchow-Dannenberger/innen öffentlich erklärt, daß sie sich den Transporten mit 
hochaktivem Müll in den Weg stellen werden Wir erklären erneut: Wenn der GASTOR kommt, ~teilen wir uns quer! 

Entsorgung - eine Lüge! 

Für hochaktiven Müll gibt es keine Entsorgung-weder hier noch anderswo. Aber die Atomkraftwerke laufen weiter. Statt 
Entsorgung. der tägliche Aufschub der nächsten Katastrophe. Wie lange noch? 
Radioaktives Material, das ganz Europaunbewohnbar machen kann, soll demnächst unser Nachbar werden. Die 
tödliche Gefahr soll hinter einem Wall aus Heckenrosen versteckt werden. Die Luft, die zur Kühlung durch die 
GASTOR-Halle geführt werden soll, ist die Luft, die wir atmen! 

Wir verweigern den Gehorsam! 

Oie geltenden Gesetze wurden beschlossen, als die tödliche Risiken der Atomenergie noch nicht erkannt waren . 
Spätestens seit Tschernobyl wissen wir: Gesetzte können die Durchsatzung der Atomkraft moralisch nicht rechtfer­
tigen. Gesetzte sind nicht in der Lage, einen nuklearen Katastrophenfall und seine verheerenden Folgen beherrschbar 
zu machen. Deshalb verweigern wir dem Atomstaat den Gehorsam. Wir werden uns der Diktatur des Restrisikos nicht 
länger unterwerfen! Wir werden die nächste Katastrophe nicht abwarten. Wir stellen uns quer! 

Die Aktion 

Nach Bekanntwerden eines bevorstehenden Transports wird Alarm ausgelöst- so frühzeitig, daß jede/r Teilnehmer/ 
in ungehindert zu einem vorhervereinbarten Treffpunkt gelangen kann. Die Menschen, die zusammenkommen, haben 
ihre Entscheidung in vielen persönlichen Gesprächen überprüft. Sie kennen sich untereinander und wissen genau, was 
jede/r einzelne und was alle gemeinsam tun werden. Alle Teilnahmer/innen haben Sitzgelegenheiten, Decken und 
Verpflegung mitgebracht und richten sich auf der Straße ein. Für den GASTOR ist ein Durchkommen ohne 
polizeistaatliche Methoden nicht möglich. Parallel zur Aktion werden die Öffentlichkeit und die Medien verständigt. Ein 
Kulturprogramm sorgt dafür, daß die ernste Sache nicht zu ernst wird. 

Wir werden uns an dieser Aktion beteiligen! 
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Wir werden sie offen vorbereiten und gemeinsam durchführen. Von uns wird keine Gewalt ausgehen. 

Diesen Aufruf haben mittlerweile Ober 400 LOchow-Dannenbergerlnnen unterzeichnet und er ist in der Lokal­
zeitung EJZ veröffentlicht worden. 







durch ein genehmigtes Endlager ganz direkt 
betroffen wären. Neben· Infomaterialien 
bieten die AG SCHACHT KONRAD an, für 
Vorträge zu der Thematik vorbeizukommen. 
Außerdem steht die AG natürlich zur Bera­
tung für Aktivitäten zur Verfügung. ln der 
zweiten Jahreshälfte und rechtzeitig vor 
dem in ca. 1/2 Jahr möglichen Erörterungs­
termin wird die AG SCHACHT KONRAD 
bundesweit zu einem KONRAD-Treffen 
einladen, auf dem Ober das weitere Vorge­
hen beraten werden soll. 

Es kann durchaus sinnvoll sein, in bestimm­
ten Regionen oder Ländern oder Ober be­
stimmte Verteiler eigene Sammeteinwen­
dungen zu versenden (jeder kann ruhig 
mehrere verschiedene Einwendungen un-

terschreiben). Damit wir einen Überblick 
Ober den Um fangund Inhalt der Einwendun­
gen erhalten, bitten wir uns zuzusenden 
bzw. mitzuteilen: ' 
- d_ie ausgeiOIIten Sammaleinwendungen 
-d1e Anzahl von Unterschriften unter eigene 
Sammeteinwendungen (die ggfs. direkt an 
die ~enehmigungsbehörde gehen) undeine 
Kop1e des dazugehörigen Textes 
• Kopien von Einzeleinwendungen 

Bewegung vor Ort 
Wie auch bundesweit gibt es in der Region 
um SCHACHT KONRAD nicht mehr "die" 
Anti-AKW-Bewegung. Dafür ist die Bewe­
gung gegen KONRAD z.B. viel breiter und 
vielfältiger geworden, was sich in der Mit· 
gliedschalt der Arbeitsgemeinschaft 
SCHACHT KONRAD ausdruckt (35 Grup­
pen). So ist es mittlerweile ganz selbstver­
ständlich, daß Kommunen eigenständige 
Aktivitäten gegen KONRAD durchführen. 
Gegen die Weisung von Töpfer z.B. haben 
die Gemeinden Vechelde (mit einem CDU­
BOrgermeister) und Lengade in Resolutio­
nen protestiert. Vechelde, Lengade und die 
Stadt Braunschweig wollen Ihre Bevölke­
rung von sich aus (mit entsprechenden 
Handzetteln) über die Möglichkeiten in dem 
KONRAD-Verfahren aufklären und ihre 
ablehnende Haltung zu dem Projekt erläu­
tern. Natürlich gibt es auch noch viele aktive 
Bilrge_rini~iativen gegen KONRAD (es grün­
den s1ch 1mmer noch neue), die sich aber 
nicht als selbstverständlichen Teil der Anti ­
AKW-Bewegung sehen, obwohl sie fast 
durchgängig fürden sofortigen Ausstiegaus 
der Atomenergie sind. 

Zur Finanzierung der Ein­
wendungs-Kampagne bit­
ten wir um Spenden 
(die steuerlich absetzbar sind): 

Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KON· 
RAD e.V. 
Nr.378752 · 308 PGiroAHannover (BLZ 
250100 30) 
Nr. 93 44 250 NORD/LB WolfenbOttel 
(BLZ 270 500 00) 

Schacht-Konrad 

Zeitplan der Ei nwen­
dungs-Kampagne: 

11 . Mai Offizielle Ankilndigung der Ausle­
gung 
Offizieller Beginn der Einwendungs-Kampa­
gne 
21. Mai Beginn der zweimonatigen Ausle­
gungsfrist 
25. Mai Sternmarsch mit Kundgebung in 
Salzgitter 
Juni Seminar mit dem wissenschaftlichen 
Beirat der AG SCHACHT KONRAD (filr 
Elnzeleinwenderlnnen) 
Juni INFO-Veranstaltung der Landesre­
gierung in Salzgitter 

18. JUli Übergabe der Sammaleinwendun­
gen 
19. Juli Ende der Auslegungs- und Ein­
wendungsirist 
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gesellschaftliche Auswirkungen von 
Naturwissenschaft und Technik. 
WECHSELWIRKUNG analysiert die 
soziale, politische und ökonomische 
Funktion von Wissenschaft und Technik 
und zeigt deren Perspektiven und Alter­
nativen auf. 
WECHSELWIRKUNG behandelt politi­
sche und gesellschaftliche Themen auch 
unabhängig von Technik und Naturwis­
senschaft. 
WECHSELWIRKUNG erscheint alle 
zwei Monate im Buchhandel 

Nr. 47, Februar 1991 

Sonderteil zum Golfkrieg: 
Deutschland im Krieg ... Ökologische Aus­
wirkungen des Golfkrieges ... Arbeit und 
Krieg ... Abzug und Modernisierung der B­
und C-Waffen 
Schwerpunkt: 
Informationsgesellschaft -
Kommunikation und Kontrolle 
Das Institut flir Informations- und Kommu­
nikationsökologie ... Normative Grundlagen 
eines. kommunikationsökologischen Kon­
zepts ... Kybemokratie ... Der Sozialversiche­
rungsausweis ..... Die "Smart-Card" im 
Gesundheitswesen ..... Datenschutz in der 
Schweiz? 

Bitte Probeheft für DM 2,- in Briefmar­
ken anfordern! 

Bestellungen an WECHSELWIRKUNG. 
Mariabrunnstr. -1-X. D-51 00 :\achen 



~ndlager Morsleben 
noch nicht dicht ! 

Gutachten zu Morsleben 
stellt katastrophale Mängel 
fest 

Die Gruppe Ökologie Hannover (GÖK) Ist 
bei ihrem Gutachten Ober das Endlager 
Morsleben auf katastrophale MAngel gesto­
ßen. Das ehemaliges Salzbergwerk Ist 
sowohl elnsturz- als auch - wegen austre­
tender Gase -schlagwettergefAhrdet. Bei 
dem angeblichen Nachwels der Langzeitsi­
cherheit sind wesentliche Belastungspfade 
einfach unterschlagenworden. Die Behaup­
tung der Betrelber, ln Morsleben lagerten 
nur kurzlebige Radionuklide, Ist nicht auf­
rechtzuerhalten. Beim Brandschutz fehlt es 
an den einfachsten Vorkehrungen. Neben 
prinzipiell nachrOstbaren MAngeln hat die 
GÖK auch und gerade MAngel festgestellt , 
die unmittelbar. dem Berg- werk und der 
umgebenden Geologie anhaften und unab­
änderlich sind. So Ist z.B. die •salzschwe­
be" (die Deckschicht Oberden Hohlräumen) 
stets unter 100 m, z.T. sogar unter 40 m. 
Nach offiziellen westlichen Kriterien fOr 
AtommOIIendlager soll diese Salzschwebe 
mindestens 300 - 400 m betragen. Der 
Hauptanhydrit (als "Laugenbringer'" be­
kannt) wird von dem GrubengebAude mehr­
fach durchfahren, was Im geplanten Endla­
garbergwerk ln Gorleben z.B. gerade ver­
mieden werden soll. 

Die von TOpfer beauftragte GAS (Gesell­
schaft fOr Reaktorsicherheit) hat ln Ihrer 
Begutachtung von Morsleben einige vonder 
GÖK aufgezeigte MAngel bestätigt. ln der 
Bewertung kommt die GAS zu gegenteili­
gen SchlOssen: "Keine akute GefAhrdung 
des Endlagers unddeshalbweitere Einlage­
rung mOgllch". Dies Ist eine vOIIIg neue Sl­
cherheltsphllosophle, auf die sich TOpfer 
zurOckzleht, um die Nlchteig.nung von Mors­
leben nicht zugeben zu mOssen. 

Die Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KON­
RAD hatte das Gutachten der GÖK ln Zu­
sammenarbeit mit der "Initiative gegen das 
AtommOIIendlager Morsleben• in Auftrag 
gegeben. An den Kosten des Gutachtens 
haben sich beteiligt: Greenpeace Deutsch­
land, Naturschutzbund Deutschland, Lan­
desverbAnde Sachsen-Anhalt und Nieder­
sachsenund Kreisgruppe Helmstedt, BUND 
Landesverband Niedersachsen und Kreis­
gruppe Helmstedt, sowie Ökofonds Herrn­
stadt. 

Du vollatlndlge Gutachten (ca. 100 S.) 
kann zum Preis von 12,· OM (+ Porto) 
bezogen werden Oberdie Arbeltsgemeln· 
schaftSCHACHT KONRAD, Bleckenated· 
ter Str. 24, 3320 Salzgitter 1, Tel.: 05341 / 
67492 

Endlager-Delegation führte 
Gespräche in Bonn 

Eine "Endlager-Delegation• mitVertreterin­
nen von Initiativen an den Endlager-Stand­
orten SCHACHT KONRAD, ASSE II, Mors­
leben und Gorleben fOhrte Ende Februar 
1991 in Bonn Gespräche mit dem Bundes­
umweltministerium (BMU) und den im Bun­
destag vertretenen Fraktionen und Grup­
pen. Die Fahrtwurde vonder Arbeitsgemein­
schaft SCHACHT KONRAD organisiert. Le­
diglich die CDU hattewegen T erminschwie­
rlgkeiten abgesagt und in dieser Frage an 
die CDU-GeschAftsstelle ln Salzgitter­
Lebenstadt verwiesen (was sollen die bloß 
sagen können?). 

Neu war die Information aus dem BMU, daß 
das Endlager Morsleben - trotz der jOngst 
vom Bezirksgericht Magdeburg verhängten 
vorläufigen Stlllegung - sogar Ober das Jahr 
2000 hinaus genutztwerden soll. DafOrwird 
ein Planfeststellungsverfahren angestrebt, 
fOr die jetzt schon die Vorbereitungen begin­
nen. U.a. soll erneut die GAS beauftragt 
werden, eigene Untersuchungen im· Endla­
ger durchzutohren und Planunterlagen fOr 
ein entsprechendes Verfahren zusammen­
zustellen. Insgesamt sollen alle drei Endla­
ger durchgesetzt undgenutztwerden: Mors­
leben fOr eine untere, KONRAD fOr eine 
mittlere und Gorleben fOr eine hOhere Kate­
gorie von atomaren AbfAllen. 

Erstmals konnte die Endlager-Delegation 
eine parteiinterne Diskussion in der SPD 
Oberdie Frage feststellen, wie sich die Partei 
grundsAtzlieh zu Endlagerprojekten verhAlt 
Bisher hat sich die SPD stets auf ihre Ver­
antwortung berufen, an der "Entsorgung• 
mitzuwirken. Bel dem Gespräch wurde -
angesichts des strikten Atomkurses der 
Bundesregierung - Oberlegt, inwieweit die 
SPD die Mitarbeit an der Entsorgung ver­
weigert und sich damit unserer Position 
nähert: Erst wenn alle Atomanlagen stlllge-

legt sind, reden wir Ober den vorhandenen 
AtommOlL 

Morsleben-Konferenz ruft 
zu bundesweitem Bera­
tungstreffen auf 

Angesichts der sich immer deutlicher ab­
zeichnenden Planungen zum Bau von 
AKW's ln der Ex-DDR (u.a. Greifswald und 
Stendal) ist die Anti-AKW-Bewegung mehr 
denn je gefordert. Nur 5 Jahre nach Tscher­
nobylist das eine Kampfansage der Atom­
lobby. Wenn wir es nicht schaffen, diesen 
dreisten Planungen etwas entgegenzuset­
zen, kOnnen wir wirklich einpacken. in die­
serZeitistesumso schlimmer, daßwirkeine 
funktionierenden Strukturen und noch nicht 
einmal eine nächste bundesweite Konfe­
renz vereinbart haben, obwohl die Entwick­
lung in Bremen bereits absehbar war. Es ist 
zwareine "Großdemo· fOr Juni beschlossen 
worden, ohne sich verbindliche Gedanken 
Ober die Umsetzung zu machen. Hieran 
mOßte sich grundlegend etwas Indern, um 

die Handlungsflhigkeit der Anti-AKW-Be­
wegung nicht von Zufälligkelten und dem 
Lustprinzip Einzelner abhängig zu machen. 

ln Absprache mit der "BOrgerlnltiatlve Ener­
giewende Stendal" ruft die Morsleben-Kon­
ferenzvom 17.3.91 deshalb zu einer bun­
desweiten Beratung zum Thema "Wie be­
gegnen wir der Offensive.der Atom Iobby?" 
am Sonntag, den 21. April 1991 um 12.00 
Uhr in Stendal auf. Andiskutiert wurde auf 
der Morsleben-Konferenz, eine größere 
Demo ln Stendal oder Greifswald durchzu­
fOhren. 
(Änm. atom: Ergebnisse der Konferenz 
standen zu Redaktionsschluß noch nicht 
fest ... ) 

Claus SchrOder, AG Schacht·Konrad 
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Foto: GOnter Zlnt 

AKW -Stendal 
Infobus soll für 

Akzeptanz sorgen 
Ein Informationsbus der Kernkraftwerk 
Stendal GmbH wird ab März in den nördli­
chen Kreisen des Landes Sachsen Anhalt 
auf Tour sein. Mit Videos, Computern und 
BroschOren will die Stendaler Kernkraft­
werksgesellschaft • zu einer sachlichen und 
realistischen Diskussion Ober Kernenergie, 
Radioaktivit4t und Ihnliehe Fragen beitra­
gen.· 
ln der Ausstellung auf Rädern kann jeder In­
teressent an einem Computer sein Wissen 
Ober die Radioaktivität und Atomenergie 
OberprOfen. Spezialisten der KKW GmbH 
Stendal gehören zur ständigen Besatzung 
dieses Busses, der im Vorfeld der Volksbe­
fragung, wie sie 1990 in der Schweiz zur 
Kernenergie durchgefOhrt worden ist, aus­
gerOstet worden. ln der Greifswalder Re­
gion ist derzeit ein ähnlicher Bus mit demsel­
ben Anliegen unterwegs. Oie Zukunft des im 
Bau befindlichen Kraftwerkes Stendal - die 
größte Baustelle der ehemaligen DDR - ist 
weiter ungewiß. Gegenwärtig istdas mehre­
re Quadratkilometer große Arreal verwaist. 
Über 8000 Bauarbeiter waren hier noch vor 
einem Jahr beschäftigt. Sie stellten unter 
anderem zwei derGroßkOhltOrme fertig. Oie 
DDR investierte mehr als 5 Milliarden Mark 
in das Projekt, das wegen seiner Sicher­
heitsrisikenvorerst eingefroren worden ist. 
KKW Pressesprecher Werner Schmidt sag­
te, bis Mitte April solle nueine Entscheidung 
getroffen werden, ob Stendal zu einem 
Atommeiler oder zu einem konventionellen 
Kraftwerk wird, der Standort, soviel stehe 
fest, solle erhalten_bleiben. 

Kriminalisierung wegen 
"Entzäunung" des AKW 
Stendal 
Etwa am 23. Februar 1991 erhieltder Volks­
stimme Redakteur Reinhard Opitz von der 
Stendaler Kripo die Aufforderung, Zeuge­
naussagenzum Ereignis am ZaundesKKW 
Niedergörne zu machen. Kurz daraufwurde 
die Bestellung vorerst zurOckgenommen. 
Nun hat er erneut eine Aufforderung zum 
11.3.91 , wobei wohl schon telefonsich vor­
geklärt werden konnte, daß er nicht als 

Mitbeschuldigter in einem Ermittlungsver­
fahren, sondern nur als Zeuge gehört wer­
den soll. (Da er bel dem WinterfrOhstOck 
auch das AKW-Gellnde betreten hatte, 
sollte zunächst der Vorwurf des Hausfrie­
densbruchs auch ihm gelten •man kann es 
aber auch als Freiheit des Journalisten wer­
den.• 
Am 7 •. 3. erhielt Erika Dress eine telefoni­
sche Vorladung zur Kripo Stendal, zu Herrn 
Friese mit Hinweis auf "die KKW-Angele­
genheit" Den Hinweis von E., däß sie mit 
einem Begleiter kommen wOrde, beantwor­
tete der Kripo Beamte Friese mit dem Hin­
weis, daß der Begleiter aber während der 
geplanten Vernehmung nicht anwesend 
sein dOrfte. Fr. 9.00 Uhr, Malte und Erika 
melden sich beim VPKA und werden von 
Herrn Friese in Zivil empfangen. Freundli­
ches Gespräch Ober die Rechte von Be­
schuldigten. 
Oie GeschäftsfOhrer mit persönlicher. Haf­
tung Kirsch und Balle habenam 19.12.1990 
gegen E. Drees. M. Fröhlich, U. Petzold 
und neun weitere Personen Strafanzeige 
gestellt. Diese sei an den Stendaler Staats­
anwalt GOnter gegangen, der sie nach Mag­
deburg an Staatsanwalt MOIIerweltergelei­
tet habe. Von dort kam die Anzeige zurOck 
an die Stendaler Staatsanwaltschaft, wobei 
Verstösse gegen folgen drei StGB Paragra­
phen benannt wurde: 
§ 303 Sachbeschädigung 
§ 123 Hausfriedensbruch 
§ 111 Öffentliche Aufforderung zu Strafta­
ten (mOndlicher Hinweis auf das Flugblatt 
"Entzäunt das AKW") 
Oie Stendaler Staatsanwältin Regel habe 
dann den Auftrag zur Ermittlung an Herrn 
Friese von der Kripo gegeben. 
Herr Friese leitet das Gespräch damit ein, 
daß er betont, daß hier keine Grundsatzde­
batten Ober das FOr und Wieder von Kerne­
nergie zu halten sind, sondern nur Fakten 
zur Wahrheisfindeung festgestellt werden 
sollten. Wir weisen darauf hin, daß die 
Fakten klar sind, da es sich um eine öffent­
liche zeichenhafte Aktion gehandelt habe 
und daß Erika nicht bereit Ist, ohne Anwe­
senheit einer Vertrauensperson Aussagen 
zu machen. Telefonische ROckfrage beim 
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Staatsanwalt Schutz ergibt, daß nur ein un­
beteiligter bei einer Vernehmung anwesend 
sein darf, nicht der beteiligte Malte. Also 
keine Vernehmung womit Herr Friese auch 
ganz zufrieden zu sein scheint. 
IN einem ca. einstOndlgen Gesprlch gibt 
dann Herr Friese zu erkennen, daß er zwar 
VerstAndnls fOr die Atomkraftgegnerinnen 
habe, aber trotzdem seiner Pflicht "die 
Wahrheit zu ermlneln, wie es das Gesetz 
vorschrt§ibt" nachkommen werde. Er sei 
selbst Sicherheitsbeamter im KKW gewe­
sen. Verweist auf legale Mittel, den Wider­
spruch gegen die Kernenergie auszudrOk­
ken. Dann erfolgt die Aufnahme der Perso­
nalien erst von Erika, dann von Malte. Seide 
unterschreiben, daß sie nicht von der Kripo, 
nichtvom Staatsanwalt, nurvom Richterver­
nommen werden wollen. Über berufliche 
Entwicklung und VermögensverhAltnisse 
(ROckseite des Personlabogens) geben 
belde keine Auskunft. Am Ende des Ge­
sprächs geben wir nur einen Hinweis, daß 
Uwe Petzold bewu Bt sich nicht an der Aktion 
beteiligt hat und z.Zt. krank ist. 
WirmOssenannehmen,daßderjetzigeZeit­
punkt der Verfahrenseröffnung ( 10 Wochen 
nach der Anzeige) und auch die Entschlos­
senheitdes Gerichtes, die ~us den drei her­
angezogenen Paragraphen abzulesen Ist, 
Hinweis darauf Ist, daß z.Zt.ln der Bevölke­
rung um Zustimmung zur Kernenergie 
geworben wird (siehe Info-Busse) und daß 
die Lobby entschlossen Ist, den auch so 
schwachen Bevölkerungswiderstand zu 
brechen und ihr Unheilswerk hier von neu­
em zu beginnen mit einem 1300 MW Kon­
voi-Kernkraftwerk der Firma Siemens. Mit 
der Preußen-Eiektra sinddie StadtvAter z.B. 
in intensivem Gesprlch . 
Zur Strafanzeige meinen Erika und Malte, 
daß alle Beteiligten sich jetzt noch einmal 
neu entscheiden sollten, ob sie auf der 
Anklagebank oder als UnterstOtzer im Ge­
richtssaal sitz.en wollen. 
N~chtrag: Herr Fries ließ uns wissen, daß 
er in den vergangeneo Tagen mit Werner 
Schmidt, Herrn Fangier und Herrn Opitz ge­
sprochen habe (Zeugen). Oie Akte des Herrn 
Fries, die den Schriftwechsel mitden Staats­
anwälten enthAlt und die Strafanzeige der 
KKW-GmbH Gesellschafter Kirsch und 
Balle, enthielt auch zwei oder mehrere Fo­
tos vonder Entzlungs ( ... es folgteine Zeile, 
die nicht lesbar ist .. ) an das Ordnungsamt 
beim Landratsamt Stendal, Leiter des Ord­
nungsamtes der DOsseldorfer •volljurist• 
Raden. 17.12.90, 15.35 Uhr 
Gegen 8.30 Uhr sind 12 Personen der BI 
Energiewende mit Frau Dr. Dreees im SOd­
bereich in die Baustelle KKW Stendal ein· 
gedrungen. Ein Zaunfeldwurde demontiert. 
Am Zaun wurden gegen den Bau des KKW 
gerichtete Losungen und Unterschriftenli­
sten angebracht. Die Personen haben nach 
Aussprache mit dem Leiter des Betriebs­
schutzamtes und Vertretern der KKW Sten­
dal GmbH die Baustelle verlasen. Nach ln­
formationenelnesBetriebsangehOrigenwar 
bis etwa 9.00 Uhr ein Reporter der Volks-

. stimme bei der Aktion anwesend. 

Dresdener Neueste N•chrlchten, S. 
4,23.124.Febnu•rt99t 
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Entzäunt das AKW ! 
Das AKW bei Stendal wird neuerdings von dem Zaun umgeben, der voreinem Jahr an der 
Innerdeutschen Grenze abgebautworden ist. Er wareinst ins land gestampft worden, um 
Menschen voneinander zu trennen. Heute soll er die lebensfeindliche Atomtechnologie 
vor Ihren möglichen Opfern schOtzen; 
TOdliehe RadioaktivitAt von uns fernzuhalten, vermag er nicht. Dieser Zaun ist Symbol 
fOr Machtmlßbrauch, Gewalt und UnterdrOckung; in einem Atomstaat mOssen nlmllch 
wieder geheimdienstliche Strukturen aufgebaut werden. Mit unserer EntzAunungsaktlon 
wollen wir den Abbau der Grenzanlagen fortsetzen. 

Wider besseres Wissen soll das 
Atomprogramm ausgebaut werden 

Seit einiger Zeltmu ßdle drohende Klimakatastrophe als ArgumenttOrdie Wiederbelebung 
der Atomenergie herhalten. Die Atomlobby spielt sich als Klimaretter auf, ohne darauf 
einzugehen, daß vom Uranerzbergbau biszur Endlagerung von AtommOll große Mengen 
CO 2 produziert werden. Der zentralistische Ausbau der Kernenergie verhindert Alterna­
tivenwle: 

kommunale Energieprojekte 
Sparprogramme 
Kraft-WArme-Kopplung 
Entwicklung erneuerbarer Energiequellen 

Diese wOrden unseren Energiebedarf umweltschonender decken sowie langfristig mehr 
ArbeitsplAtze sichern. 

Expansion der Siemens KWU nach Osten 

Be I dem Versuch den Standort Stendal fOr die Erzeugung von Atomstrom zu erhalten tref­
fen sich die Interessen der jetzigen AKW-leitung mit denen der Siemens-Tochtergesell­
schaft KWU. Gemeinsam bemOhen sie sich um die NachrOstung sowjetischer Reaktoren. 
Es soll ein Prlsedenzfall fOr almtliehe Atommeiler Im Ostblock geschaffen werden. So 
wird der Siemens Konzern seinem Slogan gereicht : ·Unser Markt Ist der Weltmarkt" . Mit 
dem Konzept der Firma, durch ihre riesige Produktpalette an ElektrogerAten einen hohen 
Strombedarf zu erzeugen, rechtfertigt sie den Neubau von Atomkraftwerken. 
Wir fordern: 

endgOitlgen Baustopp fOr die Atomanlagen 
Verzicht auf neue westliche Konvoi-Kraftwerke 
Au .. chrelbung d" erachlo .. enen Gelindes z.B. als Gewerbegebiet 

BOrgerinitiative Energiewende Stendal, bel Drees, Beethovenstr. 1 
Treffen jeden Donnerstag 20.00 Uhr 



A.tommafia goes East 
Gegen den Atomstaat in Ost und West 
Pfingstcamp in der "Ex"-DDR 

Nachdem Zusammenbruch der Wirtschaftssysteme Inden östlichen 
Staaten Europas hat die Atommafia schnell geschaltet und z.Ogig 
damit begonnen, neue Bastionen aufzubauen, bzw. die verwertba­
ren Überreste des Atomfilzes Ost zu Obernehmen: 
- der Stromvertrag der EVU-Giganten RWE, Preussag und Bayern­
werke zur Aufteilung des Strommarktes 
- das Endlager in Morsleben 
-die AKW-Standorte Stendal und Greifswald zum Neubau von bzw. 
zur NachrOstung der Alt-AKW's seien hier genannt. 
Hat sfe dort erst einmal Fuß gefaßt, ist ihr StartvorteiiiOr die Erobe· 
rung ganz Osteuropas uneinholbar. 

Auch im Westen gibt's was Neues. Der Neubau vonAKW's als Ersatz 
für alte wird bereitsoffen diskutieJt. Außerdem werdendie Endlager­
projekte z.B. Gorlebenund Schacht Konrad, massiv vorangetrieben. 

Dem gilt es etwas entgegenzusetzen. Gerade in der •ex· -DDR befin­
den sich die Strukturen für den Widerstand erst im Aufbau. 
Aber auch hier in der alten BAD müssen unsere Anstrengungen 
erheblich verstärkt werden, damit wir wieder ein politischer Faktor 
werden. Dieswar Konsensder Konferenz. in Bremen im vergangeneo 
Herbst. Daran knOpft die Idee an, ein Widerstand-Camp als gemein· 
samenAusdruck der Anti -AKW-Bewegung auf dem Gebiet der "Ex"­
DDA durchzulilhren. 

Es soll gezeigt w erden, daß m it uns zu rechnen Ist! 

Außerdem soll mit dem Camp die Auseinandersetzung mit der 
Bevölkerung dort und den Menschen, die den Widerstand tragen, 
begonnen bzw. verstärkt werden. 
Wir wollen aber nicht nur miteinander reden, sondern auch zusam · 
men klar machen, daß wir uns der Atommafia auf ihrem Marsch nach 
Osten entgegenstellen. Schon in Bremen war klar, daß ein Standort 
in der ·Ex·-DDR immer nur stellvertretend fOr alle stehen soll. Des­
wegen verstehen wirdas Camp als nicht auf einen Standort bezogen, 
so ndern gegen den Atomstaat in Ost und West gerichtet. 

Das Pflogstcamp wi rd vom 17.05. • 20.05.1991 in Velsdorf 
bei Calvörde ( ca.45 km bis Stendal, ca.30 km nordwestlich 
von Magdeburg, ca.30 km bis Morsleben) stattf inden. 

Auf dem bundesweiten Yorberejtungstreffeo in Marburg am 14.04,91 
wurde folgender jnhalt!jcher Rahmen besc~ 

Schwerpunkt 1: Gegenseitiges Kennenler­
nen 

geschieht natOrllch sowieso innerhalb von Gesprächen am Rande, 
in gemeinsamen Aktionen und durch das Zusammenleben im Camp 
Um allerdings unter folgender Fragestellung mehr voneinander zu 
erfahren, wollen wir Filme, Fotoausstellungen, Vorträge und Diskus­
sionen im Plenum durchfUhren:- Was istdie Anti -AKW-Bewegung in 
der alten BAD ? 

Geschichte, Strukturen, Inhalte, Kontroversen, Kriminalisierung 
- Welohe Aktivitäten bzw. Bewegungen gegen AKW's hat es in der 
·Ex"-DDA gegeben ? 
-Welche Vorstellungen und Erwartungen haben wir von· und anein· 
ander? 
Für diesen Bereich werden noch Gruppen oder Einzelpersonen 
gesucht, die einen Beitrag leisten können. 

Schwerpunkt 2: Arbeit sgruppen 

Die Arbeitsgruppen sollen die Möglichkeit bieten, Ober alle Tage des 
Camps hinweg kontinuierlich an einem Thema zu arbeiten. FOr ganz 
wichtig halten wir allerdings, daß täglich Plena stattfinden, in denen 
nicht nur aus den AG's berichtet, sondern auch inhaltlich diskutiert 
wird. 
Bisherwerden fo lgen de Themen von Gruppen bzw. Einzelperso­
nen vorbereitet: 
- Atommafia goes East, speziell ·ex··DDR, vor allem Stendal und 
Greifswald 
· "Entsorgung"/"Eod"lagerung allgemein sowie speziell Morsleben 
und Schacht Konrad 
· Änderung des Atomgesetzes 
Angefragt sind die Themen: 
- Atomtransporte 
- Parlamentarismuskritik 
Im Rahmen des Camps ist die Bearbeitung anderer Themen jeder­
zeit möglich, wenn sich Interessentionen dafür finden. Falls eine 
Gruppe ein weiteres Thema inhaltlich vorbereiten möchte, sollte sie 
sich bei der BlgAM melden. 

Schwerpunkt ·3: Öffentlichkeitsarbeit und 
Aktionen 

For Öffentlichkeitsarbeit in den umliegenden Dörfern und Städten 
wird im Vorfeld des Camps von einer Ost- und einer Westgruppe 
gemeinsam ein Flugblatt erstellt, dessen inhaltlicher Rahmen auf 
der Konferenz am 14.04.1991 abgesteckt wurde. 
Außerdem soll das Camp jederzeit fOr Besucherinnen offen sein . Es 
wird eine Info- und Pressegruppe geben, die für Besucherinnen an­
sprechbar ist. 
Genausowichtig wie gute Öffentlichkeitsarbeit sind direkte Aktionen 
an den Standorten (vor allem Stendal, aber auch Morsleben). 
Wir fordern Euch auf,jede Menge gute Ideen und wasmenschsonst 
so braucht, mitzubringen. 

Schwerpunkt 4: Kultur und Spaß 

Widerstand leben heißt ja nicht nur politische Diskussionen und 
Kämpfe !Ohren, sondern auch: Kultur und Spaß! 
D.h. Theater, Musik, Fete - durch Gruppen von außerhalb und von 
uns selbstgestaltet 
Auch hier werden noch Menschen mit Ideen und Lust zur Vorberei · 
tung gesucht. 

Diese Überlegungen geben den Rahmen des Camps vor. 
Die Gestaltung Ist Sache aller Tellnehmerlnnen. 
Alle Leute, die s ich noch i n die Vorbereitung einbringen 
wollen, sollten si ch melden bei : 

BlgAM Die Grünen Sachsen-Anhalt 
c/o KFZ Stadtgruppe Magdeburg 
Schulstraße 6 Breiter Weg 229 
3550 Marburg 0 • 3010 Magdeburg 
(inhaltliche Vorbereitung) (organisatorische Vorbereitung) 

Alles klar ? Dann bis zum 17.Mal !!! -
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9.000mal Lungen 
15.000 mal Sili ose 
Vertrauliebes PaDier der Slraltlenscllutzkommlsslon gibt enten Elnblltk ln die Gesundheitsakten der SDAG Wlsnlut 

Die Fregen, wH:he Informationen eh bla­
her unzuglngllchen medlzlnl8chen Daten 
und Kre~ der Sow)etJICh­
Deutachen Aktlerigaaellachaft (SDAO) 
Wiemut bergen, wea mH den Akten..,_, 
(IMChehen 1011 und wer Oberhaupt Einblick 
ln d ..... brl .. nte Materlai nehmen darf, 
•lnd ein klllnn StOck wett beantwortet. 
Die StrehleniChutzkornmlallon (SSK) 
beim Bundeeumwettmlna.tertum dllkutler­
te am 21. Mlrz einen vem.ullchen .zwt­
achenberlcht Ober vorllul'lge Ergebn .... 
der Datenelcherune und Probleme von Da­
tenlage und AII80UICin•,derelnen ereten 
groben Oberblick Ober den t.talchllchen 
Umfang der Wllmut-KrenUndeten bietet. 
Verfll..., dM P8plera Iet eine Autoren­
gruppe dM Oltablegere dM Melnunga­
und MartctforlchungalnatltutM lnfnltllt 
111 auf wenige Auenahmen alnd die Daten 
noch nicht auagewertet, tellweiM auch 
noch nicht elnmalglllchtet worden. Ober 
den lnhaH 18t bll jetzt allo kllum etwea be­
kllnnt. 
Gleichzeitig mitdem SSK·Berichtwurde der 
atom eine Interne Dienstanweisung aus 
den Chefetagen des Unternehmens zuge· 
spielt. die das .Verfahren beim Umgang und 
der Sicherung der Patientenakten der ehe­
maligen Betriebsambulatorien in der SDAG 
Wismut• regelt 
Die wohl wichtigste Information aus dem 
SSK-Papler: Ein einziges, zentrales Gesund­
heltsarchlv -wie bisher ln der Öffentlichkelt 
angenommen - gibt es Oberhaupt nicht 
Vielmehr lagern diese Unterlagen, Insges­
amt mehrere 100.000 Akten, ln Insgesamt 
zehn verschiedenen Archiven an unter­
schiedlichen Orten des Wismut-Imperiums. 
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Die Dateien 
Die brisanteste Datei trägt den Namen BK 
92 - Berufskrankheft Bronchialkarzinom. 
Aus der Obersicht geht hervor, da8 die Wis­
mut-Ätzte bei den Bergleuten bis 1990 
nicht weniger als 9.000 Fälle von Lungen­
oder Bronchialkrebs diagnostizierten. Bis­
lang hatte das Unternehmen .nur• .6.800 
Krebsfälle eingeräumt5.675- statt. wie bis­
lang verbreitet. 5.100 - Fälle wurden als Be­
rufskrankheit anerkannt Diese Datei lagert 
bei der neugegründeten Wismut-Abteilung 
. Gesundheltsdatenslcherung"ln der Chem­
nltzer Gausstrasse 5. 
Ein zweites Tell-Archiv mit dem Kürzel ORT, 
f!lr Ortstatistlk. wird von der Generaldirekti­
Qn der Wismut ebenfalls ln Chemnitz, Jagd­
schänkenstrasse, unter Verschluß gehalten. 
Dem SSK·Papler zufolge enthält diese Da­
tei eine .retrospektive Datenerhebung zur 
Individuellen Strahlenexposition von unter 
Tage Beschäftigten der Wismut Im Zeitraum 
der höchsten Strahlenexposition 1946 -
1955." Nähere Angaben werden leider nicht 
gemacht. auch die Gesamtzahl dieser Da­
ten Ist noch nicht ermittelt Allein zwischen 
1971 und 1984 haben aber 30.000 Perso­
nen .Eingang" ln die Ortsstatistik gefunden. 
Das HAA, Hauptarchiv Aue, liegt Im gleich­
namigen Ort im .Berg baubetrieb 9", Schle­
maer Strasse, verborgen. Es enthält nicht 
weniger als 400.000 .personenbezogene 
Unterlagen im A3-Format• - Name, Geburts­
datum, Wohnungen, Tätigkeltszeitraum al­
ler Beschäftigten beim Bergbaubetrieb 9, 
der insgesamt 32 Schächte und Stollen Im 
erzgebirgischen Uranrevier umfaBt Auch 
die Auszahlung eines .Erzgeldes", lndikator 

für eine hohe Strahlenbelastung,lst auf den 
Kartelkarten vermerkt 
Die ATÜ-Datel (ATÜ - Arbeitsmedizinische 
Tauglichkeits- und Oberwachungsuntersu­
chung: alle Wismut-Beschäftigten wurden 
jährlich einer solchen Vorsorgeuntersu­
chung unterzogen) belnhaltet weitere 
250.000 Dokumentationen. Neben den per· 
sonenbezogenen Daten enthalten diese 
Akten auch Eintragungen unter den Rubri­
ken Teilkörper- oder Ganzkörpervibratlon, 
.flbrlnogene Stäube", Asbest. SchweiBrau· 
che, Lösungsmittel, Lärm, Rauchgewohn­
heiten usw. Die ATO-Datei lagert ln der Wla· 
mut-Dependance ln Niederdorf, Dorfstras­
se. 
Amselben Ort findet sich auch 21 .000 Pa­
tlentakten mit dem Titel BK 40 - Berufs­
krankheit Silikose. 15.000 (I) anerkannte Si· 
llkosen und 6.000 weitere Silikosever­
dachtsfälle hat es demnach Im Bereich der 
Wismut gegeben. Den Akten sollen umfang­
reiche Gutachten, .im Todesfall auch Sektl­
onsprotokolle" belgefügt sein. Wieviele Sill· 
kose-Tote es in den Wismut-Bergwerken 
tatsächlich gegeben hat. sagt das Papier 
nicht 
260.000 Wismut-Kumpel haben sich von 
1952 bis heute einer Röntgenreihenunter· 
suchung (RRU) unterzogen. Konzipiert als 
Suchkartel für das Sllikosearchlv, befindet 
sich die RRU-Datel ebenfalls in Nlederdoff. 
Die Akten enthalten außer persönlichen Da­
ten und Tätigkeltsnachweisen und den Un· 
tersuchungszeltpunkten auch .Beginn, En· 
de und Dauer der Staubbelastung. • Bei Sill· 
koseverdachtsfällen, so heißt es, sind auch 
Angaben der betreuenden (Wismut· )Pollkll· 
nlk dokumentiert 



ln der Krankenhausfallstatlstlk/Wismut. 
KHF,Ist noch nicht einmal die Menge der Ak­
ten bekannt Auf Krankenblatt-Von:lrucken, 
.für moderne PCs nicht lesbar", haben die 
Wismutärzte in den Wismut-Krankenhäu­
sern Operationsdaten und -vertäute notiert. 
Diagnosen erstellt bzw. vermerkt. ob ein ver­
storbener Patient obduziert oder nicht ob­
duziert wurde. Standort der KHF-Datel: Nle­
derctorf. 
Über .Rehabilltatlonsmaßnahmen erkrank­
ter Wlsmutmltarbelter" Informiert die 'REH­
Datei in Nleden:lorf. Diese Akten sind noch 
nicht einmal in Ansätzen ausgewertet. nä­
here Angaben werden nicht gemacht 
Auf die 21 ehemaligen Betriebsambulato­
rien verteilt Ist eine noch unbekannte Zahl 
von Patlentenakten, PAT.Immerhln: Von der 
Generaldirektion des Unternehmens .wird 
z.Z. eine Zentralisation vorbereitet • 
Die in dem Papier an letzter Stelle aufge­
führte ORG-Datel dokumentiert Organpro­
ben obduzierter Bergarbeiter mit Bronchial­
karzinom. Die Menge Ist noch nicht ermit­
telt, die Protokolle und Organproben sollen 
sich zum größten Teil Im Bergarbelterkran­
kenha.us Stoliberg befinden. 

DaaVerfahNn 
Zum 18.3.91 ist eine vom stellvertretenden 
Wismut-Generaldirektor Pochandke unter­
zeichnete Anweisung in Kraft getreten, in 
der die .Sicherung• und Zugriffsmöglichkel­
ten auf die Pattenakten geregelt sind (s.o.). 
Wir zitieren nachfolgend die wesentlichen 
Passagen: 

3.1. Die Akten (einschließlich Röntgenfilme) 
sind Eigentum der Betriebe. 
3.2.1n jedem Betrieb Ist ein Beauftragter für 
die Sicherung zu benennen. 
3.3. Der Beauftragte arbeitet dabei eng mit 
dem Betriebsarzt zusammen ... 
3.4. Bei Anforderung von Patlentenunterta­
aen seitens niedergelassener Ärzte oder 
Arzte in stationären Einrichtungen, ln Ge­
sundheitsämtern, bei Versicherungsträ­
gem u.a ... muß die Zustimmung des betref­
fenden Bürgers vorliegen. 
3.5. Die Überlassung von angeforderten Pa­
tlentenuntertagen bzw. Teilen daraus von 
ehemaligen oder gegenwärtigen Betriebs­
angehörigen der SDAG Wismut an den An­
forderer kann nur kopiert erfolgen. Dazu Ist 
dem Betriebsarzt die Vervlelfältlgungstech­
nik des Betriebes zur Verfügung zu stellen. 

3". 7. Die Überlassung ... darf nur von .Arzt zu 
Arzt• geschehen, Indem der bestellte oder 
Vertragsarzt des Betriebes unterschreibt 
3.8. Der Betriebsarzt bestimmt den Umfang 
der zu Obertassenden Kopien von Patien­
tenunterlagen (ganz oder auszugsweise) . 
... 
4.1. Diese Regelungen gelten bis zur vorge­
sehenen gebietsweisen zentralen Archivle­
rung von Patientenakten und Röntgenfll­
men. 

R. 

Anlage 1: Beschreibung der Dateien 
und der abhebbaren Daten 

1. Dateiname: BK92 - Berufskrankheit Bronchialkarzinom 
Standort: 

Fo.nn, 
!Ienge: 

IHsmut AG Ab · 
sich ' tellung Gesundheltsdaten-

erung, Gaussstr.s, 
9030 Chernnitz 
Patientenakten 
9.000, davon 5.675 (1990) als 
anerkannte Bronchl.alk . . Berufskrankhelt arz1nome Abhebbare 

Daten· E t . r assungsbeleg als Anla e 
Angaben ~'erden dem NKR g A C histopatholog. 

Geschätzter entnommen) 
Aufwand zur 
Dateiauf-
nahme: s.ooo h 

2. Dateiname, ORT - Ortsstatistik 

Standort: Wismut AG, Generaldirektion 

Form: 
lfenge 

Abhebbare 
Daten: 

Jagdschlößchenstr. SO, ' 
9030 Chemnitz 
Akten, Jahreslisten 
Noch nicht abgeschätzt Ab 1971 
1984 für 30.000 Person~n 
Jahre.;dosen in WLM kummulative 

~~~~ ~etrospektive Datenerhebung zur 
lVlduellen Strahlenexposition v 

~nter Tage Beschäftigten der Wi on 
m Zeitraum der höchsten smut 

Strahlenexposition 1946-1955 für d 
aber kei 11 • en ne eQHerte vorliegen ist 
erst nach Rekonstruktion der ' 

.. Datenlage möglich 
Geschatzter · 
Aufwand zur 
Datener-
hebung: mind. 2 ooo h . zur Rekonstruktion der 

Str~hlenbelastung i n den 400 
Schachten der liismut liber die Zeit 
1946 - 1955. Die Zuordnung indivi­
dueller Strahlendosen ist in d 
nicht zum Zeitbedarf nicht ent~~l~~~be 
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Alle Fotos: J. Siegmann 

15 Jahre Bürgerinitiative 
Umweltschutz Hamm 

Am 18.2.1991 wurde die BOrgerinitiative Um· 
weltschutz Hamm 15 Jahre alt. Dies Ist ein 
ungewöhnliches Alter fOr eine BOrgerinitia· 
tive. Es Ist fOr mich AnlaS zu rockzuschauen 
und aus meiner Sicht die Entwicklung der 
BOrgerinitiative (BI) darzustellen und die da· 
bei gemachten Erfahrungen zu bewerten. 

Eine schwierige 
Ausgangssituation 

Bereits 1970 gab es vereinzelte EinsprOehe 
gegen den geplanten Bau des THTR (Tho­
rium-Hochtemperatur-Reaktor), aber eine 

.längerfristig arbeitende BI gab es damals 
noch nicht. Erst als 1975 bekannt wurde, 
daS ln Hamm zusätzlich noch ein Leicht· 
Wasserreaktor gebaut werden sollte, regte 
sich ein erster Widerstand. 
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Obwohl sich Hamm mit seinen 180.000 Ein· 
wohnern stolz GroBstadt nannte, entsprach 
das soziale und kulturelle Leben eher dem, 
was man gewöhnlich als tiefste Provinz be­
zeichnet. Der GroSteil der Bevölkerung zeig· 
te wenig Interesse an politischen Fragen 
und war sehr schlecht informiert. ln der 
SPD-gefOhrten Bundes· und Landesregie­
rung gab es keine kritischen Stimmen zu 
Atomkraftwerken und auch die aus CDU 
und FDP bestehende Ratsmehrheit in 
Hamm segnete widerspruchslos alles ab, 
was die Energieversorgungsunternehmen 
Ihnen vorsetzten. 
Das war nicht Oberall so. Der Widerstand 
der badlsch·elsässlschen BOrgerinitiativen 
gegen das geplante Atomkraftwerk Wyhl er· 
reichte eine hohe Publizität und lieB auch ln 

Hamm einige Menschen aufhorchen. Be­
sonders Interessant war for uns, daS der 
Protest von vielen konservativen Menschen 
ausging und die Initiativen· durchweg ge­
waltfrel handelten. 
Schon 1975 ergaben sich erste Kontakte zur 
Gewaltfreien Aktion Arnsberg, die Flugblät· 
ter ln Hamm verteilt hatte. Bis zum 
24.12.1975 wurden Im kleineren Rahmen 
EinsprOehe gegen den geplanten Leicht· 
Wasserreaktor gesammelt. Am 12. Januar 
1976 fand eine von der Westfälisch· 
Llpplschen Landjugend mit 200 Menschen 
sehr gut besuchte Pro- und Contra· 
Diskussion ln einem kleinen Dorf bei Hamm 
statt. Diese Veranstaltung gab uns Auftrieb 
und durch weitere Flugblätter, Presseartikel 
und Infostände wurde die BI·GrOndung vor· 



b«eetet. Anfang Februar fOhrten wir ein W~ 
chenendeemlnar mit einem Sprecher der 
bacllech-els&aalachen BOrgerinitiativen 
durch, um unsere Kenntnisse Ober die Ge­
fahren von AKWs zu vertiefen und aus er· 
ster Hand weiteres Grundlagenwissen Ober 
Organl .. tlonsform und Arbeitswelse von 
B0rger11)ftlatlven zu erhalten. 

Hoffnungevoller Auft•kt 
An der Grondungsveranstaltung der BJ am 
18.2.1976 betetilgten sich 60 BOrger, von de­
nen 47 sofort Mitglied wurden. Oie BlechloB 
lieh dem Bundesverband BOrgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) an. Diese Dachorganl· 
aatlon Ist Oberparteilich ausgerichtet, be­
vorzugt eindeutig gewaltfreie Kampftechnl· 
ken und lehntAtomkraftwerkeln der ganzen 
Welt ab. 
Der von nun an einsetzende rege Zulauf zur 
BI konnte nicht darober hlnwegtluachen, 
da8 wir ln Hamm Immer noch ln der Minder· 
helt waren. Unsere Erfahrung hat gezeigt, 
da8 wir unschiOaalge BOrger am eheSten 
mobilisieren konnten, wenn auf VeranstaJ. 
tungen Pr~ und Contre-Diakutanten anwe­
aend waren. Nachdem steh die VEW auf der 
Podlumadlakuaalon der Landjugend grond­
llch blamiert hatte, lehnten sie Jede weitere 
Teilnahme an Offentliehen Diskussionen ab 
und stellten sich damit selbst Ins Abseits. 
Der ErOrterungstermln fOr den geplanten 
Lelchtwaaerreaktor Im Mlrz 1976 wurde ge­
nutzt, um unsere 1.000 Einsproehe Offent· 
liehkeltswirksam zu vertreten. Da abzuse­
hen war, da8 wir durch unsere bisherigen 
Bemohungen unser Ziel nicht erreiChen WOr· 
den, wurde zusammen mit anderen BOrgerJ. 
nltlatlven aus der Umgebung Im Mal1976 eJ. 
ne Kundgebung mit 600 Teilnehmern ln der 
Nlhe des Baugelindes organisiert. Hier 
kam es zu ersten Konflikten mit dem Kom­
munistischen Bund Westdeutschlands 
(KBW), der diese Oberparteiliche Veranstal· 
tung for seine egoistischen Bestrebungen 
mißbrauchen wollte. 
ln einer etwas provozierenden Form wurde 
von uns kurze Zelt splter die finanzielle Al> 
hlnglgkelt der Kommunalpolitiker von der 
VEW zum Thema gemacht: Zusammen mit 
anderen BOrgerinitiativen besetzten wir 
kurzzeitig und pressewirksam das MlnlsterJ. 
um fOr Gesundheit und Soziales ln DOaaeJ. 
dort, um die kostenlose Herausgabe der Er· 
Orterungstermlnprotokolle zu erreichen. 

Eine beleplelh•H• Aktion 
Im August 1976 unterstatzte die BI das 
sechSWOChlge Zeltlager ln der Nlhe des 
Baugell~. Im September erOffneten die 
VEW Ihr mehrere Millionen DM teures lnfor· 
matlonezentrum neben dem THTR. Als Re­
aktionhierauf haben die Ortlichen BOrgerlnJ. 
tlatlven zusammen mit der Gewaltfreien Ak· 
tlon Amiberg einen umfassenden Aktions­
plan erarbeitet. Da die VEW unslm lnforma· 
tlonszentrum keine Gelegenheit zur Darstel· 
Jung unseres Standpunktes gab, sollte auf 
dem stacheldrahtumzlunten Gelinde vor 
dem Informationszentrum ein Informations­
zelt der BOrgerinitiativen aufgestellt wer· 
den. ln einem Merkblatt tor Aktionsteilneh­
mer wurden die Ziele der Aktion benannt 
und verschiedene mOgllche Verlaufsformen 

des Konflikts und unsere sinnvollsten Reak· 
t!onen dargestellt. Nachdem 300 Menschen 
den Platz besetzt und ein Infozelt aufge­
stellt hatten, Oberreichten wir der anrOcken· 
den Polizei ein spezielles Flugblatt, ln dem 
wir unsere Aktion begrondeten und unsere 
friedlichen Absichten bekundeten. 

AnschileBend wurde Im Dialog mit der Poil· 
zel eine bestimmte Zelt unseres Verblelbens 
auf dem Gelande ausgehandelt. ln gelöster 
Atmosphlre konnten zahlreiche Gesprlche 
mit Polizisten gefOhrt werden. Mit dieser Ak· 
tlon wurde deutlich gemacht, daß wir not· 
falls auch bereit waren, bestehende Geset· 
ze zu Obertreten. Die Notwendigkelt ergab 
sich aus dem Verhalten unserer Ansprech· 
partner. Ignorierten sie Leserbrlefe, Presse­
artikel, masaenwelsen Einspruch und Flug~ 
blltter, dann waren als nlchste Schritte 
Ku~ngen und Demonstrationen die 
Folge. Reagierten auch darauf unsere An­
aprechpartner nicht, waren Blockaden, Be­
setzungen oder andere Formen des Zivilen 
Ungehoraams die loglache Konsequenz. Da 
ln einer BI Menschen aus verschiedenen 
Partelen und Weltanschauungen zusam­
menarbeiten, Ist es notwenldlg, da6 alle Mit· 
glleder zu einer gemelnsemen Vorgehena­
welse finden. Da gewaltfreie Aktionen und 
ziviler Ungehorsam kein Selbstzweck sind, 
mu6 zunlchst der bestehende legale Hand­
lungsspielraum ln vollem Umfang genutzt 
werden. Wird ein wichtiges Element dieses 
Spielraums weggelassen, worde es zu 
schwerwiegenden Vermittlungsproblernen 
gegenOber einigen BI-Mitgliedern und der 
BevOJkerung fOhren und die Zahl der tellneh­
menden und sympatlslerenden BOrger ver· 
rln$Jem. 
Zusammen mit der BI Wyhl erhielten wir Im 
Dezember 1976 den Schalom-Prels der 
Christlichen Frledensdlenste. Dieser Preis 
sollte helfen, das vorhandene Potentlai an 
friedensfOrdernden Energien bekanntzuma· 
Chen. 

Die Helmeuchung 
Wie so oft bel BOrgerinitiativen OberstOrz· 
ten sich auch bel uns Im ersten Jahr nach 
der Grandung die Ereignisse und Aktionen. 
19n bekamen wir die politischen Grenzen 
unseres Engagements zu sporen: Die VB/V 
gaben natOrllch nicht von heute auf morgen 
Ihre Vorhaben auf. Unsere Kratte reichten 
nicht aus, mit der bisherigen lntensltlt alle 
paar Wochen neue Kampagnen und Aktl~ 
nen durchzufahren. Wir mußten uns auf el· 
nen langfristigen Widerstand einstellen. Die 
gewaltsamen Auseinandersetzungen um 
das AKW Brokdorf verschlrften nicht nur 
das Klima zwischen BefOrwortem und Geg· 
nern der Atomenergie, sondern die bew&­
gungslnterne Qebatte Ober dre Gewaltfrage 
wurde zu einem alles dominierenden Streit. 
Zu den unerfreulichsten Begebenheiten ln 
der BI-Geschichte gehOrten ohne Zweifel 
die Ereignisse um den Osterspaziergang 
19n. Ursprongllch wurde er von sieben ein· 
helmlachen BOrgerinitiativen geplant. Im 
Laufe der Zelt kamen zu den Koordination· 
streffen Immer mehr auswlrtlge Gruppen 
und Einzelpersonen hinzu und drlngten auf 
militantere Aktionen. Bel diesen Gruppen 
handelte es sich zum gr06ten Tell nicht um 
BOrgerlnltlatlven, sondern um for uns recht 
undurchschaubare von K-Gruppen doml· 
nlerte Zusammenhinge, die mit großem 
Aufwand die von Ihnen bevorzugte Vorge­
henswelse durchsetzen wollten. Arbeitsstil 
und Umgangsform der bisherigen Konferen­
zen loderten sich schlagartig. Mit dem ver· 
stlndnlavollen Meinungsaustausch war es 
vorbei. Von nun an herrschten erbitterte 
Machtklmpfe. Das Gesprlch eines BI· 
Mitglieds mit der Polizei wurde von den mel· 
sten auswlrtlgen Gruppen als Verrat emp­
funden. Ihre Aktlvitaten erschOpften sich 
auf dem Osterspaziergang vorrangig darin, 
Flugblltter gegen die einhelmlachen BOrge­
Initiativen zu verteilen. Bel einer solchen 
Form der Auseinandersetzung geriet die 
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von Atomkraftwerken ausgehende lebens­
bedrohende Gefahr zur Nebensache, Ober 
die nur noch wenig geredet wurde. Die VFW 
lieBen noch Im salben Jahr tor 20 Millionen 
DM eine große Mauer um Ihr Gelände bau· 
en. 

Experimente mit alternativen 
Widerstandsformen 

Nachdem die bundesweiten Auseinander· 
setzungen an AKW·BauzAunen zeigten, daß 
Bauplatzbesetzungen Im Obilehen Stil nahe­
zu unmOgllch wurden, besannen sich einige 
Leute auf andere Formen des Widerstands. 
Die Gewaltfreie Aktion Dortmund und die 
BOrgerinitiativen um Hamm begannen mit 
der Kampagne fOr eine 10%1ge Stromgeld· 
verwelgerung. Da die Elektrizitätswerke mit 
dem Geld, das sie von den Stromverbrau· 
ehern erhalten, auch den Bau Ihrer Atom­
kraftwerke finanzieren, entzieht man Ihnen 
durch die Stromgeldverweigerung die bis­
her stillschwelgend gewAhrte UnterstOt· 
zung fOr ein Vorhaben, das man strikt ab­
lehnt. Nach der Verteilung von Ober 8.000 
FlugblAttern beteiligten sich leider nur ln 
Dortmund Ober 100 Haushalte. ln Hamm da· 
gegen wurde die Stromgeldverw~lgerungs­
kamp~gne zwar von einer allmAhlich wa· 
eher weildenden Öffentlichkelt mit freundll· 
ehern Interesse zur Kenntnis genommen, 
aber ein massenweiser Boykott kam nicht 
zustande. VIelen Menschen erschien diese 
Widerstandsform zu ungewöhnlich. Sie 
konnten sich erst sehr langsam fOr eine so 
konseQuente und weltgehende Aktion er· 
wArmen. Trotz dieses Mißerfolgs erhielten 
in Hamm zumindest viele Menschen zum er· 
sten Malinformationen Ober die verschiede­
nen Formen des Zivilen Ungehorsams. Hier· 
mit wurde ein Impuls gegeben, an den spA· 
ter auch die Friedensbewegung anknOpfen 
konnte. 

Nur wenige Zeltprivilegierte konnten sich 
ein glelchbleibendes Engagement ln BI und 
GAL leisten. Außerdem nahm die von uns ln 
Anspruch genommene Oberparteilichkelt 
Schaden, da einige BI-Mitglieder andauernd 
als GAL·MandatstrAger ln der Presse zitiert 
wurden. Unser Ansatz Ober Partelschranken 
hinweg den Widerstand zu verbreitern, ge­
staltete sich nun Oberaus schwierig, da Mit· 
glleder und Symphatlsanten anderer Partei· 
en ln uns Konkurrenten sahen und auf Di· 
stanz gingen. VIelleicht war deswegen un· 
ser GAL·Engagement ein Fehler. 1989 lOste 
sich am Ende der Legislaturperlode die GAL 
auf. 

St6rfllle 
1986 marklert.en die StörfAlle Im THTR und 
die zeltgleiche Katastrophe in Tschernobyl 
einen Wendepunkt ln der Geschichte des 
Widerstands gegen den THTR. Die AktlvltA· 
ten der BI verschmolzen in dieser Zelt zu· 
nehmend mit denjenigen der "Bauern und 
Verbraucher". Tagelange Blockaden, De­
monstrationen mit bis zu 7.000 Menschen 
und der Trecker-Treck nach DOsseidorf sind 
Oberregional ausreichend bekannt gewor· 
den und sollen deswegen an dieser Stelle 
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nicht detailliert dargestellt werden. Bemer· 
kenswert zu rOckhaltend verhielt sich bei un­
seren Aktionen die Polizei. VIele Polizisten 
hatten Angst vor der austretenden Radloak· 
tlvltAt und sympatlslerten zeltwellig mit den 
erklärtermaßen gewaltfreien Aktionen. Ähn· 
lieh wie bei den Osterspaziergängen 19n 
kam es zu ständigen nervenaufreibenden 
Konflikten zwischen gewaltfreien und nicht· 
gewaltfreien Gruppen. Im "Atomkraft Nein I· 
Kalender 1989" wurde der Polizei wegen lh· 
rer ZUrOckhaltung sogar ein Vorwurf ge­
macht. Die angeblich" geschicktere pollzelll· 
ehe Linie" hat ein nicht etwa besonders 
heimtocklscher Repressionsapparat des 
Staates ausgebrOtet, sondern war das Re­
sultat von zielgerichtetem und beabslchtlg. 
tem Handeln der meisten Demonstranten. 
Zu grotesken EinachAtzungen gelangen die 
Autoren Im Anti-Atom-Kalender ebenfalls 
Ober das Verhalten der SPD: "Hier durch· 
zieht die Geschichte der SPD eine Blutspur 
von der Bewilligung der Kriegskredite 1914 
Ober die Zerschlagung revolutionärer Bewe­
gungen ln den 20er Jahren bis heute':'. Es 
wird deutlich, daß es den Autoren vornehm­
lich darauf ankommt, die Ideologischen 
Schlachten der Vergangenheit zu schlagen, 
anstatt mit aktuell bestehenden WidersprO­
chen kreativ umzugehen. 
Auch die BI befand sich mit der SPD ln ei­
nem Dauerkonfllkt, da ln dieser Partel viele 
Beforworter des THTR's zu finden waren. Es 
bleibt jedoch festzuhalten, daß wir unter der 
SPD-Mitglledschaft VerbOndate gesucht 
und gefunden haben. Wer Innerhalb der 
SPD zwischen Beforwortern und Gegnern 
der Atomindustrie differenziert, steht nicht 
zwangsläufig der SPD nahe, sondern nimmt 
lediglich die Realität wahr. Die Suche nach 
neuen revolutionären Subjekten oder sy­
stemsprengenden Konflikten Ist nicht die 
Aufgabe der BI gewesen. Wir wollten den 
THTR mit gewaltfreien Mitteln verhindern 
und gingen gegenOber Gruppen, die etwas 
anderes wollten, folgerichtig auf Dl.stanz. 

Ausblick 
Nachdem die Stlllegung des THTR endgOI­
tlg als gesichert angesehen werden kann, 
stellt sich fOr die Zukunft die Frage, wie der 
sogenannte sichere Einschluß des radioak­
tiven Materla.ls fQr Jahrtausende gewAhrlel· 
stet werden kann. Da dieses Problem ln der 
Öffentlichkelt kaum diskutiert wird, kommt 
der BI die Aufgabe zu, .ein Problernbewußt· 
sein zu wecken und auf die am wenigsten 
schAdliehe LOsung zu drAngen. Wir arbeiten 
mit der BI ln Ahaus zusammen, um zu ver­
hindern, daß die radioaktiven Brennelemen­
te ln Ahaus "zwlschengelagert" werden, ob­
wohl eine sichere Endlagerungsmöglichkelt 
nicht besteht. Die Zahl der aktiven Mitglie­
der Ist seit der Stlllegung des THTR zurOck­
gegangen, was durchaus verstAndlieh Ist. 
Der THTR-Rundbrlef wird alle 2 bis 3 Monate 
herausgegeben, um eine Oberregionale 
Kommunikation zu gewährleisten. Ein wei­
teres Arbeitsfeld wird die Unterstatzung der 
KIAger gegen den THTR sein, die auch nach 
seiner Stilleguno hohe Gerichtskosten be­
zahlen sollen. 

Horst Blume 

Anmerkung des Setzers: Neben einem herz­
lichen GIDclcwunsch zu eurem Jublllum 
kenn Ich mir doch eines nicht verkneifen: 
Wie kenn es angehen, deB Jemand nach 15 
Jahren Intensiver politischer Arbeit noch 
Immer nicht bemerkt hat, deB es neben dem 
mlnnllchen euch noch ein anderes Ge­
schlecht auf dieser Welt gibt? Ich habe ln 
eurer Geschichte kein einziges weibliches 
Wesen ~merkt .. Oder hat es die etwa gar 
nicht gegeben? 



Tschernobyl 

Erinnerungen an Tschernobyl 
»lc~ habe gesehen, wie strahlenverseuchte Menschen 

innerhalb von Stunden gealtert sind.<< 

Ljubow Kovalewskaja, Joum~llstln und Autorln aus Klew • bis zur Reaktorkatastrophe von Tscher· 
nobyl als Chefredakteurin der PrlpJater Zeitung "Tribüne des Energlewlrtschaftlers" tätig • 
berichtet als Augenzeugin über den Hergang des Unfalls, die Evakuierung und darüber, welches 
Leid und Elend durch diesen Atomunfall über eine große Zahl von Menschen hereingebrochen Ist. 
Ihr besonderes Augenmerk gilt den verstrahlten und leidenden Kindem aus PrlpJat, die keine Zu· 
kunft mehr haben. lnge Lindemann sprach mit LJubow KovalevskaJa bel Ihrem Besuch ln 
Hamburg. 
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Tschernobyl 

LJubow KovalewskaJe, Sie kommen aus Prlp/et, wurden zwei Tage 
nach der Reaktorkatestrophe von Tschernobyl evakuiert und leben 
heute mit Ihrer Tochter in K/ew. Wes gNcheh am 2e. Aprl/1986 in 
Tschernobyl? 

ln der Nacht vom 25. auf den 26. April explodierte der Reaktorblock 4. 
Es war gegen 23 Uhr. Wir wissen das so genau, da unsere Uhre" ste­
hen blieben. Es war~tn zwei Explosionen zu hOren, die den Reaktor, 
wie wir splter erfuhren, an drei Stellen zerstOrten. Niemand konnte 
begreifen, was geschah. sowohl ln der Fachliteratur als auch unter 
den Wissenschaftlern und Technikern war man sich doch einig ge­
wesen, daß solch ein SUper GAU, der gr06te anzunehmende Unfall, 
nicht eintreten werde- schon gar nicht ln Tschernobyl! Und dennoch 
war das Undenkbare geschehen. Eine Atomkatastrophe mit Interna­
tionalem Ausmaß, wie wir alle wissen, nahm mit den Ereignissen die­
ser Nacht Ihren Anfang. 

Wie reagierte des Bedlenungspersonal? 

ln den ersten Sekunden herrschte Ratlosigkeit. Die Reaktorfahrer 
versuchten, Indem sie auf verschiedene KnOpfe drOckten, Irgendet­
was zu tun. Den Wenigsten war klar, daß große Mengen radioaktiver 
Strahlung freigesetzt wurden. Im AKW befanden sich keine taugli­
chen Meßgerlte. Die for 1 bis 2 ROntgen Strahlenbelastung ausge­
legten GerAte waren nicht elnsatzflhlg; c;tas eigentliche Meßgerlt 
eingeschlossen. Der Mann mit dem SchiOssel war weg. Keiner mach­
te sich Gedanken Ober das Ausmaß der realen Geflhrdung. Arbeiter 
von den anderen Bl~ken eilten an den UngiOcksort, um zu sehen, 
was geschehen war. Als sie an Ihre ArbeitsplAtze zurOckkehrten, hat­
ten sie bereits die rote, verbrannte Flrbung Im GNicht. Kurze Zelt 
splter Oberfiel die ersten eine entsetzliche Übelkeit. 
Stunden nach tjen Explosionen kam der AKW-Lelter. Er meldete per 
Telefon an alle zustlndlgen Stellen: Block 4 sei unversehrt. Der 
Brand werde geiOacht. Bel den LOacharbelten mußte KOhlwasser 
aus den BlOcken 1 und 2 herObergepumpt werden. Alles stand unter 
Wasser. Zwei Stunden nach dem Atomunfall kamen die ersten Kran­
ken und Verletzten Im nahegelegenen Prlpjater Krankenhaus an. Sie 
waren stark verstrahlt 

Wieviele Arzte standen zur Versorgung der Pattenten bereit? 

Das weiß man nicht genau. Die Ärzte wurden sofort nach Dienstplan 
zusammengerufen. Fast zweihundert Menschen mußten am ersten 
Tag versorgt werden. Rund um dle Uhr waren die Krankenwagen Im 
Einsatz. Alle Beteiligten wurden star1( veratrahlt. 

Am Morgen konnten Sie die StreBensperren Oberwinden und lieh 
dem UngiOcksort nlhem? 

Niemand ln der Stadt ahnte die Strahlengefahr. Als Ich dann den zer­
stOrten Block 4 sah, konnte Ich 88 kaum fassen. Der Reaktorblock, 
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groß wie ein Hochhaus, gebaut aus dicken Winden, war zerstOrt. 
StOcke von Beton hingen an den Armaturen. Aus dem schwarzen Re­
aktorachlund kam so etwas wie ein Leuchten. Der ganze Himmel war 
dunkel und rot-braun. Ich sagte zu meiner Freundin, die mich beglei­
tete: "Es kann doch nicht sein, daß der ganze Himmel mltbrennt. Es 
kann doch nicht sein, da6 gleich alles ln Flammen steht." Ober Je­
dem Block war die Ventilation zu sehen. Aber auch sie war zerstort. 
Wieso kann eine ROhre aus Stein brennen, fragten wir uns. Erst viel 
splter begriffen wir, daß der aus dem Reaktor herausgeschleuderte 
Graphit an den Rohren klebte und brannte. Oberall klebte der bren­
nende Graphit. NatorUch auch auf den Abluftachlchten. Schwarze 
Teilchen, die vom Graphit ~ufstlegen, sammelten sich ln der Luft und 
ballten sich zu schwarzem Dunst. Dieser dunkel-rot-braune wallende 
Nebel brachte die Veratrahlung. Es war ein windstiller Tag. 
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Durch das auf den Aftaktor tonnenwe.lae abgeworfene Blei, den Sand 
und das Bor, kam 88 am 3. 'Mal zu einer weiteren und am 9. Mal zu ei­
ner erneuten großen Exploalon. Die BevOikerung v.cuBte nlc:ht, was 
geschah. Es gab keinerlei Informationen. Selbst als die Evakuierun­
gen am zweiten Tag begannen, wußten wir nicht, daß es wegen der 
Strahlung war. 

Was geschah als Ihre Tochter aus der Schule kam? 

Einen Tag vor dem Unfall wurden ln der Schule Katastrophenschutz· 
Obungen durchgefOhrt. Zu diesem Anlaß nlhte Ich Ihr einen Mund­
schutz. Die Kinder liefen mit Ihrem Mundschutz durch die Schule und 
sollten lernen, wie man sich vor der Radloaktlvltlt achotzt. Man er­
kllrte Ihnen, daß diese Übungen sie auf den Kriegsfall vorbereiten 
sollten. Wie nahe der "Krieg" wlr1(11ch war, ahnte niemand. 
Als Ich erfuhr, wie hoch die Schule meiner Tochter verseucht war, 
traf mich Im Nachhinein fast der Schlag. Olea war Im Jahre 1989. 
Seitdem habe Ich versuCht, alles MOgllche tor meine Tochter zu tun. 
Sie Ist stlndlg unter lrztllcher Betreuung. Wahrscheinlich wlsaen 
Sie, wie schwierig das bel uns zu bewer1(stelllgen Ist. 
Niemand beachlftlgt sich bel uns mit der medizinlachen Betreuung 
und Versorgung, wie es offizielle Stellen Immer wieder behaupten. 
Niemand Interessiert sich Oberhaupt dafor. Als Ich mein Kind privat 
untersuchen lieB, stellten die Ärzte fest, da6 es bel Ihr zur Verinde­
runo buchstAbiich aller Organe gekommen Ist. Unsere Ärztin aus 
PrlpJat, die mit unseren Kindem arbeitet ·Ihren Namen darf Ich nicht 
preisgeben - vertogt Ober alle Untersuchungsprotokolle. 

ln einem mehrstondlgen Gesprlch berichtete sie mir, daß nicht nur 
die Radloaktlvltlt ln den ersten Tagen, sondern auch die ganzen an­
deren Giftstoffe, die freigesetzt wurden, auf die Kinder eingewirkt 
haben. Oie Kinder von Prlpjat leiden besonders. Es Ist VOIIIg slnf"!los, 
die Kinder stlndlg zu ~bacftten und zu untersuchen. Sie mossen 
aus den verseuchten Zonen heraus, um andernorts "gehellt" zu wer­
den. Doch andere Ärzte ziehen es vor, die Kinder ln den verstrahlten 
Regionen zu belaaaen, um sie weiter beobachten zu kOnnetl. So kOn­
nen mit den Untersuchungsbefunden weitere Dlsaertatlonen ge­
schrieben werden. 
VIer Jahre lang wurden Krankendaten und Hellungsmogllchkelt"' 
zurockgehalten, um dann ln den besagten Dissertationen veroffent· 
licht zu werden ... 



..... 
Dann sehrleb Ich meinen großen Artikel, der Im MArz 1986 ln der "LI· 
teratuma Ukralna" verOffentlieht wurde. Tschernobyl galt als erfolg­
versprechendes und glgantlachea Atomprojekt Man nahm an, daß, 
weon alle aecha BlOCke fertlggeatellt sind, Tschernobyl das grOßte 
AKW weltweit werden worde. Die sowjetische Gigantomanie arbeite­
te hier ~Ja Ideologie. Schon wAhrend des Baus vom FOnften und 
Sechaten.Biock gab es PlAne Ober das Projekt "Tschernobyl2" am 
gegenOberliegenden FluBufer. WAhrend der Reaktorkatastrophe ln 
"Tschernobyl 1" war man bel "Tschernobyl2" schon mit ersten Fertl· 
gungsarbelten for das Fundament zugange. Ungeachtet der Tatsa­
che, daß der Untergrund hlerfOr vOIIIg ungeeignet war. Tschernobyl 
war die VorzeigeanJage for die Studenten des Moskauer Energleln­
stltuta. Hier lernten ale aus aller Herren Llnder, einen Atomreaktor 
zu steuern und zu kontrollieren. Alle Fachleute aus den aozlallatl· 
sehen Lindern, alle Versammlungen der Atomlobbyisten sowie die 
5. Sitzung der RGW-Linder bis hin zu Internationalen Sportveranstal· 
tungen fanden ln Prlpjat statt. Die Stadt hatte mehrere große 
Schwlmmblder, breite Straßen wie Lenlngrad, groBe Sportstauen ... 
und daa alles um zu zeigen, wie gut es sich ln Tschernobylleben und 
arbeiten lABt. Darober wurde ln Zeitungen und Zeltschriften ausfOhr· 
lieh berichtet. 
Als dann der Atomunfall pasalerte und die westlichen Zeitungen sich 
auf meinen Artikel bezogen, bekamen die Offiziellen einen Schock. 
Wie konnte es geschehen, daß dleaer Artikel verOffentlieht wurde? 
Die offiziellen Stellen hatten den Artikel gesehen. Aber damals be­
merkten sie, daß es sich nicht lohnen wOrde, zu analysieren, was el· 
ne kleine Journallstln Jn einem kleinen StAdtehen schrieb. Die Re­
daktion der Zeitung " Literaturna Ukralna" kritisierte vor der VerOf· 
fentllchung die vielen technischen Angaben und Zahlen ln meinem 
Artikel. "Aber man kann doch nicht Ober Atomenergie schreiben, oh· 
ne Zahlen, Fakten und Tatsachen zu nennen I" empOrte Ich mich. 
Wir kOnnen die Atommafia nur besiegen, wenn wir kompetent sind. 
Wenn wir Ihre LOgen entlarven • und das bedeutet an Ihre Geheimdo­
kumente zu kommen; • was nicht Immer einfach Ist • und eine Bedro­
hung fOr einen selbst und andere sein kann . ... 

Wie hoch alnd die geltfinden ß111nzwerte ln def' UdSSR? 

Bis zur Reaktorkatastrophe gab ea keine Grenzwerte. Jede Strahlung 
Ist geflhrllch. Nach Tschernobyl wurde eine Lebenaze.Jtdosls von 35 
Rem elngefOhrt. DIN&r Konzeption unterliegen politische und Oko-
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•. Evakuierungspunkt' eines Kolchos . Fur atn paar Taqe • 

Tschernobyl 

nomlsche MaBgaben. Wenn ein Mensch 35 Rem abgekriegt hat, muß 
er behandelt werden und hat Anspruch auf Entsch&dlgungazahlun­
gen. Da es mittlerwelle schon ao viele verstrahlte Menschen ln der 
UdSSR gibt, kOmmert alch der Staat jedoch nicht drum. Das 35 Rem­
Konzept berOckalchtlgt weder die Hlntergrundstrahlung, die sich 
stlndlg erhOht, noch daa, was die Menschen ln den ersten Tagen der 
Katastrophe abbekommen haben, noch die Dosis, die die Menschen 
~I den Aufraumarbeiten erhielten. Experten haben ausgerechnet, 
daß die zlvlllsatlonsbedlngte Hlntergrundsfrahlung ln der SowJet· 
unlon Im Mittel schon bel einer Langzeltbelastung von 25 bis 28 Rem 
liegt. ... 

Georgij Reichtman, leitender Ingenieur 
von Block vier, verstrahlt mit 180,42 Rem. 

Dem 35 Rem-Konzept liegt das Modell der sogenannten Kollektivdo­
sis zugrunde, welches besagt, daBim Einzelfall die Belastung um ein 
VIelfaches Oberschritten sein kann. Tote werden einkalkuliert. So hat 
das Verteidigungsministerium zum Belspiel bekanntgegeben, daß 
200.000 Mllltlrdlenstlelstende an der Beseitigung der Folgen der Ha­
varie beteiligt waren. Ihre Kollektivdosis wurde mit 1.5 Millionen Rem 
angegeben. Aussagen Ober TodesfAlle gibt es nicht. 
Es gibt ein Dokument von Ärzten aus dem sowjetischen Verteldl· 
gungsmlnlsterlum mit der Nummer 205 vom 8. Jull1987. ln Punkt 3 
heißt es darin: " Bel einem Soldat oder Offizier, der ln Tschernobyl ge­
arbeitet hat, und nicht unmittelbar an 1\0her Strahlung erkrankt Ist, 
darf man nur die errechnete Dosis der Verstrahlung berOckslchtlgen 
und daroberhinaus keinesfalls die Tatsache ln Betracht ziehen, daß 
er Jn Tschernobyl gearbeitet hat." Unterzeichnet Ist das Dokument 
vom Chef der 10. Ärztekommission Bakschutov. 
Niemand kennt seine eigene Individuelle Dosis ... 

Micllail Wlassenko, 65, 
Wachmann am AKW, Dosis: 
600 Rem. Er stirbt langsam 
an der Strahlenkrankheit 
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Tschernobyl 

Was habt ihr mit dem Regen gemacht? 
Eine Strahlenwolke von Tschernobyl wurde offenbar künstlich abgeregnet I 
Sowietische Wissenschaftler bestätigen auf dem Berliner Kongreß seit langem geäußerte Vermutungen 
Berlin (taz) -Sowjetische Militärs 
haben im Mai 1986 eine radioaktive 
Wolke von Tschernobyl offensicht­
lich künstlich abregnen lassen. Da­
durch sollte verhindert werden. daß 
die Wolke aufMoskau zutreiben und 
ihre strahlende Last über den rund 
zehn Millionen Bewohnerinnen der 
sowjetischen Hauptstadt abladen 
konnte. 

Die Bevölkerung der Russischen 
Republik. in der die Wolke abreg­
nete, ist vor dem strahlenden Nieder­
schlag nicht gewarnt worden. Auf 
dem Tschernobyi-Kongreß am ver­
gangeneo Wochenende in Berlin 
wurde die Abregnungsaktion gleich 
von mehreren Seiten bestätigt. 

Entsprechende Gerüchte hatten in 
den verstrahlten Regionen seit lan­
gem kursiert. taz-Mitarbeiter Wie­
land Giebel berichtete im vergange-

nen Jahr aus der Russischen Repu­
blik von hartnäckigen Vorwürfen ge­
gen die "Moskauer Parteibonzen". 
die sich mit der Abregnung auf Ko­
sten anderer Regionen vor dem ra­
dioaktiven Fallout geschützt hät­
ten. 

In Berlin wurde am Samstag zu­
nächst Professor Konoplya. Direk­
tor des Instituts für Strahlenbiologie 
in Minsk. auf die künstliche Militär­
aktion angesprochen. Seine Aus­
kunft: Er habe intensiv in dieser Sa­
che recherchiert. Von offizieller 
Seite sei ihm nach mehrmaligen An­
läufen schließlich gesagt worden, 
daß eine Abregnung stattgefunden 
habe. Gleichzeitig sei aber bestritten 
worden, daß die Wolke auf die so­
wjetische Hauptstadt zugetrieben 
sei. 

Der Kiewer Hydrologe Dr. Wla-

Und bis heute weiß niemand, wieviele Menschen in Tschernobyl seit 
der Katatstrophe wirklich gearbeitet haben. Offiziell ist von 600 bis 
800.000 die Rede. Zweihunderttausend Menschen scheinen keinen 
Unterschied auszumachen. Als Kollektivdosis wird eine Belastung 
von 10.20 Millionen Rem angegeben. Doch was hat der Einzelne ab­
bekommen? 

Im November 1990 kam Wladlmlr Schikalow, Physiker vom Moskauer 
Kurtschatov Institut, dem sowjetischen Atomlnstltut, in die Bundes­
republik und berichtete auf einem Kolloquium ln Bremen von der Un­
dlchtlgkelt des Sarkophags in Tschernobyl. Nach seiner Darstellung 
treten Risse Im Beton des Sarkophags und Undlchtlgkelten auf dem 
Dach auf. KDnnen Sie das bestlltigen? 
Damals, als man den Sarkophag baute, war die Strahlenbelastung, 
wie sie wissen, sehr hoch. Man mußte Schwerbeton legen, Beton von 
besonderer Haltbarkeit und Quaßtät, der eine besondere Art der Ver­
legung erforderte. Wegen der hohen Strahlenbelastung mußte 
schnell gearbeitet werden, wobei Fehler unterlaufen konnten. Den­
noch wurde nicht darauf verzichtet, den Sarkophag mit Stuck zu ver­
sehen. Er sollte schOn aussehen. Es kostete ja nur die zusätzliche 
Verstrahlung von ein paar Dutzend Leuten. Wundern Sie sich nicht! 
Sie wissen doch, daß die Soldaten bei uns den Graphit mit bloßen 
Händen eingesammelt haben. Das konnte man sogar im Fernsehen 
sehen. Die Leute sollten sehen, daß alles ungefährlich ist. Nicht mal 
Handschuhe haben sie getragen. Sie haben den Graphit aufgehoben 
und in die Eimer geworfen. So beseitigen die ehrenvollen Herren von 
der Sowjetarmee Havarlefolgen .... 
Einige Monate nach der Fertigstellung des Sarkophags begann die­
ser bereits brOchlg zu werden. Denn er bildet ja ein 20 Stockwerke 
hohes Haus. Nun stellen Sie sich vor, daß Im gesamten Gebäude 
mindestens 1000 Quadratmeter einzelne Risse zu beobachten sind. 
Das Dach des Sarkophags .konnte wegen der hohen Radioaktivität 
nicht geschlossen werden. Deshalb legte man Rohre. Eines neben 
das andere. 42 sollen es sein, mit einem Durchmesser von ca. 1,2 Me­
tern und einer Länge von 36 Metern. Sie liegen auf den Seltenwänden 
des Sarkophags auf. Als wir erfuhren, daß Risse in den Betonwän­
den aufgetreten waren, kamen die Spezialisten, auch vom 
Kurtschatov-lnstitut, angereist und versuchten uns nachzuweisen, 
daß der Sarkophag auf keinen Fall hermetisch abschließen dOrfe. 
Denn es mosse eine natorliche Ventilation möglich sein, sprich ein 
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dimir Tikhij wagt sich noch weiter 
vor. Er habe mit Personen gespro­
chen, die selbst an der Aktion betei­
ligt gewesen waren, sagte Tikhij ge­
genüber der taz. 

Der Wissenschaftler nannte wei­
tere Einzelheiten: Danach sei Koh­
lendioxid-Schnee eingesetzt und von 
Flugzeugen aus versprüht worden. 
Für ihn gebe es "keinerlei Zweifel 
mehr". daß die Wolke künstlich ab­
geregnet wurde. Auch die meterolo­
gischen Aufzeichnungen der ersten 
Mai-Tage sprächen dafür: Der Wind 
sei aus südwestlicher Richtung ge­
kommen. 

Die frühere Bundestagsabgeord­
nete der Grünen, Lilo Wollny, hat, 
wie sie der taz sagte, ebenfalls zuver­
lässige Informationen über den ra­
dioaktiven Regen. Bei Gesprächen in 
Moskau sei ihr aus dem Ministerium 

flir Hydrologie diese Aktion bestä­
tigt worden. 

Künstliche Abregnungen sind 
technisch kein Problem. Üblicher­
weise wird dafür Silberjodid ver­
wendet. Als Prävention gegen Ha­
gelschlag werden zum Beispiel Ge­
witterwolken gelegentlich mit Sil­
berjodid geimpft. Aber auch Kohlen­
dioxid-Schnee, der vor allem billiger 
ist, kann dazu benutzt werden, um 
Kondensationskerne in die Wolken 
zu bringen. 

Künstliche Abregnungen wurden 
unter anderem im Vietnamkrieg von 
den Vereinigten Staaten eingesetzt. 
Nachdem das berüchtigte Entlau­
bungsmittel Agent Orange über dem 
Dschungel versprüht worden war, 
sollte der Regen das auf den Blättern 
sitzende Gift auf den Boden transpor­
tieren. Manfred Kriener 

ungehinderter Luftaustausch zwischen dem Innenraum des Sarko­
phags und der Umgebung, was gleichzeitig auch die Freisatzung ra­
dioaktiver Stoffe bedeutet. 
Sand, Bor, Blei, die nach den Explosionen zur LOschung des Brandes 
in den Schlund der Reaktorruine gekippt wurden, waren mittlerweile 
zu einer glasähnlichen, festen Masse verschmolzen. Man konnte 
nicht einmal ein StOckehen zur Materialprobe absprengen. Um Mes· 
sungen vornehmen zu können, wurden tiefe LOcher in das Material 
gesprengt. Wochen vergingen fOr diese Arbeiten. Die Untersuchun· 
gen laufen bis heute, denn die Experten wollen sehen, was im Sarko­
phag vor sich geht. Gegenwärtig befinden sich im Inneren des Sarko­
phags 30 Tonnen radioaktiver Staub. Durch die Zwischenräume der 
Abdeckung und die Risse in den Betonwänden wird der Staub nach 
außen getragen. Da die internationale Öffentlichkeit von der Unge­
fährlichkelt des zerstörten Reaktors Oberzeugt werden soll, wird Ober 
diese Vorgänge so gut wie gar nicht berichtet. Wenn sich zum Bei· 
spiel das Wetter änderte und Ober dem Reaktor eine Staubwolke auf· 
stieg, konnte man kaum noch etwas sehen. Wieder nahm man Was· 
ser zur Hilfe, um den radioaktiven Staub am Boden zu halten. Diesem 
Wasser wurde eine chemische Substanz zugesetzt, die in Verbin· 
dung mit dem Staub eine zähe Filmschicht bildete. Aber die Radioak· 
tivität drang dennoch durch. 
Das Ist noch nicht das Schlimmste. Der Reaktor steht auf Stotzpfel· 
lern. Darauf sind noch 5 (???)Tonnen Blei, Sand und Bor abgeklppt 
worden. Auf Grund des schweren Gewichtes und der hohen Strah· 
Jenbelastung "zittern" die StOtzpfeiler bereits und werden brOchig. 
Man versucht sie ständig abzustotzen. Das Ganze droht in den Staub 
abzusacken, was eine erneute Katastrophe zur Folge haben kOnnte. 
Das worde eine neue Katastrophe fOr ganz Europa bedeuten. 
Bis jetzt Ist den Fachleuten , darunter auch den ganz Klugen vom 
Kurtschatov·lnstltut keine LOsung der Probleme eingefallen. 
Verschiedene Vorschläge werden diskutiert. 
Der eine besagt, man solle den zerstörten Reaktor und alles was da· 
zu gehört abtragen und das Gelände in eine grone Wiese verwan· 
dein. Zu diesem Zwecke mOSte das gesamte Material in kleine Teile 
zerlegt werden, was wiederum eine Verstrahlung von Millionen von 
Menschen bedeuten worde ... Und dann brä\,lchte man ein riesiges 
Endlager, um Tschernobyl und seine Folgen dort zu begraben. Dabei 
gibt es weltweit kein taugliches Endlager und eine LOsung dieses 
Problems ist nicht in Sicht. 



Der zweite Vorschlag, der laut wird, spricht von einem zweiten Sarko­
phag, der Ober dem ersten errichtet werden soll. Aber was werden sie 
dann mit dem Staub machen und wie werden sie den zweiten Sarko­
phag unten befestigen? Man sollte darober gar nicht reden. Far sol· 
ehe Arbeiten sind Milliarden und Abermilliarden notwendig. Ich glau· 
be nicht, daß es möglich sein wird, sich dieser Folgen zu entledigen 
und alles zu "entsorgen". lch glaube nicht, daß es dafor lrgendwo in 
der Weit ausreichendes technisches Know How und entsprechende 
finanzielle Mittel gibt. Sicher wird es bei uns Dummköpfe geben, die 
diesen Sarkophag zersägen, nur weil man sie gut dafOr bezahlt. Aber 
wohin mit dem MOll? 
Es gibt noch einen dritten Vorschlag. Man solle einen riesigen ErdhO· 
gel Ober dem Sarkophag errichten und diese strahlende Altlast unse­
ren nachfolgenden Generationen Oberlassen. VIelleicht f inden diese 
einen Weg. Die alten Pharaonen haben in Ihren Pyramiden wenig· 
stens noch Wertvolles hinterlassen. 

Warum wird Tschernobyl nicht endgOitlg abgeschaltet? 

Tschernobyl liefert weder Strom fOr die Ukraine noch fOr andere Re­
publiken der UdSSR. Der in Tschernobyl produzierte Strom wird aus· 
schließlich exportiert, z.B. in die fraheran RGW·Ulnder Ungarn und 
die Tschochoslowakel. Ich erzählte Ihnen von den Besuchen der 
RGW-Vertreter ln Prlp)at. Dort wurden diese VertrAge abgeschlos· 
sen. Es gab feste Vereinbarungen, und gemäß den Vertragssatzun· 
gen mußte der Strom geliefert werden. Deshalb ging Tschernobyl so 
schnell wieder in Betrieb. Wenn die drei Blöcke arbeiten, verdient die 
Sowjetunion 250 Millionen Rubel. Das Ist die ökonomische Seite die­
ses Problems. Aber es gibt natOrllch auch die politische Seite. Es Ist 
eine Katastrophe passiert. Und alle bestätigen. Wir haben noch ein· 
mal GIOck gehabt. Es war Ja nur eine Havarie. Die Folgen slhd besel· 
tlgtl ... 
Vor dem Atomunfall hing am Werkstor zur Atomanlage eine Losung: 
Das AKW Lenln ln Tschernobyl arbeitet fOr den Kommunismus. Und 
nun wissen wir gar nicht, wofar das AKW heute arbeiten soll. Vor 
dem Unfall hat man Immer gesagt, daß hier die Kilowattstunde 
Strom am billigsten sei. Sie kostete eine halbe Kopeke. Nach dem 
UngiOck Ist diese Kilowattstunde schon mit GoJd aufzuwiegen. Die 
Ökonomischen Kosten steigen Ins UnermeBIIche. Doch wen lnteres· 
slert es? Die Folgen der Havarie wurden nach Außen hin schnell be­
seitigt und die Stromproduktion wieder aufgenommen. ln diesem 
Sinne sind sich Soziallsmus und Kapitalismus ebenbOrtlg. 

5 Jahre nach Tschernobyl ... 

... die Menschen leben noch. Doch eine Million Menschen leben al· 
Iein in der Ukraine auf hochverstrahltem Boden. Wir kommen zum 
Belspiel gerade aus Narodltschl, das am Rande der 30-KIIometer· 
Zone liegt. Die Kinder ln der Region sind pro Jahr einer Strahlendosis 

Tschernobyl 

Der Sarkophag, 71 Meter hoch. Nebenan 
schnurr-en die Turbinen der BlöGke eins bis 
drei. Vom gleichen Typ wie der Block vier 

von 18 Rem ausgesetzt. Bis heute wurden die Dörfer nicht evakuiert. 
Obwohl die hohe Verstrahlung von Anfang an bekannt war. Nur elnl· 
ge Tausend Menschen wurden bisher umgesiedelt. Hunderttausen· 
de mOSten noch umgesiedelt werden ... 

Was wird an Internationaler Hilfe geleistet? 

IchweiB nicht worin offiziell die Internationale Hilfe besteht. Sonder· 
barerweise spricht man nicht darober. Aus vielen Teilen der Weit 
kommen medizinische Hllfs· und VersorgungsgOter. Kinder werden 
zu Ferienaufenthalten eingeladen. Erst kOrzllch kam ein Hllfsgater· 
transport aus Harnburg ln Klew an. Die Hilfe Ist sehr konkret, nlm· 
lieh fOr die Klnderkranken· und WalsenhAuser bestimmt, und dort 
kommt sie auch an. · Hilfe zur Selbsthilfe.· Bei regierungsamtlichen 
Hllfsprojekten haben wir keinen Überblick. Vieles verschwindet. ... 
Die Folgen der Katastrophe erwarten wir in sieben bis zehn Jahren. 
Die Todesraten steigen und Erkrankungen nehmen ebenfalls stark 
zu. Doch Leukämie und Krebs .erwarten wir in einigen Jahren. Die 
KrankenhAuser stellen sich bereits darauf ein. Medikamente werden 
gesammelt und die Ausrostung der Krankenhäuser wird verbessert. 
Und man wartet! 

Bonn, 24. März 1991 

Atomkatastrophe von Tschernobyl tötete mehr als 7000 

LONDON. 14. April (AP). Die Atoruka· 
tastrophe von Tschernobyl hat vermut· 
lieh mehrere tausend Todesopfer gefor· 
dert und damit weit mehr Menschenle­
ben. als bislanji: von der Sowjetunion zu· 
gegeben worden sind. Fünf Jahre nach 
dem bisher schwersten Unglück in einem 
Atomnaktor berichtete der für die Sperr· 
zo.ne wn das ukrainische Atomkraftwerk 
zuständige wissenschaftüche Direktor 
Wladimir Tschernusenko in der Sonntag· 
ausgabe der britischen leitung •. Tbe In· 
dependent". an den Folgen der Katastro­
phe seien %Wischen 7000 und 10 000 Men· 
sehen gestorben. Die sowjetischen Behör· 
den hatten nach dem Unglück vom 26. 
April 1986 angegeben. daß lediglich 31 
Menschen durch die Auswirkungen des 
Reaktorbrands getötet worden seien. 

Tschemusenko sagte. er habe erwartet. 
daß Moskau irgendwann so ehrlich sein 
werde. das wirkliche Ausmaß der Kata· 
strophe zu enthüllen. . Nun. da ich sehe. 
daß es in fünf Jahren keinen Versuch in 
dieser Richtung gegeben hat. muß ich der 
Welt vor meinem Tod zeigen, welchem 
Risiko sie entgegensieht." De.r Wissen· 

schaftler sagte. er selbst sei verstrahlt 
worden ur.d habe nur noch zwei bis vier 
Jahre zu leben. 

In einem noch nicht gesendeten Fem· 
sehinterview sagte Tschernusenko wei· 
ter. die Behörden hätten der lnternatio­
na.leo Atomenergiebehörde (lAEA) in 
Wien damals mitgeteilt, daß nur drei Pro­
zent der 190 Tonnen Atombrennstoff in 
dem zerstörten Reaktor entwichen seien. 
Tatsächlich aber seien 60 bis 60 Prozent 
dieser Menge in die Umwelt gegangen, 
sagte Tschernusenko. 

Unter den Todesopfern seien viele 
Bergleute und Soldaten. die bei den Ret· 
tun.gs· und Aufräumarbeiten in Tscherno­
byl verstrahlt worden seien. Auch in 
Kiew seien 3.S Millionen Menschen einer 
Radioaktivität ausgeset:t worden. die den 
zulässigen Grenzwert mehrere hundert 
Mal überschritten habe. Die Be•töllten.IJIR 
der u.kraimschen Ha,upts-.al1t 
evakuiert werden 
Bemühungen auf die 
trieren. Men.schenleben zu 
das ganze System darauf abiieri<ch.IA!t. 
de Information über das 

terdrücken". kritisierte Tschernusenko. 
USoWissenschaftler hatten bereits zuvor 
darauf hingewiesen. daß die Reaktorkata· 
strophe rund 70 000 Krebstote fordern 
wird. Weite Gebiete der UdSSR sind der· 
zeit noch mit Werten zwischen SSO 000 
und 1,5 Millionen Becquerel radioaktiv 
bela.51et. Der international noch %Ulässige 
Höchstwert wird .mit 200 000 Becquerel 
pro Quadratmeter angegeben. Die Enlii{· 
tung der Böden würde nach sowjetischen 
Angaben rund 600 Millionen Mark ko­
sten. Etwa die Hii.l.fte der SO 000 Kinder in 
den verstrahlten Gebieten litten bereits 
L990 an Leukämie. Schilddrüsenkrebs 
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THTR- Elemente nach Ahaus? 

Droht Im Jahr 1991 die erste Einlagerung von 
AtommOll im AtommOlllager ("BEZ" ="Brenne­
lement - Zwischenlagerj Ahaus? Das Ist die 
bange Frage die sich viele Menschen in der 
Umgebung der. Kleinstadt WestmOnstertand 
(und nicht nur dort I) stellen. 13 Jahre lang ist es 
durch den örtlichen Widerstand immer wieder 
gelungen, die Inbetriebnahme des Lagers zu 
verhindern. Anfangs konnten technische MAn­
gel des Konzeptes und Verfahrensfehlerimmer 
wieder zu Zeitverzögerungen ausgenutzt wer­
den. Seit Herbst 1989 Ist die Lagerhalle,ln der 
der MOll aus bundesdeutschen Atomkraftwer­
ken zentral "zWischengeJagerrwerdensoll,zwar 
fertiggestellt; eine atomrechtliche Einlagerungs­
genehmigung fOr ausgediente Brennelemente 
aus Leichtwasserreaktoren existiert seit dem 
gleichen Jahr: Aber als allzu groß sieht die 
BOrgerinitiative "Kein AtommOll ln Ahaus" die 
Gefahr, die von äteser Genehmigung ausgeht. 
im Augenblick doch nicht an: 
-Gegen die Genehmigung läuft eine Klage, die 

beim OVG MOnster anhängig ist. Kläger sind 
der Landwirt Hermann Lenting, dessen Hof 
unmittelbar an das AtommOllager angrenzt, 
und Hartmut Uebermann, Mitglied der BI seit 
ihrer GrOndung Im Jahre 1977. Diese Klage 
hat aufschiebende Wirkung, und das Gericht 
scheint momentan nicht allzu große Eile mit 
diesem Verfahren zu haben. 

- Das wiederum dOrfte vornehmlich daran ~e­
gen, daß auch die Setreiber zur Zelt keinen 
allzu großen Druck auf den Fortgang des 
Verfahrens ausOben. Der Grund: Angesichts 
der Lagerverträge, die mit dem Ausland 
abgeschlossen sind (Capde Ia HaguetFrank­
reich und Sellafield/England), ist der Bedarf 
an zusätzlichen Zwischenlagerkapazitäten Im 
Inland derzeit nicht gegeben. 

- Schließlich gibt es - außer dem örtlichen 
Widerstand-noch einenweiteren politischen 
Faktor, der die Inbetriebnahme behindert: 
Oie Landesregierung von NRW hat der Auf· 
nahme eines BEZ ln NRW nur unter der 
Bedingung zugestimmt, daß zum Zeitpunkt 
der ersten Einlagerung die Inbetriebnahme 
eines Endlagers als "gesichert erschelnr, so 
daß gewAhrleistet Ist, daß das BEZ Ahaus 
kein Endlager wird. Oieses "Entsorgungs­
junktims" der Landesregierung ist am 
28.9.1979 im gemeinsamen Beschluß der 
Regierungschefs von Bund und Ländern 
festgelegt und seitdem immer wieder, auch 
undgeradegegenOberderAhauserBevölke­
rung, bekräftigt worden. 

Soweit,sogut-k6nntemanmeinen! 

Im Laufe des Jahres kristallisierte sich immer 
mehr eine neue Gefahr fOr äte Gegner des 
AtommOllagers Ahaus heraus, die paradoxer­
weise gerade mit der ansonsten Ja sehr erfreu­
lichen Stlllegung des Thorlum-Hochtempera· 
tur·Reaktors (THTR) 300 in Hamm-Uentrop 
zusammenhängt: Schon 1984 war in einem 
zweiten Genehmigungsverfahren auch die 
Einlagerung von THTR-Kugelbrennelementen 
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Ins BEZ Ahaus beantragt worden. Mit der Inbe­
triebnahme des THTR im Jahre 1985 galt das 
BEZ Ahaus, das zu diesem Zeitpunkt noch 
lange nicht fertiggestellt und rechtskräftig ge­
nehmigt war, als •Entsorgungsnachwels" tor 
den THTR I Dies zeigt zwar einmal mehr die 
chaotische "Planung" von Betrieb und Entsor­
gung der AKWs, hatte aber fOr das BEZ Ahaus 
unmittelbar keine Folgen: Denn die beim Be­
trieb des THTR anfallenden geringen Mengen 
ausgedienter Brennelemente konnten auf Jah­
re hinaus ln Hamm selbst gelagert werden. 
Nun aber ist Im Jahr 1990 entschieden worden, 
daß der THTR nach zahlreichen technischen 
MAngelnundlängererZeitdesStillstandesnicht 
mehrwieder in Betrieb gehen, sondern endgOI­
tig stillgelegtwerden sollte. Und dies soll ange­
sichts des drohenden Konkurses der THTR­
Betreibergesellschaft (HKG) möglichst schnell 
geschehen, denn jeder Tag des augenblickli· 
chen Stillstandsbetriebs kostet auch eine Men­
ge Geld und dieses muß Im Zweifelsfall die 
Landesregierung aufbringen, wenn die HKG 
Konkurs anmeldet! 
Die Landesregierung istalso an einer möglichst 
raschen endgOitlgen Stillegung des THTR In­
teressiert- aus wirtschaftlichen Gründen wohl­
gemerkt, nicht etwa, weil sie so schnell unbe­
dingt aus der Atomenergienutzung aussteigen 
wollte: Dies belegt zum Beispiel eindrucksvoll 
die Tatsache, daß ausgerechnet das AKW 
WOrgassen, einer der ältesten Schrottreakto­
reninderganzenBRO,jOngstwiedereineneue 
Betriebsgenehmigung aus DOsseidorf erhielt, 
obwohl er in keinsterWeise mehrdem heutigen 
Stand der Technik entspricht. 
Wie auch immer: "EndgOitige" Stillegong des 
THTR bedeutetzuerst einmal, daß der Reaktor­
kam entleert werden muß. undtordie ca. 620 
000 Thorium-Kugeln, die sich als Brennele­
mente in seinem Inneren befinden, ist in Hamm 
kein Platz: Also soll Ahaus als AtommOlldepo­
nie herhalten. Dies bringt die Landesregierung 
aber in die Bedrouille, denn ihr Entsorgungsjuk­
time ist - auch nach Ihrer eigenen Auffassung ­
weiterhin in kelnster Weise erfOIIt: Ob und wann 
eseinEndlagergebenwird,stehtimmernochin 
den Sternen! 
Nach längeren Diskussionen auch Innerhalb 
der Landesregierung hat sich nunmehr der in 
Atomfragen federtOhrende Wirtschaftsminister 
Einert durchgesetzt: Oie Landesregierung hat 
beschlossen, das Entsorgungsjunktime fOr 
Ahaus hinsichtlich der THTR-Brennelemente 
(fOr die es nach eigenem Eingeständnis des 
Wirtschaftsministeriums auch gegolten hatte) 
nicht mehr aufrechterhalten zu wollen. Den 
empörten Ahauser BOrgerinnen und Bilrgern 
hielt der Ministerpräsident in einem Brief per­
s6nlich entgegen: 
"Wer die sofortige g8ordfl8te und endgOitige 
Stlllegung des iHTR 300 will, muß ja sagen zur 
zeitlichbefristeten Zwischenlagerung der Bren­
fl81emente. FOr die Zwischenlagerung kommt 
nurdas Brennelement-ZwischenlagerinAhaus 
in Frage.· 
Damit soll gewissermaßen den BOrgerinitiative 
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BEL ~ • .aus als Entsorgungsnachweis tOrdie 
Inbetriebnahme des THTR akzeptiert hat, 
obwohl Fertigstellung und Inbetriebnahme 
desBEZdamalsnochvölligungesichertwaren 
und obwohl 1985 auch schon abzusehen 
war, daß es auf Jahrzehnte hinaus kein 
Endlager geben wOrde. Es ist nicht einzuse­
hen, daß die Ahauser Bevölkerung dies nun 
ausbaden soll. 

- Wenn das BEZ ersteinmal in Betrieb gegan­
gen sein sollte, und sei es auch "nur" IOr die 
THTR-Brennelemente, drohen alle Dämme 

in Ahaus der "Schwarze Peter" zugeschoben 
werden, nach dem Motto: !Ihr seid Schuld, 
wenn wir mit dem Ausstieg aus der Atomener­
gie nicht weiterkommen: 
FOr uns Ist dies allerdings in keinster Weise 
akzeptabel, und zwar aus mehreren GrOnden: 
- Oie Stlllegung des THTR erfolgt keineswegs 

im Rahmen eines Gesamtkonzeptes "Aus­
stieg ausder Atomenergie", sondern lediglich 
aus ganz vordergrOndigen Motiven: weil der 
Setreiber pleite istl 

- Das Dilemma, in dem sich die Landesregie­
rung befindet (Stillegung des THTR oder 
Einhaltung des Entsorgungsjunklimes IOr 
Ahaus), ist von ihr selbst mutwillig herbeige­
fOhrt worden. Indem sie nämlich 1985 das 



des 
Brennelemente 

Thoriu·m- Hochtempera tur­
Reaktors-THTR 300 

zu brechen. Es steht dann zu befOrchten, daß 
das Entsorgungsjunktime nach undnachauch 
fOr anderen AtommOll aufgehoben wird. Das 
·zwischenlager" WOrde in kurzem Zeitraum 
vollgestellt, und was "Zwischen,agerung 
bedeutet, gehtausdem bisherigen Genehmi· 
gungsbescheid fOr die Leichtwasserreaktor­
Brennelemente hervor: 
Dieser MOll soll 40(11) Jahre in Ahaus fagem 
dOrfenl 

-Wortbruch einer Landesregierung kann und 
darf nicht hingenommen werden, wenn die 
demokratische Kultur einesStaates nichtvöllig 
vor die Hunde gehen soll. 

Die BOrgerinitiative "Kein AtommOll in Ahaus· 
wird deshalb weiterhin mit anen Mitteln gegen 
die Inbetriebnahme des BEZ Ahaus kämpfen 
und hat dies auch der Landesregierung mitge­
teilt. Oie Ahauser brauchen dabei aber drin­
gend die Unterstatzung von Oberall her aus 
dem ganzen Land. Folgende Aktionen haben 
schon begonnen bzw. stattgefunden: 
- Am 13.12.90 fand eine "Zugbegleitaktion• 

statt. Mitglieder der "Euregio-Konferenz• der 
BOrgerinitiativen und der Landeskonferenz 
NRW haben ZOge entlang der vermutlichen 
Brennelement-Transportstrecke Hamm • 

MOnster - Gronau - Ahaus begleitet, in den 
ZOgen und an den Bahnhöfen die Bevölke­
rung Ober die auf sie zukommende Bedro­
hung durch Atomtransporte informiert. 

-Seit Dezember läuft die Aktion "ROTE KARTE 
FÜR JOHANNES RAU" : 
Die BI "Kein AtommOll in Maus· hat eine 
"Rote Karte• fOr den Ministerpräsidenten 
vorbereitet, die diesem wegen seines Wort­
bruchs gezeigt (= zugeschickt) werden soll. 
Ein Ministerpräsident, der sein Wort nicht 
hält, muß zurOcktretenl Oie BI bittet darum, 
daß diese Aktion von Oberall her in NRW 
unterstatzt wird. Die Karten können angefor­
dert werden bei der BI (Auf der Haar 2, 4422 
Ahaus, Tel. 0256117101) oder bei der Lan­
desgeschäftsstelle der "GrOnen" (Volksg.ar­
tenstr. 35, 4400 OOsseldorf, Tel. 0211/ 
nooa1a). 

-Am 16.3.91 zogen 300- 400 Menschen in 
einem Demonstrationszug zum BEZ Ahaus 
und machten dort eine Menschenkette. Bei 
der Abschlußkundgebung sprach auch ein 
Vertreter der BI aus Hamm-Uentrop. Er sprach 
sich auch gegen die Verschiebung des Atom­
mOlls von Hamm ins BEZ aus und forderte 
den Stopp des AtommOIItourismus, sowie 
das Abschalten aller Atomanlagen. 

- Mit der Bnlllgerungsgenehmlgung für die 
~durc::hct.Ekniesamt 
tor~lstdenellc:hstzurechnen. 
M6gllchetweisewlrd sie sog.-mitder Anord­
nung der sofortigen Vollzlehbar1(elt verse­
hen, wocUc:helne KlagelhreiiUfsc:hlebende 
Wlr1(ung vertöre. Dennoch soll.uch gegen 
diese Genetvnlgung der Rechtsw.g be­
schritten werden. Nötigenfalls soll ver· 
sucht werden, per einstwelliger Anord· 
nung cle aufschiebende WJI1(ung der Klage 
wlederherzustellen. 
FOr die Ananzlerung der Gerichtsverfah­
rengegen du BEZslnd die Kllgerw.lter· 
hin dringend auf Geldspenden angewie­
sen. Bnzahlungen auf du Treuhandkon­
to "Klage gegen du BEZ" (Kontonummer 
19 20 300, bef derVolksbankAhaus, BL2 
401 632 24) sind Jederzelt erwOnschtll 
Kontaktadressen: 
• Die Splelecke, WOllener Str. 11, 4422 
Ahaus, Tel. 02561/3411 
• H. Uebermann, Auf der Haar 2, 4422 
Ahaus, Tel. 02S61n101 

H. UebermaM 
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Klage zurückgezogen 
Stade läuft weiter ! 

Vor dem Atomsenat des Oberverwaltungs­
gerichts ln LOneburg einigten sich gestern 
das niedersichsiehe Umweltministerium 
und zwei Stader BOrger, die vom Ministe­
rium die Stillegung des Atomkraftwerks 
(AKW) Stade verlangt hatten, Oberraschend 
darauf, die Klage als erledigt zu betrachten. 
Damit sind die GrOnde der beiden Kläger 
jedoch nicht aus der Welt. Denn das Um­
wellministerium erklärte zu beginn der Ver­
handlung, daß man die Bedenken der Klä­
ger voll teile. Allerdings mOSten noch die 
Ergebnisse einer umfangreichen Sicher­
heitsOberprOfung des AKW Stade abgewar­
tet werden, um dann ausreichend Argu­
mente fOr eine StlllegungsverfOgung zu 
haben, die auch vor Gericht bestehen könn­
te. 
Rechtsanwalt Reiner Geulen hatte zum 
Prozeßbeginn fOr das rot-grOne Umwelt­
ministerium erläutert, daß die Regierung an 
der Absicht festhalle, "das Atomkraftwerk 
Stade entsprechend der Regie­
rungserklärung zum rechtlich nächstmögli­
chen Zeitpunkt stillzulegen• und alles daran 
setzen wolle, "hierfOr die erforderlichen 
Grundlagen zu schaffen•. WAhrend der jetzt 
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laufenden OberprOfung des AKWs, die nach 
Planungen des Umweltministeriums ma­
ximal zwei Jahre dauern wird und die so an­
gelegt ist, daß erste Ergenisse bereits nach 
einem Jahrvorliegen werden, sollendie Klä­
gereinsiehtin die Gutachten und Unterlagen 
erhalten. 
Angesichts dieser Erklärung stimmten die 
Kläger zu, das Verfahren als erledigt zu 
betrachten, weil sie offenbar davon aus­
gehen, daß ihre Argumente gegen Stade 
vom Ministerium ernsthaft geprOft wOrden 
und sie keine Zweifel an dem Willen der 
Regierung haben, Stade abzuschalten, 
sofern sich ausreichend rechtliche GrOnde 
dafOr finden. Durch die Möglichkeit, die 
Gutachten einzusehen, könnte außerdem 
jederzeit erneut gegen Stade geklagt wer­
den. 
Den Antrag des von der Betreiberio des 
AKWs, der Preußen Elektra beauftragte 
Rechtsanwalt Dr. Bernd Kunth, die Klage in 
der Hauptsache zu verhandeln, wurde vom 
OVG nach kurzer Beratung abgelehnt. 
Kunth hatte zuvor dem Umweltministerium 
vorgeworfen, ausschließlich politisch zu 
handeln und hatte gefordert, die "Gesetz-

mäßgikeit der Verwaltung• zu beachten. Mit 
diesem Prozeßausgang wird das AKW Sta­
de vorerst weiter Atomstrom produzieren 
dOrfen. 
Oie Klage hatte die Stillegung des AKWs 
verlangt, weil der Stahl des Reaktorbehäl­
ters in starkem Maße versprödet ist und 
daher die Gefahr des Berstens besteht. 
Erste Untersuchungen Im Auftrag des 
Umweltministeriums, die die GruppeÖkolo­
gie erstellt hat, zeigen sogar, daß diese 
Gefahr noch größer ist, als bislang vermutet 
wurde. Plötzlich auftretende Tempera­
turveränderungen könnten den Stahl auf­
piatz.en lassen, so daß die gesamte Radio­
aktivität an die Umwelt gelangen wOrde. 
Diese Vorstudien, so betonte Helmut Hirsch 
(Gruppe Ökologie) vor kurzem, wOrdeneine 

· sofortige Stillegung rechtfertigen. Aller­
dings habe die Preußen Elektra jetzt um­
fangreiche Aktenberge herausgerOckt, die 
vollständig ausgewertet werden mOßten, 
bevor Stade möglicherweise •gerichtsfest• 
abgeschaltet werden kann. Bis dahin bleibt 
zu hoffen, daß der SuperGAU nicht eintritt. 

Dlrk Seifert 
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MWE TPYRAMIDE BREMERVOR E 

Die Umweltpyramide -
ein Nledrlgenerglehausl 
Im Rahmen der 2. Niedersächsischen Lan­
desausstellung . Natur Im Städtebau• 1991 
errichtete der Naturschutzbund Deutsch­
land, Landesverband Nledersachsen, ein 
Niedrigenergiehaus in Pyramidenform, an 
dem umweltbewußte Maßnahmen aus dem 
Bereich des Bauens demonstriert werden. 
Umgeben Ist die Pyramide von einem 7000 
qm groBen Au8engelände. Ein300m langer 
Rundweg führt von der Pyramide an schüt­
zenswerten Landschaftsräumen, an Teich 
und Ale8gewässer, Naturgarten und Ele­
menten aus dem Bereich Alltagsökologie 
entlang zurück zur Pyramide. Das Natur­
schutzzentrum wird langfristig als Umwelt­
bildungsstätte Im Elbe-Weser-Dreieck fort­
geführt werden. 
Das Buch zur Umweltpyramide, ca. 250 Sei· 
ten, vielen fotos und Darstellungen sowie 
umfassenden Ausführungen zur Konstruk­
tion der Pyramide kostet 29,80 DM und Ist 
Im Naturschutzzentrum Umweltpyramide 
erhältlich. 
Die Landesausstellung ln Bremervörde, auf 
deren Gelände die Pyramide steht, wurde 
am 19.Aprll eröffnet und dauert bis Ende 
September. Neben Interessierten Einzel­
personen ist die Umweltpyramide beson­
ders Interessant für Schulklassen und ähnli­
che Gruppen, für die Führungen und Vorträ­
ge vereinbart werden können. Interessierte 
wenden sich bitte an: 

Naturschutzzentrum 
Umweltpyramide 
2740 Bremervörde 
Tei.04761171330 Fax: 71352 

HIDDJ birlhdaJ IO Gronau .. 
10 Jlbre AltlellsUels U .. ell GfOIIII 

Am 11.Mai ist es soweltl Der Arbeitskreis 
Gronau feiert seinen 10.Geburtstag. Durch 
dick und dünn, über Höhen und Tiefen Ist er 
gegangen und lebt Immer noch. Und er wird 
weiter leben, weil es Immer noch Umwelt­
schweinereien gibt Der Werdegang des Ar­
beltskrelses Umwelt Gronau war schwer. EI· 
ne kleine Chronik soll aufzeigen, was alles 
in 1 0 Jahren passiert Ist 
Vorgeschichte: 
1976 wurde bekannt. daS Gronau Standort 
der ersten bundesweiten Urananreiche­
rungsanlage UAA wird. Gründung der .Bür­
gerinitiative gegen die UAA nach Gronau•. 
1979 bildeten einige Bl'lerlnnen den Kreis­
verband .Die Grünen• Borken. 
1981 durch die Umstrukturlerung der BI, 
gründete sich der Arbeitskreis Umwelt Gro­
nau. Ertellung der ersten Tellerrichtungsge­
nehmigung TEG für die UAA Gronau ( Sylve­
sterscherz 81/82). 
1984 Wiederbelebung der deutsch-nieder­
ländischen Konferenz gegen Atomanlagen 
ln derEuregio und Im Münsterland (kurz Eu­
Ko) durch den AKU Gronau. Die EuKo gab 
es bereits Anfang der achtziger Jahre. 
1984/85 Oie Gronauer Forderung, eine Un­
terschrlftenliste für die sofortige Stillegung 
der UAA brachte 2000 Unterschriften. 
1985 wurde das erste EuKo-lnfo herausge­
geben, die Redaktion liegt bis heute beim 
AKU Gronau 
-Im Februarwarder .Tag deroffenen Tür" bei 
der Atomanlage Uranit (UAA Gronau),ca. 70 
Teilnehmer kamen. Wegen einer Bomben­
drohung muBte die offene Tür der UAA vor­
zeitig geschlossen werden. 
- 200 Menschen demonst.rlerten Im Juni ge­
gen die bevorstehende Inbetriebnahme der 
UAA. 
• es wurde eine Klage gegen die 3:TEG 
eingereicht. dieses wurde aber nach einem 
halben Jahr wieder zurücJ<gezogen, weil kei­
ne Erfolg.saussichten bestanden. 
1986 Bundesforschungsminister Riesenhu­
berweihte offiziell die UAA Gronau Im Som­
mer ein. 300 Menschen demonstrierten ge­
gen diese Atomanlage und gegen Rlesen­
hubi. Es kam zum Tränengaseinsatz und ei­
ner Festnahme. 
- Im September wurde der erste Sonntags­
spaziergang an der UAA mit 100 Besuche­
rinnen durchgeführt. wo auf die Gefahren 
und die Unzweckmäßigkelt hingewiesen 
wurde. 
- Im Juni wurde eine Demonstration unter 
dem Titel .Demonstration gegen die Ura­
nanrelcherungsanlage, Uranabbau und 
dem atomaren grö8en WMhn• durchge· 
führt Es kamen 400 Menschen. 
- Eine Klage gegen den Ausbau der Alme­
loer Atomanlage UAA wurde vom AKU Gro­
nau in den Niederlanden eingereicht 
1988 Verhinderung eines Industriegebie­
tes auf einer Feuchtwiese unter dem Motto: 
.Rettet die Löffelente•. Gleichnamige Zei­
tung des AKU, die darauf gegründet wurde. 
- Im Rahmen des bundesWeiten Aufrufes 
zum Abschalttag am 29.Februar gab es ei­
ne .Mahnwache gegen At6manlagen• an 

der deutsch-niederländischen Grenze Gla­
nerbrug/Gronau mit 80 Tellnehmerlnnen. 
• Der AKU Gronau unterstützte die Uran­
kampagne Im April, die mit zwei Indianer­
frauen aus Kanada in Rheine die .Anti Atom 
Talk Show" moderierte. 

- Ein Sommercamp gegen die UAA endete 
mit frei Festnahmen, die als die .Würstchen­
schlacht von Gronau• in die Anti-UAA Ge­
schichte eingegangen Ist 

1989 Etwa 200 Ostermarschiererinnen be· 
telllgen sich am 2.Gronauer Ostermarsch, 
der vom AKU organisiert wurde. Er wurde 
mit einer Kundgebung vor der UAA beendet 
- Es kam auch die Ausbaugenehmigung der 
Atomanlage UAA Gronau von 400 auf 1000 
Tonnen UTA/a.Hierzu wurde eine .Tag X" De­
monstration vorbereitet, wo leider nur 120 
Menschen kamen. 

1990 Am Tschernobyl-Jahrestag wurde ei­
ne Aktfon an der dt -nlederl. Grenze mit 150 
Menschen durchgeführt 
- Zusammentreffen mit UAA-Gegnerlnnen 
aus Homer/USA, wo eine neue UAA gebaut 
werden soll. 
- Der 50. Sonntagsspaziergang mit ca 50 
Tellnehmerinnen startete eine Luftballon­
aktion vorderUAA Gronau.Sie zeigte wohin 
der Wind weht. Luftballons wurden Im sau­
erland und am Rande von Hessen gefun· 
den. 
1991 Unterschriftenaktion gegen die Be­
trlebsgenehmlgung für 1000t UTA/a und 
die sofortige Stlllegung dieser und aller Ato­
maanlagen. 
• .Sofortiger Waffenstillstand am GoW, un­
ter diesem Motto wurde eine. Demonstrati­
on zur Hollandse Slgnaalapperate mit 50 
Menschen vom AKU durchgeführt 
- Im Mal wird der Arbeitskreis Umwelt Gro­
nau 1 0 Jahre alt Auf der 1 0 Jahresparty ka­
men mehrere ????? Menschen. 

Zwischen den vielen groBen Aktionen wur· 
den auch Veranstaltungen wie zu den The· 
men: Verkehrspolitik, Karen Sytkwood, Har­
rlsburg, Trinkwasser, Volkszählungsboykott. 
Waldsterben, Info-Stände und die AKU-Zel­
tung .Die Löffelente•. Teilnahme an bundes· 
weiten und regionalen Demos und Konfe· 
renzen. Sowie gegen die Einweihung der A 
31 und gegen dJe Sandabgrabungen. 

Sollt Und nun an dieser Stelle die besten 
Gri.l8e und Wünsche von der altersschwa· 
chen atom-Redaktlon (ach wie schön wär's 
doch, wenn wir den 10. noch vor uns hätten). 
Die lange Aktionsliste unser bundesweiten 
Muster-BI mag stellvertretend für die vielen 
engagierten Aktionen und sonstigen Bemü· 
hungen im ganzen Lande stehen, von de­
nen die gröBere Öffentlichkelt ja oft nichts 
erfährt und die Anti·AKW-Bewegung oft 
auch nicht Mögen der AKU Gronau und 
möglichst viele andere Gruppen noch lange 
langen Atem haben und nicht zuletzt auch 
Spaß an Ihrem Tun. 
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Die ÜberraschUD( be~ Erörterungstermin: 

A VR-Brennelemente : 
Das Lager steht schon 
Wml aus dem Zwischeulager ein Endlager? 
Jlllieh. - Die 'Oberraschu.ng war Dazu reiche die derzeitige Lager­
zur.Mittagszeit perfekt. Nach rund kapazitf1.t jedoch nicht aus. Neben 
dreistündigem Frage- und Ant- 110 000 Kügeln im Reaktor bef'm­
wortspiel im Rahmen d~ offiziel- den sich in zwei Naß- und in ei­
len Eröterungst.ermins in der Jüli- nem Trockenlager weitere 180 000 
eher Stadthalle bestätigten die Kugeln aus der rund 20jährigen 
Vertreter des Forschungszen- Arbeitszeit. Diese s6llen in spe­
trums Jülich (KFA), daß das Ge- zielle Lagerbehälter gefi.Ult und in 
bäude, das als Zwischenlager für dem neuen Zwischenlager ge­
ausgediente Brennelemente aus meinsamdeponiert werden, Wenn 
dem Hochtemperaturreaktor .die- alle A VR-Brennelemente in dem 
nen soll, bereits seit 1985 auf dem neuen Z~henlager sind, will 

. Gelände der KFA steht. Zu die-. die KFA die Genehmigungen für 
sem Zeitpunkt wurden d~n Kern- die A VR-Zwischen1agerung. in 
kraftgegnern erst deutlich, daß· es den drei anderen Hallen zurück­
sich bei dem Genehmigungsver- geben.· Allerdings besteht .dar­
fahren, das vom neugeschaffenen· überhinaus die Genehmigung, 

· Bundesamt für Strahlenschutz dort dann andere (mittel-radioak.­
durcbgefilhrt wird, nur noch· um tiv-belastete) Abfälle zU. lagern, 
die Erteilu.ng der Betriebserlaub- was auch erfolgen soll. 
nis für· das Laget,:;handdn:ltaruL · Vläbrel!d die ~er auf 
Die GenehJ:nigU.Dg 'tnr··die Emcli::-~ d~m ~EiöterUDgSteniiin 8rgumen­
tung des Gebäudes wurde bereits tierten, daß somit zusätzliche Ka­
Anfang ~ achtziger Jahre nach pazitäten geschaffen und die Ge­
den Vorschriften des Landes fährdu.ng erhöht werde, sahen die 
Nordrhein-Westfalen erteilt. Der- KFA-Vertreter durch die Zusam­
zeit diene es als Lager für leere menlegung der A VR-Brennele­
Transportbehälter. mente in· einer Halle, die dem ak­
Die KF A benötigt das neue Zwi- tuellen Stand der W:assenschaft 
schenlager nach eigenen Anga- entspreche, eine Verbesserung 
ben, um au.ch die Brennelemente,. der Sicherheit. Die Aktivität in 
die sich noCh in dem Atom-V er- den anderen' drei alten Hallen: 
suchs-Reaktor (A VR) befinden, · würde durch die nur mittel-radio­
deponieren zu können. Seit über aktiven Abfälle um den Faktor 
25 Monaten ist der A VR zwar ab- 1 : 100 reduziert. 
geschaltet, endgültig stillgelegt Die Kernkraftgegner befürchten 
werden kann der rund 20 Jahre 81- weiterhin, daß das .Zwischenlager 
te Versuchsreaktor aber erst, zu einem Endlager, sich die be­
wenn auch die im Ruhezustand reits hohe StrahlenbelastUng tJin' 
im Reaktor.-betindlichen Brenne- Jülich erhöhen und die Sicherheit 
Iernente ausgelagert worden sind. nicht gewährleistet werde. -jill-

Treffen ln der CSFR 
Ein "Interkulturelles Treffen in der CSFR 
fand am 27.4.91 in Tyn an der Moldau statt, 
gemeinsam organisiert von den Oberpfäl­
zer Bürgerinitiativen, Anti-AKW-Gruppen 
aus Österreich sowie tschechischen Wider­
standsgruppen vor Ort Geplant war u.a.: 
- Vormittags Kultur, Ausstellung alternative 
Energien sowie Fotoausstellung mit Fotos 
aus derCSFR 
- Nachmittags ab 14.00 Trauer und Protest­
marsch Tym - Ternetin AKW mit Pressekon­
ferenz an der Baustelle des Atomkraft­
werks 
- abschließend ein internationales Koordi­
nierungstreffen. 
Wer näheres wissen möchte wende sich bit­
te an: 

Standortberichte *** Standortberichte *** 
Standortberichte *** 
Liebe Freundeinnen von den Standorten 
und Vergleichbare! Ich betreue seit länge 
rem die Standorte-Seiten für die atom und 
habe auch vor, das in Zukunft zu tun. Bitte 
schickt diesbezügliche Berichte, Post, 
Rundschreiben etc. doch gleich am mich 
persönlich und zwar an: 

atom-Standorte Redaktion 
c/o Bernd Weidmann 
ThoradestraBe 1 
2902 RASTEDE 
Tei.04402-83326 Fax 83327 

s andorte 
Spaltprozees Teil II -
Spendenaufruf I 
1985 entschieden wir uns, den Widerstand 
gegen die WAA Weckersdorf mit unseren 
technischen Möglichkeiten und unserem 
beruflichen Know-how zu unterstützen und 
zu dokumentieren. Es entstanden drei aner­
kannte und vielgesehene Filme, "Spaltpro­
zesse - Weckersdorf 001 •, "Restrisiko -
oder die Arroganz der Macht" sowie "lrm­
gard Gietl - kämpft um ihre Heimat". 
Wir denken, diese Filme trugen nicht unwe­
sentlich dazu bei, den starken und letztlich 
erfolgreichen Widerstand gegen die WAA­
Wackersdorf ins öffentliche Bewußtsein in­
nerhalb und außerhalb der BRD zu tragen. 
Die Filme sind Teil eines ursprünglich auf 10 
Jahre angelegten Umwelt-Alm-Zyklus, der 
die Veränderungen der Landschaft, der 
Menschen, der sozialen, strukturellen und 
ökologischen Zusammenhänge durch den 
Bau der WAA dokumentieren sollte. 
"Spaltprozesse Teil II". Als 1989 das Ende 
der WAA nahte ( gottseindank !II), wurde un­
ser seit zwei Jahren gedrehtes Material 
weitgehend wertlos (leider!). Die Ananzie­
rung dieses Alm war durch Spenden und 
Förderungen sichergestellt Da mit dem Aus 
der WAA auch das öffentliche Interesse an 
Weckersdorf rapide abnahm, entwickelten 
wir 1989 ein neues Almkonzept mit 3 weite­
ren Schwerpunkten: .Das Ende von Wak­
kersdorf", von den nach wie vor andauern­
den Prozessen bis zum ROckbau des sym­
bolträchtigen Zauns, "Die französlche WAA 
in La Hague" und die "WAA in Sellafield" als 
die Orte, wo die Brennstäbe jetzt (sinnlos) 
aufgearbeitet werden, die vorher (ebenso 
sinnlos) in Weckersdorf hätten aufgearbei­
tet werden sollen. 
Neben der Darstellung des nutzlosen Wie­
c:Rtraufarbeitungsprozesses mit ihren ver­
heerenden Folgen (außer für die Kassen 
von Cogema und BNFL) für die Umwelt und 
die nah- und weitentfernt wohnenden Men-
schen, liegt das Gewicht vor allem auf den in 
allen drei Ländern gleichlautenden politi­
schen Lügen und "demokratischen" Prakti­
ken, die Bevölkerung um die Wahrheit und 
einen intakten Lebensraum zu betrügen. Ei­
ne Intensive Archivrecherche im ln- und 
Ausland brachte viel wertvolles Material zur 
Darstellung der Atomgeschichte zutage. 
Die Rechte müssen jedoch noch erworben 
werden. Trotz verlorener 2 Jahre Arbeit und 
Material konnten wir die Kosten für drei 
Drehphasen in Frankreich und England 
selbst aufbringen. Zum Rechteankauf des 
wichtigen Archiv- und ausländischen 
Fremdfilmmaterials benötigen wir.noch Mit­
tel in Höhe von insgesamt 70.000.,DM. So 
wir die Summe zusammenbringen, soll der 
Film im Sommer 91 fertig werden. Anti-WAA-Büro 

Postfach 1145 
8460 Schwandorf 
Tei.0943111029 

Sonderkonto Nr. 338100-805 
Postgiro München BLZ 70010080 
Bertram Verhaag und Claus Strigel 

Wenn Sie die Arbeit an diesem wichtigen 
A.. Film unterstützen wollen, bitten wir Sie um 
~ eine Spende auf das 
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s andorte 
Offeier Brief 
An den 
Ministerpräsidenten des Landes 
Niedersachsen Dr.G.Schröder 
und Umweltministerin Grlefahn 

Umstände zum ProzeB gegen das 
Kompaktlager Im Atomkraftwerk 
Esensham an der Unterweser 
Sehr geehrter Herr Dr.Schröder, am 5.3.91 
wurde vor dem Oberverwaltungsgericht Lü­
neburg die Klage gegen das Kompaktlager 
im Atomkraftwerk Esensham verhandelt 
Die Geschichte begann im Oktober 1981, 
als die Landesregierung die Genehmigung 
zur Einlagerung abgebrannter Brennele­
mente aus dem Atomkraftwerk von bis da­
hin über 300 auf mehr als 600 erhöhte -das 
Doppelte also. Damit wurde aus dem Ab­
klingbecken per Verwaltungsakt ein Kom­
paktlager. Wir konnten es nicht fassen. 
Nach den unverantwortlichen Handlungen 
von Planern, Verwaltern und Politikern, die 
uns das Atomkraftwerk vor unserer grünen 
Haustür bescherten, lieB sich die Gefahr 
noch steigern: Auf gleichem Raum das dop­
pelte Gefahrenpatientlai - und das direkt 
unter 80cm Beton und darunter der Reak­
torkern. 
Wir klagten -wieder einmal in der Hoffnung 
auf die Unabhängigkeit der Gerichte - zu­
mal ein Urteil zum Kompaktlager Biblls eini­
ge Monate zuvor uns Mut machte. Daraufhin 
änderte die Landesregierung Im März 1982 
die Genehmigung in der Form, daß die ein­
zulagernde Zahl der Brennelemente von 
Jahr zu Jahr neu zu beantragen war. So un­
terlagen wir Im Mal 1984 vor dem Verwal­
tungsgericht Oldenburg. 
Die nächste Instanz in Lüneburg entschied 
im Namen des Volkes am 6.3.91: 
- Die Klage wird abgewiesen 
- die Revision wird nicht zugelassen. 
Die Urteilsbegründung liegt noch nicht vor. 
Damit wurde nach fast 10 Jahren in diesem 
ProzeB der Schlußstrich gezogen mit einem 
Spruch, der unter einer CDU-Reglerung zu 
erwarten gewesen wäre -Gewaltenteilung 
hin oder her. 
Jedoch unter DIESER Landesregierung hät­
te ein Zeichen gesetzt werden müssen! Po­
pulärer sind zwar Stade, Gorleben oder 
Schacht Konrad; wir aber fühlen uns außer­
dem ganz konkret bedroht durch Esens­
ham.lch bitte Sie auf diesem Wege um Auf­
klärung, warum die Landesregierung nicht 
im Vorfeld des Prozesses aktiver geworden 
ist Erst eine Woche vor ProzeBbeginn er­
hielten wir die Möglichkeit zu einem Ge­
spräch im Umweltminlsterium. Anwesende: 
Herr Staatssekretär Bull, der Leiter des Mlni­
sterlalbüros, Herr Grabowski, des Sachge­
bietsleiters Atom, Herr Becherer, je ein Ver­
treter des Landtages für SPD/Grüne, der 
physikalische Beistand der Klägerin, Herr 
Dr. Kirchner, der Vertreter des Arbeitskrei-

ses Wesermarsch, Herr Meyer, die Unter­
zeichnende. 
Wir wollten erreichen, daß noch einmal eini­
ge technisch-kritische Punkte, die u.E. von 
der Landesregierung nicht entkräftet wer­
den konnten und die auch Anlaß für erneute 
mündliche Gerichtsverhandlung waren, zur 
Diskussion gestellt würden. Es stellte sich 
heraus, daß eine Aussetzung des Verwal­
tungsgerichtsverfahrens nicht erreicht wor­
den konnte. Wir einigten uns darauf, daß 
während des Prozesses die beklagte Lan­
desregierung eine erneute Sicherheits­
überprüfung anbieten und somit eine Pro­
zeBunterbrechung möglich sein würde. 
Denn zum Kompaktlager gibt es ein einzi­
ges Gutachten-erstelltvom TÜV(I)-fürdie 
frühere Landesregierung. Gefordert ist eine 
Sicherheits- (oder Unsicherheitsprüfung) 
eines unabhängigen Instituts. Das sahen 
die o.g. Herren gleichfalls so. Es wurde uns 
also Hoffnung gegeben, trotz der knappen 
Zeit 
Dann kam der ProzeBtag. Nur- zu meinem 
Entsetzen hielt sich die Landesregierung 
(vertreten durch Herrn Rubbel und Herrn 
RA Nell) an keine der Absprachen. Nicht nur, 
daß sie sämtliche von unseren ProzeBver­
tretern angebotenen .Vorlagen•, das verein­
barte Angebot einer Sicherheitsüberprü­
fung zur ~prache zu bringen, Ignorierten; 
die Vertreter des Landes qualifizierten die 
bei dem Gespräch im Umweltministerium 
vereinbarten Schwerpunkte einer solchen 
Oberprüfung (Stand von Wissenschaft und 
Technik, Risiko durch Flugzeugabstürze) 
dem Gericht gegenübervon sich aus als un­
erheblich und völlig Irrelevant Schlimmer 
noch: als wir diese Punkte daraufhin als Be­
weisantrag formulierten, meldete sich Herr 
Nell und beantragte für die Landesregie­
rung, diesen Antrag abzulehnen. Daß er 
dann in der Hauptsache weisungsgemäß 
keinen Antrag gestellt hat, war fast schon 
egal, da das Verhalten belder Vertreter Ihrer 
Regierung bis dahin schon genügend deut­
lich gemacht hatte, daß sie eine Ablehnung 
meiner Klage befürworteten. Was mich al­
lerdings entsetzt hat: wie sicher muß sich 
der von Ihnen beauftragte Rechtsanwalt 
fühlen, um entgegen aller Absprachen of­
fensiv die CDU-Politlk vor Gericht zu vertre­
ten, wie sicher auch selbst subalterne Be­
amte des Umweltmlnisteriums, um vor Ge­
richt die mit der politischen Leitung des Mi­
nisteriums getroffenen Absprachen zu kon­
terkarieren? 
Geradezu zynisch kommt es mir vor, wenn 
ich nun in den Zeitungen die Meldungen le­
se, nach denen Frau Grlefahn ankündigt, al­
le politischen und juristischen Möglichkel­
ten gegen Kernkraftswerksneubauplanun­
gen in den neuen Bundesländern aus­
schöpfen zu wollen. Warum, frage Ich Sie, ist 
dies denn nicht möglich in einem ProzeB ge­
gen ein bestehendes, veraltetes Kernkraft­
werk in Frau Grlefahn's Zuständigkeltsbe­
reich in Niedersachsen? 
Ich erwarte eine Erklärung für das Verhal­
ten Ihrer Regierung. 
mit freundlichem GruB 
Helma Harders 
P.S:Angesichts der Bedeutung, die diese Er­
eignisse für die Glaubwürdigkeit in die 
Atomenergiepolitik Ihrer Landesregierung 
besitzen, findet es sicher auch Ihre Zustim­
mung, daß ich dieses Schreiben als .offe­
nen Briet• behandele. 

lldiOI lto••llllrele lsse 
Presserklärung: 
Genehmigung für Versuche mit 
Hochaktiven Kokillen beantragtl 
Wie die Vertreterio der Aktion Atommüll­
freie Asse, Helga Koslowsky, am 12.3.1991 
in einem Gespräch mit Vertretern des nie­
dersächischen Umweltministriums erfuhr, 
hat die GSF am 8.3.91 einen Antrag nach §9 
Atomgesetz zur Genehmigung der Versu­
che mit 30 hochaktiven Kokillen aus dem 
US-amerikanischen Labor Hanford gestellt 
Diese sogenannten HAW-Versuche waren 
seit 1989 in das Kreuzfeuer der Kritik der 
örtlichen Bürgerinitiativen und auch von 
mehreren tausend anderen Menschen ge­
raten, u.a. deshalb, weil hier mit Material aus 
einer Atombombenfabrik experimentiert 
wird. Erst kürzlich gingen Berichte durch die 
Medien, daß in der Atomanlage Hanford/ 
USA Versuche mit einer Plutoniumwolke 
stattfanden, die ein ganzes Dorf an Krebs 
erkranken lieB. 
Nun hat die GSF ihren Antrag auf Genehmi­
gung von Versuchseinlagerungen. mit 30 
hochradioaktiven Glaskokillen umgestellt, 
weil eine ursprünglich beabsichtigte Ge­
nehmigung durch das Bergamt nicht mehr 
durchgehen würde: die strahlenden Kokil­
len enthalten groBe Mengen an Kernbrenn­
stoffen wie z.B. Plutonium. 
Für den Fall einer vorzeitigen Rückholung 
der Kokillen z.B. wegen Wassereinbruchs 
oder Verformung der Bohrlöcher hat die 
GSF Antrag auf Zwischenlagerung und 
auch aufvorläufige Endlagerung im Castar­
Behälterlager in Gorleben gestellt 
Das niedersächische Umweltministerium 
will die Genehmigung von dem Ergebnis ei­
ner Gefahrenabschätzung abhängig ma­
chen. Nach Auskunft des Abteilungsleiters 
für Endlager, Herrn Fricke, will das Umwelt­
ministerium der GSF eine Öffentlichkeits­
beteiligung für die Durchführung des Ge­
nehmigungsverfahrens vorschlagen. 
Die Aktion Atommüllfreie Asse lehnt die 
Versuche mit hochradioaktiven Abfällen in 
der Asse aus grundsätzlichen Gründen 
prinzipiell ab: 
Experten wie z.B. Prof.Grimmel (Uni Harn­
burg) halten die Endlgerung von hochakti­
ven und stark wärmeentwickelnden Abfäl­
len in Salz für unverantwortlich und speziell 
die Anlage des geplanten HAW-Versuches 
in der Asse für so konzipiert, daß die gravie­
renden Schwächen von Salz als ~ndlager­
medium nicht auffallen können. Eine Über­
tragbarkeit der Versuchserbegnisse auf ein 
Endlager im Gortebener Salzstock ist frag­
würdig. 
Auch lehnt die AAA jegliche Durchführung 
von Versuchen in der Asse ab, solange für 
dieses faktische Endlager noch keine 
Standsicherheitsnachweise, Sicherheits­
analysen und Langsicherheitsbetrachtun­
gen z.B.Im Rahmen einer Gafahrenabschät­
zung durchgeführt worden sind. 
Kontakt: Aktion Atommüllfreie Asse 

Helga Koslowsky 
Am Hahneberge 17 
3305 Erkerode 
Tei.05305/1868 Fax: 1590 
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Brokdorf 
Widerstand mit langem Atem 

Dreieinhalb Jahre haben 
Atomkraftgegnerinnen regelmiBig 
am &. jeden Monats die Zufahrt des 
AKW Brokdorf blockiert und sich den 
Fahrzeugen der zur Schicht anrOk­
kenden Arbeiter ln den Weg gesetzt. 
Ein Beteiligter dieses langanhalten­
den Widerstandes berichtet und 
zieht Bilanz 

Katastrophen scheinen Scheintote 
in Bewegung zu setzen. Aufrufe und Strate­
giedebatten (r.B. fOr eine •eundesrepubllk 
ohne Arfnee") hatten dem auslaufenden 
Schwung der Friedensbewegung nicht zu 
neuem Elan verholfen. Vergeblichhabenwir 
gewarnt und gemahnt: Im Golfkrieg sind die 
von den Kriegsindustrien angehäuften Ar­
senale des Schreckens und der Vernichtung 
entzOndet worden. Der Protest gegen den 
Golfkrieg war eine von Katastrophen aufge­
schreckte Bewegung. 

Tschernobyl 

Mich erinnerte das an ~en 26. 4. 86: 
die unsichtbare, todbringende Wolke aus 
dem brennenden Reaktor Tschernobyl 
wanderte Ober Europa. Wir, die wir in Whyl, 
Brokdorf, Gorleben, Grohnde •.. gegen das 
"Restrisiko" gefochten hatten, behielten auf 
schlimme Weise Rechtmitunseren Kassan­
dra-Rufen. Die Katastrophe veränderte den 
Alltag von Millionen, und Zehntausende 
gingen auf die Straße. Nun endlich wollten 
wir auch Recht bekommen, der Ausstieg 
mußte durchgesetzt, die Atomanlagen 
endlich stillgelegt werden. 

Die Redaktion der Zeitung "Graswur­
zelrevolution" in Hamburg rief auf zur Blok­
kade nach Brokdorf: "Verbinden wi; Mas­
senprotest und Widerstand. Entziehen wir 
den Atomgewaltigen ihre Macht durch die 
Verweigerung unseres Gehorsams. • Unter 
der Parole "Blockieren- Demonstrieren-De­
montieren"wolltenwir miteiner zweitägigen 
und (nächtlichen) Blockade einen Wider­
standsauftakt vor der Großdemonstration 
am 7. Juni 86 in Brokdorf setzen. 

Bedrückender Auftakt 

Das Ergebnis war kläglich: Gerade 
mal 30 bis 50 hartnäckige Blockiererinnen 
beteiligten sich. 80.000 Menschen dagegen 
kamen zur Großdemonstration in die Wil­
stermarsch. Der Hamburger Demo-Konvoi 
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lieferte sich bereits bei Kleve eine Schlacht 
·mit der Polizei. Die Demonstrantinnen am 
Bauplatz wurden mit Wasserwerfern· und 
Tränengas davongejagt HOhepunkt der 
Repression: der "Hamburger Kessel" am 
nächsten Tag, die polizelstaatliche, illegale 
Freiheitsberaubung von fast tausend De­
monstrantlnnen. Es schien sich alles zu 

wiederholen, wie zuletzt 1981, als die Anti­
AKW-Bewegung Im Massenprofest und 
"Schlachten am Bauzaun" in Brokdorf Höhe­
punkt und Niederlage zugleich erlebte. Auch 
damals hatten Gewaltfreie bundesweit zur 
Blockade in Brokdorf aufgerufen, waren 
aber mit insgesamt vier Aktionen nicht Ober 
den Sommer gekommen. 



"Blockade bis zur Stllle­
gung aller AKWs" 

1986 aber ergriffen Menschen aus 
der Solldarischen Kirche (einem BOndnls 
kritischer, linker Christinnen in Hamburg), 
die sich bereits an den Blockade von '81 
beteiligt hatten, die Initiative fOr einen. dau­
erhaften Blockade-Widerstand. Dieser Vor­
schlag fiel bei den neu gebildeten Bezugs­
gruppen der Juni-Blockade, die Inzwischen 
das Gewaltfreie AktlonsbOndnls Hamburg 
gegründet hatten~ auf fruchtbaren Boden. 

Ausgehend vom 6. August, dem 
Hlroshima-Tag, sollte von nun an jeden 
Monat, an jedem 6. in Brokdorf blockiert 
werden - solange bis unsere Forderungen 
nach Stlllegung aller AKWs durchgesetzt 
war.Aufelnem Transparenthleßesdamals: 
•Jedes AKW Ist ein Flugzeug auf dem Weg 
nach Hiroshima, die Bombe kann jederzeit 
losgehen•. Ausgangspunkt unseres Wider­
standeswardie Katastrophe in Tschernobyl 
und die uns drohenden zukünftigen Tscher­
nobyls. Brokdorf - vor diesem gewaltigen 
Betonungetüm mitten in der grOnen Wilster­
marsch, diesem Ortmitlangjähriger Protest­
geschichte - war die richtige Stelle fOr uns 
undunseren Anti-Tschernobyl-Widerstand. 

Auch die Inbetriebnahme des AKW 
Brokdorf Im Oktober 1986 - das offensicht­
liche Scheltern der Hoffnung, daß der 
Schock von Tschernobyl eine Wende in der 
Atomkraftfrage bewirken könnte - konnte 
diesen Blockadewillen nicht bremsen. Eine 
hartnäckige, weniger von politischen Er­
folgsaussichten als von ethischer Verant­
wortung getragene Haltung des •Jetzt-erst­
recht" bewegte diesen Widerstand. 

Verbundenheit Im Wider­
stand 

ln kurzer Zeit bildete sich ein buntes 
BOndnls von Gruppen und Elnzelpersonen, 
von Basischristinnen und Gewaltfrelen, 
Friedens- und AKW-Gruppen, auch Sozial­
demokratinnen und Autonomen, jungen und 
alten Menschen, in Hamburg und Schles­
wig-Holsteln, dieauf monatlichen, chaotisch 
anstrengenden Planen mit anfangs 50 Leu­
ten die jeweils nächste Blockade vorbereite­
ten. 

ln der Kontinuität unserer Aktionen 
entwickelte sich Freundschaft, Zuneigung 
und Respekt fOreinander.ln diesem durch 
Widerstandspraxis gewachsenen Zusam­
menhaltkonnten Meinungsverschiedenhei­
ten solidarisch ausgetragen und ausgehal­
ten werden. 

Eine wichtige Auseinandersetzung 
berOhrte Immerwieder das Grundverständ­
nis unserer Aktion. Was Ist wlchtiget? Die 
•effektive Blockade", auch mit flexiblen, 
überraschenden, nicht öffentlich angekün­
digten Aktionen - oder der "zivile Ungehor­
sam•, die öffentliche und offene Bereit­
schaft, die Gesetze zu Obertreten und die 
rechtlichen Konsequenzen zu tragen? 
Immer wieder mußten Kompromisse zwi­
schen diesen verschiedenen Grundhaltun­
gen gefunden werden. 

Langanhaltender Wider­
stand 

Die Brokdorfblockaden entwickelten 
sich zum langanhaltenden Widerstand. 3 1/ 
2 Jahre haben wohl Insgesamt tausend 
Beteiligte mit Ober 50 Aktionen Widerstand 
gegen ein zweites Tschernobyl geleistet. 
Die Blockaden mlt30 bis 300 Tellnehmerin­
nen wurden Immer wieder mit Inhaltlichen 
Beiträgen, witzigen, provokativen, phanta­
sievollen Aktionen getOllt (FrOhstOcks-, 
Nikolaus-, Konzertblockade, Gottesdienst, 
Zaunaktionen ••• ). Gezielte Blockaden fan­
den gegen die jährlichen Revisionsarbeiten 
am AKW, beldenen hundertevon Leiharbei­
tern im Einsatz sind, statt. 

Obwohl viele Aktive derersten Blok­
kaden nach einiger Zelt wegblieben, kamen 
doch auch immersoviel Neue hinzu.~aßdie 
Basis des Widerstandes sich zwar verrin­
gerte, aber doch erhalten blieb. Mit dem 
Konzept der "Brokdorf-Biockade am 6." 
hatten wir.ein "Markenzeichen• geschaffen, 
das immer neu Menschen ansprach. 

Aus und um den Brokdorf-Biockade­
Widerstand entwickelten sich weitere Aktio­
nen: Gespräche mit den AKW-Betreibern, 
Preussen-Eiektra, Strommastbesetzun­
gen, öffentliches und heimliches Demontie­
ren von Strommastschrauben, Blockaden 
an anderen norddeutschen AKWs, Beset­
zung des AKW-Infozentrums Brunsbüttel 
und AtommOIItransportblockaden. 

Handfeste Auseinanderset­
zung 

Der Staat reagierte auf unseren 
Widerstand anfangs mit häufig hilflosen, 
ungeschicktagierenden Polizisten.ln "Katz­
und-Maus-Splelen• rangen Polizisten und 
sich immer wieder erneut auf die Straße 
setzende Blockiererinnen bis zur beidersei­
tigen körperlichen Erschöpfung miteinan­
der. 

Einsatzleiter Schneider gab dann 
1987 den berühmten Befehl zum "Quälen": 
Durch schmerzhafte Griffe sollten Blockie­
rerinnen so lange traktiert werden, bis sie 
•freiwillig" aufstAnden. Wir antworteten mit 
dEJr Verweigerung jeglicher Zusammenar­
beit der Festgenommenen: keine Angaben 
zu den Personalien, kein Schritt, keine 
Handreichung freiwillig. Das "Quäl-Kon­
zept• der Polizeileitung war auf Dauer nicht 
durchzuhalten. 

Eine Prozeßlawlne 

Geölt wurde stattdessen die Justiz­
maschinerie. Staatsanwaltschaft, Kreisord­
nungsbehörde und Polizei arbeiteten Hand 
in Hand, um in ltzehoe vordem Amtsgericht 
eine endlose Lawine von Prozessen wegen 
Nötigung und Verstoß gegen das Versamm­
lungsgesetz in Gang zu setzen. Die Prozes­
se waren derletzte Ort, wo wir in Vehemenz 
unsere Angst und unsere Wut und unsere 
Hoffnung ausdrückten. Richter Penzlin, 
sichtlichangegriffen von unseren emotlona-

len und argumentativen Reden, verurteilte 
aber genauso hartnäckig, wie wir in Brok­
dorf blockierten: "Die Angeklagten haben 
keinen Anspruch darauf, daB ihnen durch 
die Autofahrer und letztlich durch die breite 
Öffentlichkeit zugeh6ft wird oder daB die 
maßgebenden Personen oder Instanzen 
ihre Vorstelllungen Obemehmen. Die politi­
sche Entscheidung fOr die Errichtung der 
Kernkraftwerke ist auf demokratische Wei­
se zustande gekommen ... Wenn im Ergeb­
ni$ damiteine Entscheidungdahingetroffen 
worden ist, daß das Risiko, das mit dem 
Betrieb von Kernkraftwerken verbunden ist, 
getragen werden soll, so haben die Ange­
klagten das zu respektieren. • - so aus der 
immer gleichlautenden Verurteilungsbe­
grOndung. Die Daumenschraube der Straf­
zumessung wurde von Verurteilung zu Ver­
urteilung härter angezogen-bis hin zu einer 
ersten drelmonatigen Freiheitsstrafe auf 
Bewährung f(ir eine "Mehrfachtäterin" in 
einem Prozeß um eine einzige, wenige 
Minuten dauernde Blockade. 

Dieserwachsende Berg an Verurtei­
lungen und Strafenwar mit ein Grund dafür, 
daß der Blockade-Widerstand in Brokdorf 
letztendlich eingestellt wurde. Trotzdem 
muß auch hervorgehoben werden, daß 
gemessen an dem Umfang unseres zivilen 
Ungehorsams, die Repression fOr den/die 
Einzelnein Oberschaubar und kaikullerbar 
blieb. Von niemandem wurde fOr diesen 31/ 
2 Jahre dauernden Widerstand ein märty­
rerhafter, existenzbedrohender- Einsatz 
vetlangt. 

Klimakatastrophe contra 
Tschernobyl 

•Tschernobyl" hatte uns nach Brok· 
dorfgefOhrt.lnzwischenaberdrängten neue 
Themen in die politische Auseinanderset­
zung: Der Skandal um dit Schmiergeld und 
Scheingeschäfte der Transnuklear mit 
Atommüllschiebereien, Blockaden von 
AtommOlltransporten inderganzen Bundes­
republik, Ausstieg der Stromkonzerne 1989 
aus Wackersdorf. 

Ab '89 begannen auchdie Stromkon­
zerne mit einer neuenÖffentlichkeitsstrate· 
gie massiv wieder fOr die Atomenergie zu 
werben. Die andere Seite der raubbautrei­
benden, katastrophenverursachenden 
Energiepolitik- die Aufheizung des Weltkli· 
mas durch Kohlenmonoxid • mußte dafür 
herhalten, um die Gefahren der Atomener· 
gie zu relativieren. Geschickt nutzten die 
Strombosse, die von ihren Kohlekraftwer­
ken mit verursachte Zerstörung des Klima­
gleichgewichts als Argument, um die Atom­
energie in ein Mischkonzept mit Energie­
sparen und Alternativenergie neu zu ver­
packen. Atomstrom sollte wieder gesell­
schaftsfähig werden. Weil heute niemand 
mehr an der Ökologiebewegung vorbeige­
hen kann, verkaufen sichdie Stromgiganten 
heute als •umweltriesen•. Dagegenließ sich 
nichtallein mehrmitden Gefahrender Atom­
energie argumentieren. Anti-AKW-Politik 
muß heute in den Gesamtzusammenhang 
von Energie(verschwendungs)politik ge­
stellt werden. Dafür aber war Brokdorf nicht 
mehr der geeignete Ort. 
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Zweifel, Krise und das Ende 
der Blockaden 

Auch wenn wir ln Brokdorf bei den 
Blockaden neue Themen aufgriffen (Ura­
nabbau, Windenergie ••• ), Oberwog doch 
zunehmend das GefOhl, politisch abseits zu 
stehen und niemanden mehr zu erreichen. 
Zunehmend schwieriger war es, die Medien 
fOr unsere Aktionen und Inhalte zu Interes­
sieren. Mit den Menschen vor Ort war uns 
Ober die 3 112 Jahre kaum eine Auseinan­
dersetzung gelungen. Die Bev61kerung ln 
der U!"gebung blieb von Einzelpersonen 
abgesehen distanziert; die AKW-Beleg­
schaft ln Brokdorf scheinbar unerreichbar 
fOr die Argumente auf unseren Flugbllttern. 
"Blockieren und Festnahme• drohten zur 
Routine zu werden. Zugleich sank ange­
slchts der wachsenden Strafen die Bereit· 
schalt der Blockadebeteiligten, sich fest· 
nehmen zu lassen. Halbwegs wirksame 
Blockadenwurdenlmmerseltener. Mitnicht 
angekOndlgten Überraschungsblockaden 
(nlchtam 6.) erweiterten wirunser Konzept. 
um flexibler der Polizei und Justizrepres­
sion ausweichen zu kOnnen. Trotzdem hat· 
ten wir zunehmend das GefOhl, mit unserem 
Protest an den unteren Bastionen der Atom­
mafia · Arbeiter, Polizei, Gericht. abzupral­
len. 

Gegen Ende 1989 haben wir die 
Konsequenz daraus gezogen und die Blok· 
kaden in Brokdorf mit schweren undwehmO· 
Iigen Herzen eingestellt. Das AKW Brokdorf 
geflhrdetwelterhin Menschen und Umwelt. 
Unser Ziel der Stillegung der AKWs haben 
wir nicht durchgesetzt; Oberhaupt haben wir 
keine direkt vorzeigbaren Erfolge. 

Hat sich das •gelohnr? Sich an je­
dem 6. in HerrgottstrOhe aus dem Bett zu 
quAien, bei Wind und Regen vor die Fahr­
zeuge der AKW-Arbeiter zu setzen, sich von 
der Polizei wegschleppen und schikanieren 
zu lassen? Wir haben uns in Brokdorf nicht 
mit wOtenden Worten begnOgt. Wir haben 
uns mitunsererganzen Personquer gestellt. 
Wir haben ln Brokdorf sitzend den aufrecht· 
en Gang ein wenig kennengelernt. Das hat 
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sefnen Wert. auch wenn die Atomgewalti­
gen am seltensten an denOrten nachgeben, 
an denen wir bohren. Trotzdem geraten Ihre 
PlAne durcheinander, an anderer Stelle und 
zu splterer Zelt. 

Wie ging es weiter? 

Das Konzept der monatlichen Aktio­
nen fand Nachfolger in der gesamten Bun­
desrepubllk.ln Gorleben, Hanau, Gundrem­
mlngen, WOrgassen, MOhlhelm-Kirllchund 
Grafenrheinfeld finden regelmlßig von 
gewaltfreien Aktionsgruppen initiierte 
Mahnwachen und auch Blockaden, hlufig 
auch am 6. statt. Selbst in Brokdorf werden 
nach wie vorvon der Basisgemeinde Wulfs­
hagenerhOtten Mahnwachen an jedem 6. 
organisiert. 

Das Gewaltfreie AktlonsbOndnls 
Hamburg konzentriert sich nun einerseits 
vor Ort auf den Atomriesen HEW (Hambur­
ger Elektrizltlts-Werke), zum anderen auf 
die InternationalenAuswirkungen der Atom­
energie durch den Uranabbau. Inhaltliche 
Arbeit und Öffentlichkeitsaktionen traten an 
Stelle des intensiven Zivilen Ungehorsams 
in Brokdorf. 

Das, was wir 1986 nach Tschernobyl 
formuliert hatten, "Massenprotest und WI­
derstand zu verbinden• ,Ist heute, fOnf Jahre 
spAter, in den ersten Wochen nach Krleg­
sausbruch in zahlreichen, dezentralen und 
vielfAltigen Blockaden erneut umgesetzt 
worden. Esschelntso,alsobunsere "Wider­
standsutoplen• jeweilseine Bewegungswel­
le splter Wirklichkeit werden. Offen bleibt, 
ob die beiden Kinder der 70er und 80er 
Jahre, die Anll -AKW- und die Friedensbe· 
w_egung, zueinander finden, um gemeinsam 
dte energie-gierigen, umweltvemlchten­
den, kriegsireiberischen VerhAltnisse um­
zustOrzen. Wir brauchen die Ausdauer und 
dl_e Erfahrung der Menschen, die auch Ober 
Ntederlagen hinweg daran festhalten: •Jetzt 
erst rechW 

Jan Stehn 

Info-Netz Gewaltfreier Anti­
AKW-Initiativen 

Regelmäßig, zweimal im Jahr Iinden 
bundesweite Diskussions- und Austausch­
tteilen . statt. Es gibt einen vierteljährlich 
erschetnenden Vernetzungsrundbrief. Er 
kann bell. Laubenthal. Obermeinanlage 27. 
6000 Franktur!IM. 1, Tel: 069-498437 be 
stellt werden. 

• Bro kdorf 
Die Basisgemeinde WulfshagenerhCi tten 
veranstaltet an jedem 6. des Monats eine 
Mahnwache von 13.30 bis 16.00 Uhr. 
Basisgemeinde WulfshagenerhOtten, 2303 
Gettorf, Tel: 04346 -5044. 

• Gorleben 
NachAbschluß der regelmäßigen Montags 
blockeden mit einer Dauerblockade vom 3. 
- 5.9.90 werden die Blockaden ab dem 6. 11 
1m monatlichen Rhythmus fortgesetzt. 
Kurve Wustrow. Kirchstr. 14.3135 Wustrow 
Tel: 05843·507 · 

• Gundrernrningen 
Fasten an jedem Sonntag mit einer Mahn 
wache vor dem Tor des AKW ab 15 Uhr. 
BI gegen atomare Bedrohung. Sigrid Sirren 
bach, Eythstr. 15, 7900 Ulm, Tel: 0731 
69747 

• Harnburg • HEW 
Aktionen gegen die Atom - und Energiever 
Schwandungspolitik der Hamburger Elektri 
zitätswerke. 
Gewaltfreies AktionsbOndnis, Nernstweg 
32, 2000 Hamburg 50. 

• Hanau 
Aktionen an jedem 6., aber nur in größeren 
Abständen sind dies Blockaden, ansonsten 
Protestwache oder kleine Aktion. 
Kauenreaktion Hanau, Frank Zllske. Anton 
Ounkelstr. 20, 6450 Hanau 9, Tel: 06181 
56679 

• MOhlh elm-Kärlich 
S811 dem 2. 7.90 jeden Mittwoch 17. 15 Uhr 
Mahntrommein in der Neuwieder Innenstadt 
gegen die Wiederinbetriebnahme von Kär· 
lieh. 
An jedem 1. Sonntag im Monat um 14 Uhr 
Sonntagsspaziergang zum AKWmit Gottes 
dienst. 
Markus Beinhauer. Industrieweg 2. 5450 
Neuw•ed 11 

• Stend al 
Kontakt· Malte Fröhlich, Wahrburger Str. 2, 
3500 Stendal 

• Würgassen 
Blockaden am AKW WOrgassen an jedem 3 
Sonntag des Monats. 
Friedensbüro, Wiesenstr. 14, 3400 Göttin 
gen, Tel: 0551 -7702530 
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DAS URTEIL 

Am 15.3.91 Ist der "Startbahn·Prozeß" zu Ende gegangen. Nach über 2 Jahren Verhandlungsdauer 
und 125 Verhandlungstagen sprach das Gericht das Urteil; Frank Hoffmann wurde wegen Betelll· 
gung an drei Anschlägen zu 4 1/2 Jahren Haft verurteilt und Ist seitdem aufgrund der 2/3-Regelung 
auf freiem Fuß. Andreas Eiehier wurde wegen diverser Anschläge und wegen Totschlags sowie 
gefährlicher Körperverletzung zu 15 Jahren Haft verurteilt. 
Die Bundesanwaltschaft hatte ln Ihren Plädoyers noch für belde wegen Mordes, und Rädelsfüh· 
rerschaft bzw. Mitgliedschaft ln einer terroristlachen Vereinigung jeweils lebenslänglich gefor· 
dert. Die BAW ließ dabelln Ihrem Plädoyer den gesamten Prozeßverlauf a'ußer acht und argumen· 
tlerte praktisch nur an Ihrer eigenen Anklageschrift entlang. 
Die Verteidigung von Frank Hoffmann hatte genauso wie die von Andreas Eiehier auf Freispruch 
vom Mord plädiert. 
Frank Hoffmann hat bis zuletzt vor dem Gericht nichts gesagt. Andreas Eiehier hat ln seinem 
Schlußwort noch einmal den Mordvorwurf zurückgewiesen. 
Wir freuen uns natürlich dafür, daß Frank Hoffmann wieder auf freiem Fuß Ist, natürlich freuen 
wir uns auch, daß es kein lebenslänglich gegeben hat. Aber dieser Prozeß und sein Verlauf hat 
viele offene Fragen und Spuren - gerade auch Innerhalb der Bewegung - hinterlassen. Da sind 
dicke Wunden entstanden, die nicht ausgehellt sind. Es war zuletzt eine Schlammschlacht, ln der 
die belden Angeklagten sich gegenüberstanden - was von vomherein so angelegt war, allein 
schon durch die Aussagen Andreas Elchlers, ln denen er Frank Hoffmann beschuldigte, Ihm die 
Waffe zugesteckt zu haben. Dies drehte sich zum Ende des Prozesses um, als zwei Zeugen auftra· 
ten, die die Unschuld Frank Hoffmanns bezeugten und Im einen Fall Andreas Eiehier noch einmal 
belasteten. 
Eines Ist sicher, die Schüsse Im Wald am 2.11.87 haben der Startbahn-Bewegung den Rest gege­
ben. Zuerst die morallache Auseinandersetzung damit, dann die Selbstzerfleischung unterelnan· 
der und danach die lange ermüdende Prozeßdauer. Alle Achtung und Dank hier den Menschen, 
die sich die .ganzen Monate hindurch mit diesem Prozeß beschäftigt haben und Ihn auch als Pro­
zeß gegen sich selbst, als Mitgliederinnen der Startbahn-Bewegung, gesehen haben. 
Unsere Berichterstattung zu diesem Prozeß Ist hiermit nicht beendet. ln der (den?) nächsten Num· 
mer(n) werden wir uns noch ausführlich mit den Hintergründen beschäftigen. 
An dieser Stelle erfolgt eine erste Einschätzung der BI gegen die Flughafenerweiterung Frankfurt 
am Maln. 
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125 Verhandlungstage 
Protest und Widerstand gegen den 

Htrbet 1177 • Hefbet 1117, Dlenateg. der 
3.11.1117, oa. 4 Uhr Morgena. Die ...... ,..._ 
MIMidung der DPA: 
"Nach bltherlg«~ Mittellungen wer eu• el· 
ner Gruppe von etwa 200 meltt metklerten 
Demonttrenten ge~choaeen worden, als die 
Polizei einen Fackelzug Zllm ehemaligen 
HOttendorf em SOdoatende der etwa 12 km 
Ieng«~ Schutzmauer der Stertbahn WHt fOr 
vef't)oten erlcllrte. Die T.,lnehtrNr waren 
aufgefordert worden, den FackelZug eufzu­
liJien. O.reufhln wurden, so laut Pollzel­
•prw:her, Molotow Cocktail• und Leuchtre· 
keten auf die hinter t»r Mauer ,,."enden 
Pola./bMmten geworfen. Eine Gruppe t»r 
&wlttchefttpollzel unternahm einen ·~ 
nannten gezlelten Autfell, um die 
BrendNtzwerfer zu ermitteln. 0."-1 ,., ~ 
zielt auf die S..mten ge~choaten worden, 
Ngte derwl Sprecher. 
Selwlt• em Sonnteg Abend hatten •Ich an 
.,nem tagenannten Sonntegttpatl«pang 
... enniMmd 600 ",.,,t melklerte und von 
eutwfrtt komtnende Demonttrenten ber-1-
llgt •. DleHr 3001te Sonnteg~tpat/ergeng ~t; 
,,. tlch nach .,".r VerbottverfOgung ~ 
doch auf und die T.,lnehmer trefen tlch ln 
MtJrfelden zur Aktlontberetung." 
Der 300ate SonntagaapazlerganQ. sollte der 
Anfang einer neuen Mobilisierung werden. 
Kurz vorher wurden neue Pllne Ober einen 
weiteren Ausbau des Frankfurter Flugha· 
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fens und einen weiteren Ausbau der Air Ba· 
ae bekannt. Es waren tatliehlieh nur ca. 
500-600 Leute, aber die wenigsten maskiert. 
Es gab eine Kundgebung vor den Toren der 
Air Base und einen Demonstrationszug ent· 
lang .der Startbahn-Mauer bis zum SOdoat· 
ende. Oie Polizei rlumte an diesem Sonn· 
tagnachmlttag ohne ersichtlichen Anlaß. 
Am Montag ging ein Fackelzug bis zur Start­
bahnrnauer. Im Bereich der Mauer kam ea 
zu AuaelnanderMtzungen. Schließlich wur· 
de von der Polizei gerlumt. 
Am Morgen ciM. 1.11. fand Im Flugha,., ... 
ne • wetterte, anecMI!IInd eohon vorher p 
p1ente Kablnettultlung mit aniChllelend• 
PNIIIUnf-11 etatt. Auf diMer erglnzte 
die lunciManwalteohaft die Demellung der 
Qeechehnlew. 
Die vorrockenden Pollzltten telen aus einer 
Gruppe auf dem en die Stertbahn West an­
grenzenden Weldgelfnde heraut Ober M• 
gephon aufgefordert worden, sich nicht wef. 
ter zu nlhMn. Unmittelbar d•n•ch Hl .,n 
Kommando "ScherltchOtzen Feuer/" zu htJ. 
ren geweten. Dereufhln tel von Gewalttl· 
tem mit Leuchttpurmunltlon, tcherler Mu­
nition und FeuerwerlctktJr".m getchoaNn 
worden. 
W....,. Meldungen am 1.11.: 
"Die Tode88chOtzen werden nach eraten 
vora/chtlgen Eintehitzungen von Slcher­
helttkreleen Im Bereich der Autonomen 
Gruppen vermutet. 

Mlnltterprltldent Wellmenn, CDU, meinte, 
Rebmenn hebe die Ermittlungen Obemom· 
men, weil die Vorlilie auf dem Flughafen 
nach Antlcht der Kerlsruher BehtJrden kel· 
nen Einzelfell darstellen. So hebe Rebmenn 
u.a. auf die gewaltsamen Austchreltungen 
an der Hamburger Hefenttr. wie em Gelln· 
de der WAA verwleten. 
Dl.,. Angriffe auf den Inneren Frieden ~ 
trlfen die Belenge der SundHrepubllk." 
(clpl) 

Lochte conterte sofort Ober den Tlcker, und 
sprach sich gleichzeitig gegen die von vl• 
Jen Politikern geforderten Gesetzeaver· 
achlrfungen aus. Er ging davon aus, daß 
die Schaue von einem E.lnzeltlter a~ 
ben wurden. 

Am Mittwoch Prtctltel, Stnchlr der Iuft. 
dNanwaltiChaft: 
"Geg•m eine absolute Einzeltiterschelt 
tpreche d., durch Zeu~n belegte "SCherf· 
tchOtzen F.wr". E• mo ... vielmehr von ef. 
ner geplanten Aktion autgegang«~ werden . 
D,., ,.~ ellerdingt nlchtt derOber aus, ob 
der Titer Im konkreten Fell mtJgllclrerftl,. 
Ober d., gemefnNm gefdteliel hlneu•~ 
gengen tel." 

Was ging solchen 
Äußerungen voraus? 

Seit 1984 bestand ln ROuelahelm eine Son· 
derkommlulon, die geg_en die Startbahnbe­
wegten ermittelte. lnabeeondere 1984, als 
ein noch nicht angeschloaeener Maat der 
verlegten RWE.Strorntraaae umgezogen 
wurde, fand ein Austauach Ober die 
Ermlttlungaergebnlue mit der SAW (Bun· 
desanwaltachaft) statt. 1988 wurden, nach 
Tschernobyl, mehrere Masten geflllt. Eine 
Geaetzeaverachlrfung war ln der Olsku• 
slon, da die Maatflllaktlonen mit den blah• 
rlgen Mitteln des Ermittlungsparagraphen § 
129a nicht greifbar waren. Die Akteure wa­
ren nicht organleiert genug. 
Im August 1988 geriet eine Akteurin ln den 
Uchtbogen eines herabstOrzenden Mastes. 
Sie verbrannte schwer. Oie Ermittlungen der 
e,hOrden schienen sich das erste Mal zu 
konkretisieren. Im Herbst 1988 wurden Mlke 
Kurth und Andreas Eiehier verhaftet. Mlke 
Kurth saß 2 Monatein U-Haft, Andreaa Eieh­
Ier 2 Wochen. Oie Bundesanwaltschaft 
stand ln engem Kontakt zu der Jsurz vorher 
neu gegrondeten AG-Strom des LKA He• 
sen. Anfang 1987 wurden die Katalogstraf· 
taten des § 129a erweitert. Am 8.9.1987, 
nach dem Strommastanschlag vom 
29.8.1987 bel MOrfelden Walldorf, begannen 
offiziell die Ermittlungen der Bundennwll· 
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sind nicht 11 Jahre 
Ausbau des Frankfurter Flughafens 

te Pflleger und senge gegen die "Gruppe 
um Andreas Elchler". Theoretisch wlre dies 
auch schon nach dem Anschlag auf das 
Umspannwerk der RWE bel Kaisterbach am 
17.6.87 ITlOgllch gewesen. Das Bekenner­
schreiben war allerdings mit RZ unterzeich­
net. 

Mittwoch morgens gegen 10 Uhr am 3.11. 
wurde bekannt gegeben, daß die BAW die 
Ermittlungen zu den SchOssen Obernam­
men hatte, da es ein Angriff auf den Inneren 
Frieden sei, und die Belange der BRD be­
treffe. Die Frage stellt sich noch heute, ob 
die BAW hier Obernehmen durfte. selbst 
Bund~nwalt Bell gibt dies Indirekt zu, und 
meinte ll'ltselnem Plldoyer, Immerhin hltte 
man Erfolg gehabt, da der Mörder gefunden 
wurde. ln den Pressemeldungen der ersten 
Tage und Wochen und ln den Ermittlungen 
vermischte sich der § 129a mit den 
"Morden". Erst ln der Anklageschrift wurde 
getrennt. Ein dOnner Faden blieb, teils Ober 
die Waffe, teils Ober Kontakte. 
Im Proze6 wurde zuerst der§ 129a verhan­
delt, und erst anschließend die SchOsse. 

Die Nacht des 2.11.87 
und die anschließenden 

Ermittlungen 
Drei Trupps der Polizei befanden sich ln dl• 
ser Nacht Im Unterholz und warteten darauf 
einen guten Fang zu machen. Nach Aussa· 
ge des Einsatzleiters Mal befanden sich ln 
der Demonstration Beamte einer "hOher g• 
stellten Behörde". 
Andreas Eiehier und andere wurden obSer· 
vlert, deren Telefone abgehört. Trotz dieser 
Intensiven Vorermittlungen und den Ergeb­
nissen der Ermittlungsbehörden (am Mor· 
gendes 3.11. stand Bundesanwalt Pflleger 
vor der TOr der Freundin Andreas Elchlers), 
richteten sich die ersten Pressemittellun­
gen gegen die gesamten Reste der Anti· 
Startbahnbewegung und gegen die Autone> 
men. 
Noch ln der Nacht zum 3.11. wurde per Ra­
dio bekannt, daß an der Startbahn West 2 
Polizisten erschossen und 5 weitere verletzt 
wurden. For die Demonstratlonstellnehrn. 
rinnen eine böse ÜberraSchung. Nach dem 
Obilehen Ritual- Demo geht raus, Gepllnkel 
an der Mauer, Polizei macht eln.en Ausfall, 
Demonstrantinnen fliehen Ober die Wiesen 
und den Gundbach ln das Waldgelinde und 
machen, daß sie nach Hause kommen- wur­
den viele ln Straßensperren oder von der 
nichtliehst vor der TOr stehenden Polizei 
Ober das Ergebnis dieser Nacht unsanft auf­
geklArt. Das Einzig Besondere dieser Nacht 

war bis dahin, daß ein Greiftrupp die 0. 
monstratlonstellnehmerlnnen welt Ober die 
sonst Obllche Strecke hinaus bis' an den 
Gundbach verfolgt hatte. 
Sicherlich fOr so manchen eine lu6erst be­
drohliche Situation. ln dieser Nacht gab es 
am Startbahngelinde nur eine Festnahme 
und dies direkt am Gelinde. 
Wie sich ln der Verhandlung herausstellte, 
gab es keinen Einsatzbefehl for diesen 
Grelftrupp. Er handelte selbstlndlg, und die 
Order, sich nur bis zu dem 500 Meter welt 
vom Gundbach entfernten Schotterweg zu 
bewegen, kam zu splt. Aufgrund dieser Tat­
sache suchten die ErmlttlungsbehOrden ln 
den ersten 2 Tagen umsonst nach Projekt!· 
Jen und Halsen. Sie gingen davon aus, daß 
alle Beamten ln unmittelbarer Nlhe des 
vom Gundbach 516m entfernten Einsatzlei­
ters Elchhöfer getroffen wurden. 
Nach nutzlosen Hilferufen der Kollegen des 
Beamten Schwalm wurde dieser .WOm 
schwerverfetzt Ober die Wiesen an die Stelle 
getragen, an welcher der Beamte ElchhOfer 
getroffen und lrztllch versorgt wurde. Auch 
alle anderen Verletzten begaben sich an dl• 
sen Ort. Die Darstellung von Bund!'Sanwalt 
Rebmann, es sei aus dem nahegelegenen 
Waldgelinde geschossen worden, fOhrte al­
le, auch uns, Anfangs ln eine falsche Rich­
tung. Erst am 5.11., aufgrundder Aussagen 
betroffener Beamter, wurden die Spurensu­
cher auf der anderen sette des Gundbachs 

fOndlg. 
Die AG.Strom wurde auf 100 Mann/Frau auf­
gestockt und nannte sich fortan SOKO 18 
West. Vorgesetzte der SOKO 18 waren die 
Bundesanwille Pflleger, senge und Brink· 
mann. Die Ermittlungen liefen lntenslvst. EI­
ne Unmenge an Herrschaftswissen wurde 
gesammelt. 
Die Ermittlungen richteten sich gegen alle 
Teile der noch vorhandenen und nicht mehr 
vorhandenen Startbahnbewegung. Toren, 
die bis dahin den Ermittlungsbehörden ver­
schlossen waren, öffneten sich zum Tell un­
ter dem Druck des § 1298 und der Nicht· 
Identifikation mit den SchOssen. Angst vor 
Srafverfolgung, EmpOfUng Ober das G• 
schehene, massiver Druck bel den Verneh­
mungen usw. fOhrten zu einer Unmenge von 
Aussagen. 
Mit zu den ersten Erm.lttlem gehOrte damals 
der Chef der Politischen Polizei Frapkfurt, 
Tletze. seine Vorgehanswelse stand Im WI­
derspruch zu den Vorstellungen der BAW, 
seine Pressemittellungen wurden des Oft• 
ren von der BAW korrigiert, bis die Frankfur­
ter Polizei nichts mehr zu sagen hatte. 
Bel den er8ten V~nehmungen bis zum Ende 
des Jahre81987 war er teilweise noch anw• 
send. Er kannte seine "Leute". Tletze stellte 
auch einen direkten Zusammenhang von 
Andreas Eiehier zum Treffpunkt der Frank­
furter Autonomen und An"archlsten, dem Ll­
bertlren Zentrum, her. Beweis dafor war 
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Ihm ein Flugblatt zur Festnahme von Andre­
ae Eiehier und Mlke Kurth Im Herbst 1986, ln 
welchem das Llbert.lre Zentrum als 
Kontaktadresse benannt wurde. 
Tletze tauchte kein einziges Mal Im Prozeß 
auf. Ein Beamter, der die Scene kannte, der 
die Hauptakteure des Prozesses kannte, der 
sich am 2.11.87 nach eigenen Auesagen ln 
der Demonstration befand, wurde nicht als 
Zeuge geladen. Er Ist heute auch nicht mehr 
ln Frankfurt tltlg. 

Das Urteil 
(aua der mOndllct)en UrtellsbegriJndung) 

Andreas Eiehier wurde zu 15 Jahren verur­
teilt. Es wurden 2 Menschen getotet, 2 
schwer, 31elcht verletzt. Das geschah ln Ta­
teinheit mit einem Verstoß gegen das Waf­
fengesetz. Bel ihm gefunden wurde am 3.11 . 
morgens ein Rucksack, ln welchem steh un­
ter anderem die Tatwaffe als auch 2 Magazi­
ne befanden, und diverse KieldungestOcke 
mit Schmauchepuren. ln einer ersten Aus­
sage sagte er: Ich habe geschossen. Dies 
wurde von der Verteidigung und anderer­
seits von der BAW und dem Senat unter· 
schiedfleh Interpretiert. For letztere war es 
ein Schuldelngeetlndnls, fOr die Verteldl· 
gung eine ln MOgllchkelteform gehaltene 
Aussage, um steh die MOgJichkelt zu schaf· 
fen, mit seiner hochschwangeren Freundin 
kurze Zelt nach der Festnahme zu sprechen. 
Er habe auch vorher an militanten Einsitzen 
an der Startbahn teilgenommen. Selbst 
wenn er am 2.11 .87 die Polizei nur aufhalten 
wollte, so hat er doch eine erhebfleh krimi­
nelle Energie entwickelt. So hat er von meh­
reren Standorten geschossen, wozu er ~Ich 
jedesmal neu entschließen mußte. Aller­
dings kann es auch sein, daß er nur von ei­
nem Standort aus die Beamten getroffen 
hat. Außerdem war er nicht durch die Polizei 
g4Jflhrdet. Er hAtte steh aus Angst vor einer 
Festnahme leicht ln den Wald zurockzlehen 
kOnnen. Die Einzelstrafe fOr Totschlag und 
Totschlageversuch betrAgt 13 Jahre. 
Weiterhin wurde er veruetellt wegen des 
Strommastanschlage am 20.6.86 (MOrfelden 
Walldorf), des Strommastanschlags am 
9.7.86 (Haseelroth), des Anschlage am 
26.8.86 (Offenthal). Es habe eine Organisa­
tionsstruktur gegeben, wogegen auch nicht 
spreche, daS die fraheran Mitangeklagten 
nach dem Anschlag am 26.8.86 auegestle­
gen sind, da dies aus personflehen Granden 
geschah. Es gibt allerdinge keinerlei Bewel· 
se for eine Vereinigung fOr das Jahr 1987. 
Es steht nicht fest, wie Andreas Eiehier wei­
ter agierte, ob er steh von Fall zu Fall weite­
re Tatqenoesen warb. For 1986 wurde die 
Organisation nachgewiesen. 
Es gibt keinen Anhaltspunkt for die Unter· 
stotzung einer Terrorletlachen Vereinigung. 
Es wurde elgenstlndlg gehandelt. Nichte 
beweist, d.a6 Andreae Eiehier eine andere 
Gruppe unterstatzen wollte (RZ etc.). 
Weiterhin wurde er verurteilt wegen Wahl· 
stOrung und UrkundenunterdrQckung, ei­
nem Anschlag auf Hochtief am 11.4.87 ln 
Walldort, einem Anschlag auf das Um­
spannwerk Kaisterbach am 17.6.87, der 
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Dreedener Banl< am 20.6.87, einem Strom­
mastanschlag am 29.8.87 bel Mörtelden 
Walldorf (damals AnlaS fOr die BAW offiziell 
die Ermittlungen von der AG.Strom zu Ober, 
nehmen), einem Anschlag auf das Um­
spannwerk bel Wackeradort am 18.9 .. 87, 
dem Anschlag auf das Umspannwerk Ros­
selehelm am 10.10.87. Wegen des Raubes 
einer Polizeiwaffeln Hanau am 8.11.86 wur­
de er freigesprochen. 
Frank Hoffmann wurde freigesprochen von 
dem Verdacht, am 2.11.1987 geschossen zu 
haben. Die Verdachtemomente reichen 
nicht aus. Weder die Aussagen von Dorf· 
mOIIer, HOnes oder Batdur Oplflclus geno­
gen dazu. Verurteilt wurde er wegen der 
Strommasten am 9.7.86 und 26.8.86. Um die 
schon abgesessene Strafe zu rechtfertigen, 
verurteilte man Ihn zusAtzfleh wegen des 
Anschlage vom 20.6.86, wozu es keine Be­
welse gab, zu Insgesamt 4 Jahren und 6 Mo­
naten. 
Frank Hoffmann Ist frei. 
Nach dem Senat kam es nicht auf die Aus­
sagen eines Entlastungszeugen an. Warum 
dieser nicht von Hoffmann selbst benannt 
wurde, entzieht sich der Kenntnie des Se­
nats. 

Argumentation 
Andreas Eiehier Ist nicht wegen Mordes ver­
urteilt worde, sondern wegen Totschlag und 
Totschlagsversuch. VIele hat das verwun­
dert, FAZ-Leser erschOttert, daß alleine aus 
der Tatsache heraus, daS es sich bei den 
Toten um Polizisten handelte, ein anderes 
Urteil als " lebenslang wegen Mord" nicht 
denkbar war. Die Bundesanwaltschaft pll­
dlerte Obrlgens bis zum Schluß auf Mord 
und gemeinsame Titerschaft von Andreas 

Eiehier und Frank Hoffmann, die Verteldl· 
gung ln belden FAllen auf Freispruch. 
Die Tatbestandemerkmale fOr einen Mord 
waren dem Senat zufolge nicht gegeben. Es 
gibt mehrere Abstufungen, was den Vorsatz 
einer Tat angeht. Das Gericht argumentiert, 
Andreas Eiehier habe zwar einen Vorsatz 
gefaSt, aber nur einen Indirekten, Indem er 
den Tod der Polizisten billigend ln Kauf 
nahm. 

Um zu beurteilen, ob die Tabestandsmerk· 
male eines Mordes erfOIIt sind, mossen 2 
Dinge geproft werden: 
a) die Tatbegehungawelaa 
Dabei wird beurteilt, ob die Tat besonders 
grausam geschehen Ist oder ob die Tat 
helmtocklsch war. Helmtocklsch bedeutet, 
die Arg- und Wehrlosigkeit des Opfers aus­
zunutzen. Nach dem Senat war das nicht 
der Fall. Qas deckt sich mit der bisherigen 
Rechtsprechung, daS dort, wo Polizisten ln 
Auseinandersetzungen verwickelt sind, sich 
mit Helmen und Sohltdem schOtzen, von 
Arg- und Wehrlosigkeit nicht die Rede sein 
kann. Auch eine Stahlkugel kann tOdfleh 
sein. Aus dieser Sichtwelse Ist der qualltatl· 
ve Sprung, den man zwischen Stahlkugelbe­
schu6 und Schußwaffengebrauch sehen 
kann, nicht gegeben. 

b.) Motivation 
Bestehen niedrige Beweggrande fOr eine 
TOtung, so Ist es Mord. Niedrige Beweg­
grande sind zum Belspiel Habgier, Mord­
lust, aber auch der Versuch der Verdeckung 
einer anderen Straftat. Letzteres Ist vom Se­
nat nicht geprOft worden. ln der Urteilsbe­
grandung hle6 es weiter, der Senat habe 
keine Grandebel Andreas Eiehier fOr die Tat 
feststellen kOnnen. 

Foto: Burckhard Kretachmann 



Es stimmt, daß Andreas Eiehier keine Aus­
sagen dazu gemacht hat. Folglich kann das 
Gericht, hllt es sich an die Buchstaben des 
Gesetzes, nicht zu seinen Ungunsten urtel· 
len. 
Die Bundesanwaltschaft ging demgegen­
o~r ln Ihrem Plldoyer davon aus, daß er die 
SChosse aus Protetit gegen die Startbahn 
abgab. Damit waren die Polizisten zu Objek· 
ten degradiert worden. Die Titer hltten aus 
den niedrigsten Beweggranden gehandelt. 
Es Ist auch ln der Rechtsprechung-usus, Tö­
tung aus politischen Granden als Mord zu 
verurteilen, eben wegen der Benutzung von 
Menschen als Mittel zum Zweck. 

Zu den H 128 und 128a 
Die Erleichterung darOber, daß niemand fOr 
Mitgliedschaft ln einer terroristlachen Verel· 
nlgung verurteilt wurde, darf nicht darOber 
hlnwegtluschen, daß trotzdem ein Verelnl· 
gungsdellkt verurteilt wurde. Die Aussagen 
von Slgrun Gabrlel und Michael MOIIer wa· 
ren eindeutig: Sie fOhlten sich nicht als Mit· 
glleder einer Vereinigung. Es Ist von daher 
auch egel, ob sie damit eine kriminelle oder 
terroristlache meinten. Das Urteil steht Ih­
rem Selbstverstlndnls entgegen.-Es bleibt, 
daß Menschen aus sozialen Bewegungen, 
die gemeinsam Illegale Aktionen begehen, 
als Vereinigung abgeurteilt werden kOnnen. 
Diese Urteile werden auch ln andere, Ihn· 
llcll gelagerte Prozesse eingehen und h• 
ben somit Ihre politiSche Dimension. 
Beim § 1298 muß man dagegen zwischen 
Ermittlungen von BAW und LKA und den Ur· 
teilen trennen. Es Ist eine altbekannte Tat· 
sache, daß der§ 1298 hauptSichlieh als Er· 
mlttlungsparagraph benutzt wird und es nur 
zu einem geringen Prozentsatz deswegen 
zu Verurteilungen kommt. So auch hier. 
Wieviele Verfahren wurden nach dem 2.11. 
eingeleitet, wieviele Telefone und Post Ober· 
wacht? 
ln dem Proze8 Ist nur ein winziger Tell des­
sen, was ermittelt wurde, zur Sprache ge­
kommen. Und Ermittlungsergebnisse waren 
eben zum großen Tell Aussagen. Es sollte 
niemand so naiv· sein und glauben, daß das 
gewaltige Herrschaftswlssen, was sich dort 
angesammelt hat, fOr Immer ln der Versen­
kung verschwindet und nicht mehr zur An· 
wendung kommt. Es Ist eine Frage der lelt 
und der Politischen Entwicklung, wann 
Menschen aus der Scene oder der (ehemall· 
gen) Startbahnbewegung wieder damit kon­
frontiert sein werden. 

BI gegen die Flugha ............ ng 
Rhelß.Maln 

P.S. ln den kommenden Wochen Werden wir 
ein Info vet'Offentllchen, ln welchem wir 
nochmals genauerauf die einzelnen Details 
eingehen werden, und unter anderem auch 
versuchen wollen, ein Re8umee aus unserer 
Arbeit ZU ziehen. 

Kriminalisierung 

Zu den Haftbedingungen 
vonlsabeiJacobs 

Seit der Verhaftung von Isabel am 6.12.90 
sind Ober 9 Wochen vergangen. Aufgrund 
Ihrer Verurteilung hltte Isabel "Normalvoll· 
zug", doch Ihre augenblickliche Situation Ist 
dadurch gekennzeichnet, daß sie Isolations­
bedingungen ausgesetzt Ist. Das bedeutet 
for Isabel konkret, daß sie 23 Stunden Ein­
schluß ln Ihrer lelle hat und diese nur zum 
Hofgang und Duschen verl.-en kann. Des­
weiteren heißt das: keine Teilnahme an Ge­
melnschaftsveranstaltungen, u.L Ist Ihr 
auch der Besuch der Kirche untersagt, sie 
darf nicht selbstlndlg einkaufen gehen, und 
hat keinen Zugang zur Bibliothek. Die MOg­
llchkelten wahrend Ihres elnstOndlgen Hof· 
ganga mit anderen gefangenen Frauen zu 
sprechen Ist sehr begrenzt. Bis zum 24.1.91 
war Isabel auf der Durchgangsstation und 
da diese selten mit anderen Frauen belegt 
war, hatte sie Oberwiegend Elnzelhof. 
BegrOndet werden diese Maßnahmen mit 
der Verweigerung von lsabel, aktiv an der 
Feststellung Ihrer Haftflhlgkelt mltzuwlr· 
ken; ln Preungeshelm mossen sich alle 
Frauen medizinlachen Zwangsuntersuchun­
gen unterwerfen (Blut·, Urin-, Thorax- 1.1nd 
gynlkologlsche Untersuchung). Dfe Funk· 
tlon dieser Untersuchungen besteht nur 
darin, ln einem "formalen, ~fflzlellen Akt" 
gefangene Frauen fOr HAFTFÄHIG zu erkll· 
ren. Bestehende Krankheiten werden die 
Feststellung der Haftflhlgkelt nie beein­
flussen. FOr die Frauen heißt . dies, sich 
schon mit dieser Unterauchung zu entschei­
den: sich medizinlach zu unterwerfen und 
Ihre VerfOgungsgewalt Ober Ihren KOrper 
aufzugeben oder sich zu verweigern. 
ln einem Gesprlch mit dem Anstaltslelter, 
Ende Dezember, hatte Isabel gefordert, daß 
Ihre Isolationshaftbedingungen aufgeho­
ben werden und daß sie auf die Station von 
Eva Haule und Glsela Dutzl verlegt werden 
will. Bislang hat sich nichts gelndert, zumal 
wurde die ZUsammenlegung formal damit 
abgelehnt, da Isabel bereits for eine andere 
Station vorgesehen sei. Bestltlgt wurde die­
se Ablehnung durch den zustlndlgen SI· 
cherheltsbeauftragten, der, zudem auslrzt· 
llcher Sicht, keine Notwendigkelt fOr eine 
gemeinschaftliche Unterbringung sieht. 
Wir deuteten es schon an: Isabel Ist am 
24.01. auf die von der Knastleitung vorgese­
hene Station verlegt worden. Die Isolations­
haftbedingungen wurden trotz einer einge­
reichten Arztlichen Stellungnahme, die klar 
aussagt, daß belisabei keine ansteckenden 
Krankheiten vorliegen, weiter aufrechtemal· 
ten. Die Knastlrztln Schlei begrOndet die 
Fortsetzung der Haftbedingungen damit, 
daß die eingereichte Stellungnahme nicht 
ausreicht. Der .Anstaltslelter zieht sich aus 
der Affaire, Indem er sich gegenOber der 
Knastlrztln als nicht weisungsbefugt dar­
stellt. 
Es wird schon an dem Punkt der medlzlnl· 

sehen Eingangsuntersuchung deutlich, wie 
die Knastleitung eine Verlnderung von Ia. 
bel's Haftbedingungen mit einer Machtfra­
ge verbindet. 
Der Straß, der Ihr hier gernacht wird, sind 
Bedingungen, um Isabel mit Ihrer Erkran­
kung unter Druck zu 881Zen. Es wird hier be­
wußt ein Voranschreiten des angegriffenen 
Gesundheitszustandes von lsabel ln Kauf 
genommen. 
ln dieser Situation geht es konkret derum, 
daß die Isolationshaftbedingungen aufge­
hoben werden, und daß Isabel mit allen an· 
deren gefangenen Frauen gleichgestellt 
wird. 
WEG MIT DER ISOI 
WEG MIT DER "SONDERBEHANDWNG"I 
Ein weiterer Schritt Ist, daß Isabel mit ge­
fangenen Frauen Ihres Vertrauens zusam­
mengelegt ·wird. Diese ZUsammenlegung 
wlre Voraussetzung, um politische Diskus­
sionen gemeinsam fOhren zu kOnnen, Ge­
danken und Ideen auszutauschen und zu 
entwickeln. Slchar, ein sehr beschrAnkter 
Rahmen fOr eine gemeinsame Pr&lds und ei­
nen gemeinsamen Alltag. Einen kleinen 
aber auch lebensnotwendigen Schutz wor­
de die Zusammenlegung auch medizinlach 
bedeut..,; Im ZUsammenleben mit Gefange­
nen Ihrer Wahl und Ihres Vertrauens wlre el· 
ne Beobachtung der Krankheit Isabels ge­
geben und es etoffnet den Raum fOr eine 
Auseinandersetzung Ober sich selbst, Ober 
die Krankheit und kOnnte helfen, seine eige­
nen Grenzen zu erkennen. Zusammenle­
gung bedeutet auch, fOreinander da zu sein 
und aufeinander zu achten. Jedoch muß 
klar gesagt werden, daß ''Verbesserungen" 
der Haftbedingungen aller haftunflhlgen 
Gefangenen lediglich "kosmetischer" Art 
.sind. D.h. for Isabel eine ZUsammenlegung 
mit Frauen Ihres Vertl'$uens Ist kein Ersatz 
fOr Ihre Freiheit. 
Isabel muß wie alle anderen Gefangenen, 
deren Wiederherstellung nach Krankheit, 
Verletzung oder Folter durch Isolation unter 
Geflngnlsbedlngungen ausgeschlossen 
Ist, sofort raust 

FOr die Finanzierung von Isabels Gefangen­
schaft wird ca. 400 DM monatlich benOtlgt 
(Krankenkasse, BOchergeld, Taschengeld 
for Einkauf). Wir worden uns freuen, wenn 
Spenden oder Dauerauftrage auf folgendes 
Konto eingezahlt worden: 
Sparkesse Darmstadt, BLZ 508 501 50 
Bunte Hllfellsabel, KtoNr.: 110 033 54 
Kontakt: Bunte Hilfe Darmstadt, · 
Wllhewlm Leuschner Str. 39, 61 Darmstadt 
Tel.: 06151 • 20480 

AniChrlft von lubal: 
Isabel Jacobs, JVA 111 
Obere Kreuzlckerstr. 4 
6000 Frankfurt 50 
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Obwohl die drei jeden Kontakt zur RAF oder 
Ihrem Umfeld von sich weisen und stattdes­
sen auf Ihr eigentliches Anliegen, der VerOf· 
fentllchung der Katastrophenschutzpläne 
verweisen, hält die Bundesanwaltschaft an 
Ihrer Anklage und dem Proze8 ln Stuttgart 
Stammheim fest. 
Sie stotzt sich dabei auf Ihre jahrelangen 
"Erkenntnisse" aus Fahndung und Ermltt· 
lung. So wird den Dreien, die Ihre explizite 
Linke Gesinnung nicht leugnen, zum Ver­
hängnis, daß sie umfangreiche Schriften zu 
Themen, mit denen sich Linke beschäftigen, 
zu hause ln Ihrem Bacherschränken stehen 
haben. Ihnen wird zur Last gelegt an Veran· 
staltungen tellgenommen zu haben, die 
sich mit linken Themen befaßten. Da wer· 
den Festnahmen bzw. Tellnahmen auf De­
monstrationen angefOhrt, die jahrelang zu· 
rockllegen, und nun wirklich nichts mit der 
Politik der RAF zu tun hatten (Ganter Sare, 
Friedensdemos etc.). Es geht darum, das 
Bild eines for diese Gesellschaft gefährll· 
chen, der RAF nahestehenden Politik zu 
zimmern. Tatsächlich sind die angepranger· 
ten Schriften nur eine kleine bewußt von der 
BAW ausgewählte Kollektion des gesamten 
Schrlftmaterlals, was sich ln den Wohnun­
gen der drei befindet, sei es zu Politik, Kul· 
tur, Geschichte, Literatur. Ebenso haben an 
den Veranstaltungen etliche Hundert Men· 
sehen teilgenommen. Aber dies Ist die 
Sichtweise der BAW·Fahnder. Hier wird no­
tiert, gespitzelt, gesammelt, ohne daß die 
Betroffenen etwas davon erfahren, und 
ganz plötzlich werden die Betroffenen dann 
mit solchen Indizienketten konfrontiert. 
Im Folgenden eine Schilderung des Prozes­
ses aus der Sicht der Betroffenen Mare, 
Tom-und Wolfgan~. 

Im Mlrz letzten Jahres werden drei Leute nach einem Einbruch 
ln das Bürgermeisteramt Untergrombach und die dort beflndll· 
ehe Polizeistation (nlhe Karlsruhe) festgenommen. Die Bun· 
desanwaltschaft, die die Ermittlungen sofort an sich zieht, 
stellt Haftbefehl und ermittelt wegen §128a. Die Presse orga· 
nlslert nach den ersten Verlaut.,.rungen der Bundesanwalt· 
schaft eine Hetzkampagne: "Anschlag auf Rebmann geplant?" 
(Badische Neueste Nachrichten), "Festnahmen Im RAF· 
Umfeld, Spekulationen- Ober einen geplanten Anschlag auf 
Rebmann" (Süddeutsche Zeitung), "RAF·Terror, Alarmstufe 2 
für Politiker, Haftbefehl gegen Arzt und Sanitäter" (Bild). 
Den Haftbefehl und die Ermittlungen wegen §128a begrUndet 
die BAW damit, der Einbruch sei "Im Auftrag der RAP ausg• 
führt worden. 
Die Gemeinde Untergrombach liegt sowohl Im ausgewiesenen 
Evakuierungsgebiet des Atomkraftwerks Phllllpsburg als auch 
des Kernforschungszentrums Karlsruhe, hier ln Hauptwlnd­
rlchtung. Tatsichlieh ging es den drei Festgenommenen (ein 
Arzt und 2-Sanltlter), die sich. seit Jahren mit den Fragen des 
Katastrophenschutzes beschäftigen, bel den von Ihnen zug• 
gebenen Einbrüchen um die Entwendung und Vertiflentll· 
chung der dort vermuteten geheimgehaltenen Katastrophen· 
schutzplAne fUr den Fall einer Reaktorkatastrophe. 
Nach 4 Monaten U·Haft, anfangs unter lsolatlonsbedlngungen, 
werden sie wieder freigelassen und Ihnen Anfang Februar dl• 
sesJahresder Proze8 gemacht. Der ursprUngllche§128a Vor· 
wurf wird zwar wlhrend des Prozesses fallengelassen, wegen 
"Schweren Diebstahls" werden sie aber zu Bewährungsstrafen 
zwischen 18 und 20 Monaten verurteilt. 

Wegen Katastrophen'schutz' 
129a-Prozeß in Stammheim 

Bereits am 6. Februar, nach nur 5 Verhand· 
lungstagen, Ist das Urteil gegen uns verkOn· 
det worden. Zwelmal20 und elnmal18 Mo­
nate Freiheitsstrafe, ausgesetzt auf drei 
Jahre zur Bewährung. Zudem haben wir er· 
hebliehe Proze8kosten zu tragen. 
Auf den ersten Blick wird dieses Urteil elnl· 
ge Oberraschen, werden doch zumeist in po­
litischen Prozessen ln Stammheim auch un· 
ter den haarsträubensten Umständen dra· 
konische Freiheitsstrafen verhängt (zuletzt 
gegen Lultgard Hornsteln). - Dies war in 
unserem Fall nicht so. Es wäre aber völlig 
falsch von einer Niederlage der BAW zu 
sprechen, doch dazu später. Ich will nun auf 
das Vorverfahren und den Proze8verlauf 
eingehen. 
Bereits Im Stadium der Ermittlungen lieB 
die BAW keine Zweifel Ober Sinn und Zweck 
Ihres Vorgehans aufkommen. Dabei bedien· 

58 

te sie sich der bei juristischen Verfahren Ob­
lichen Methoden. Zu nennen wären vor al· 
lem die groBangelegte Hetzkampagne ln 
der Presse anläBIIch unserer Festnahme, 
Hausdurchsuchungen und Beschlagnahme 
linker Literatur, den Ermittlungen erkennbar 
nicht dienende "Nachforschungen" ln 
Privat· und Berufsphäre (die wohl eher unse; 
rer sozialen Demontage dienen sollten), und 

· schileBlieh verschärfte Haftbedingungen in 
unserer vlermonatlgen U·Haft ... 
Der BAW war klar, daß wir Linke sind. Wir 
haben daraus auch nie einen Hehl gemacht. 
Erkenntnisse der Staatsschutzspltzel, die 
Ober unsere Teilnahme an politischen Ver­
anstaltungen zu berichten wußten und das 
beschlagnahmte Schrlftmaterlal, welche el· 
ne VIelzahl von Themenbereichen linker und 
Internationaler Politik behandelt, sollten 
dann dafor herhalten, unsere politische 

Oberzeugung mittels des § 129a zu krlmlna· 
IIsieren. Es folgte das Konstrukt einer RAF· 
Unterstotzung. - Ob die BAW tatsächlich 
selbst daran glaubte, Ist ziemlich unerheb­
lich und sei dahingestellt. Es wurde von uns 
jedenfalls mehrfach erklärt, daß der Ein· 
bruch ln keinem Zusammenhang mit der 
RAF steht, und wir auch keine Kontakte zur 
RAF unterhalten. Logischerwelse konnte es 
dafor auch nicht den geringsten konkreten 
Hinwels geben. - Ungeachtet dieser Tatsa· 
chen und ungeachtet unserer Angaben zu 
Sinn und Zweck des Einbruchs, erhob die 
Bundesanwaltschaft Anklage nach § 129a. 
Der 5. Strafsenat des OLG Stuttgart (Vors. 
Dr. Breucker) hat diese, juristisch mehr als 
dOrftlge Anklage, auch prompt zugelassen. 
Was einmal mehr den Beweis dafor liefert, 
daß die BAW hier ein bedeutender Macht· 
faktor Ist. 
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" Zu Beginn der Hauptverhandlung haben wir 
noch einmal ln einer ausfahrliehen gemein· 
samen Erkllrung unmißverständlich klarge­
stellt, worum es bei dem Einbruch ln Rat· 
haus und Polizeiposten von Untergrombach 
ging: Wir wollten mit der Entwendung und 
VerOffentllchung von Inoffiziellen und ge­
heimen Katastrophen-"Schutzpllnen" de­
ren Existenz belegen und sie als wirkungs­
volles Werkzeug fOr die Abschaltung samt II· 
eher Atomanlagen und gegen die heuchlerl· 
sehe Atompolitik ln der BAD einsetzen. 
Im folgenden blieb die BAW bei Ihrem Kon­
strukt, obwohl sie auch Im ProzeB keinerlei 
konkreten Hinwelse dafor auf den Tisch le­
gen konnte. 
Das OLG mußte aber realisieren, daß eine 
129e-Verurtellung, vor allem unter BerOck­
slchtlgung des Revisionsurteils gegen ln· 
grld Strobl vom Mal letzten Jahres, zum ge­
genwlrtlgen Zeltpunkt nicht durchzusetzen 
gewesen ware. Allein aus diesem Grund 
wurde wahrend des 3. Prozeßtages der 129a 
gestrichen und das Verfahren auf den 
"Schweren Diebstahl" beschrAnkt, zu die­
sem Zeltpunkt auch unter zAhneknirschen­
der Zustimmung der BAW. 
Interessant war, daß an diesem Prozeßtag 
neben den belden Staatsanwalten der BAW 
auch Ihr Vorgesetzter, Bundesanwalt Zels, 
Im Prozeßgeblude erschien. Olea deutet 
darauf hin, daß es - das weitere Verfahren 
betreffend - eine Absprache zwischen 
BAW und OLG gegeben haben muß. 
Vermutungen Ober eine solche Absprache 
haben sich nach unserer Ansicht dann auch 
weitestgehend bestltlgt, worauf wir noch 
eingehen werden. 
Vorher aber noch etwas anderes zum Pro­
zeßverlauf, was fOr das gesamte Verfahren 
bezeichnend war. 
Von Selten des Gerichts wurde versucht, die 
Thematik des Katastrophen "Schutzes" 
fortwahrend und ganz bewußt aus dem Pro­
zeB herauszuhalten. Dies wird aus zwei 
Granden so gewesen sein: 
Einerseits bestand Immer die Bereitschaft 
uns nach 129a zu verurteilen und somit un· 
sere erkllrte politische Gesinnung (z.B. un· 
ser Eintreten fOr die Zusammenlegung der 
politischen Gefangenen) zu kriminalisieren. 
- Zudem wlre eine Anerkennung unseres 
Motivs auch einer empfindlichen Nlederla· 

ge der BAW gleichgekommen, was das Ge­
richt um jeden Preis verhindern wollte. 
Zum anderen wirft die gesamte Thematik 
des sog. Katastrophenschutzes und der 
Atompolitik in der BAD Fragen auf, die von 
besonderer politischer Brisanz sind. Auch 
dieses Thema steht exemplarisch fOr die rl· 
gorose, kapitalistische Politik der BAD, wel· 
ehe grundsitzlieh den Profit- und mllltlrl· 
sehen Interessen Vorrang elnraumt, auch 
wenn dabei mögliches Siechtum Zehntau­
sender ln Kauf genommen werden muß. 
Daß ein Staatsschutzsenat zwangslluflg 
die Entlarvung einer solchen Politik verhln· 
dern will, leuchtet ein und entspricht seiner 
exponierten Position in der kapitalistischen 
Ordnung. 

Ein anschauliches Belspiel fOr diese Hai· 
tung bot die Vernehmung des Zeugen W .. 
W. Ist beim Landratsamt Kerlsruhe beschlf· 
tlgt und u.a. zustandlg fOr den sog. Kata· 
strophenschutz. Zuvor arbeitete er sieben 
Jahre Im benachbarten Aeglerungsprlsldl· 
um und war, seinen Angaben zufolge, an 
der Ausarbeitung entsprechender 
K.·"Schutzpllne" beteiligt. 
Er wurde vom Gericht lediglich bestellt, um 
zu bestätigen, daß es keine geheimen Pla· 
nungen fOr den Katastrophenfall glbe. Mit 
dieser Aussage wollte Breucker den Zeugen 
auch gleich wieder entlassen. - Wir Inter­
venierten und befragten den Zeugen zu kon­
kreten Sachproblemen Im Katastrophenfall . 
Durchweg erhielten wir Auswelchendes 
oder AllgemeinplAtze zur Antwort. Immerhin 
aber ergab die Befragung, daß mit der Of­
fentegung von Katastrophenschutzplanen 
vor einigen Jahren die polizeilichen Maß. 
nahmen Im Katstrophenfall ausgelagert 
wurden und somit der Offentliehkelt nach 
wievor nicht zuginglieh sind. (Zur lnforma· 
tion: Bis Ende der slebztger Jahre wurde 
noch die Existenz Jeder Form solcher Pla­
nungen bestritten). 
Der Zeuge fOhlte sich nach weiterer Befra· 
gung und sehr zum Unmut Breuckers Immer 
mehr in die Enge gedrlngt und erkllrte 
mehrmals, seine private Meinung zu den 
sog. KatastrophenschutzplAnen nicht Iu· 
Bern zu wollen. Als W. aber erwlhnte, daß 
Ihn schon viele seiner Bekannten ange­
slchts der erkennbar unzullngllchen Pllne 

nach weltergehenden Planungen fragten, 
wurde es Breucker endgOitlg zu "heiß" und 
erbeendete den tragikomischen Auftritt des 
Zeugen mit der Bemerkung: Herr W. habe er· 
kllrt, daß es keine geheimen PlAne gebe 
und das solle uns hier genogen. Zuvor hatte 
er Immer wieder durch Abblocken an ent­
scheidenden Punkten weiteres detailliertes 
Befragen unmöglich gemacht. 
Doch nun zum Urteil: 
Ich habe eingangs erwähnt, daß wir es fOr 
tatsch und fatal halten wOrden, den Wegfall 
des§ 129a als Niederlage der BAW zu Inter­
pretieren. Wie in unserer Elnschltzung zum 
Ausdruck gebracht, gehen wir davon aus, 
daß es sich hierbei um einen Deal zwischen 
BAW und OLG gehandelt hat. DafOr spricht 
zum einen die Anwesenheit des Bundesan­
walts Zels am entscheidenden 3. Prozeßtag, 
vor allem aber das Urteil selbst. 
Der BAW Ist es nicht gelungen, eine Verur­
teilung nach § 129a zu erreichen. NatOrllch 
sind wir darOber persOnlieh sehr erleichtert. 
Letztenendes wichtiger aber und fOr die Be­
dingungen hier ausschlaggebend Ist es, 
daß die BAW sich politisch durchsetzen 
konnte. 
ln seiner UrtellsbegrOndung folgte das Ge­
richt nahezu in allen Punkten dem Plldoyer 
der Bundesanwaltschaft, bis hin zur Über· 
nahme ganzer Formulierungen. - Es erkllr· 
te: 
daß ein Ober einem beltlmmtem Maß lle­
gendM Quantum an linkem Sctutftgut. wie 
.. bel uns bMc:hlegnahmt wurde, auf eine 
"GEISTIGE NAHE" zu extremletlechen 
Gruppen achlleeen 1 ..... Eine lOiche hlt· 
ten wir mit loglltlachem Materlai untemot· 
zen wollen. Ob " alch hierbei um die RAF, 
die RZ oder ~ eine eigene Vereinigung 
handele. habe nicht gekllrt werden können. 
Es Ist schon bemerkenswert: 
Der§ 129a wurde zwar mangels Erfolgsaus. 
sieht und unter dem Druck der Tatsachen 
juristisch gestrichen, ge1angt aber Ober die 
UrtellsbegrOndung nahezu ohne Etnschrln· 
kung wieder zum Tragen. Somit konnte 
auch in der Offentliehkelt die Elnschatzung 
der Bundesanwaltschaft manifestiert wer· 
den. Dies war wohl Inhalt der Verhandlung 
zwischen BAW und OLG. 
Der Bealtz von sog. elnschllglgem Schrift· 
matertal, der 8Huch von Veranstaltungen 
und daa hkenntnla zur Politischen linken, 
alnd demnach auaNichend, den t 121a ln 
der UrtellabegrOndung und aomlt auch tn 
daa Strafmaß mit elnflle&.n zu laaaen. 
Das Ist ein politischer Erfolg der BAW. Es 
Ist Ihr gelungen, auch unter Voraussetzun· 
gen, wie sie ln unserem Prozeß vorlagen, die 
Kriminalisierung politischer Gesinnung wei­
ter zu zementieren. 

Abschließend haben wir noch eine Bitte: 
Angesichts der Erfahrungen von uns Im 
Knast wissen wir, daß erhebliche Kosten fOr 
AnwAlte, EinkAufe, Bacher etc. anfallen. Wir 
rufen daher dazu auf, entweder auf das Kon· 
to der"Roten HUte e.V." (Postgiroamt Dort· 
mund, Kto.Nr.: 191100-462) oder auf das 
Konto der "Angeh&tgen der polltlac:hen G• 
tangeneo ln der BRD" (Postgiroamt Berlln, 
BLZ 10010010, Kto.Nr.: 448630-102) zu spen­
den. 
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Kriminalisierung 

Neuer ProzeB gegen »Aschucc 
Kaum Iet der grole •atartbahft.Prozee• vor· 
bel, folgt der nlchate. Vor der Mlben Kam­
mer, in gleloMr leNtlung mit dem VOf'llt· 
zenden Richter Sohlet ....... wird )etd dir 
Wlederholu.....,..e gegen Aleunder 
Schublrt verMndelt. zehn hhN nech .... 
ner eo tolgenechWerln Redein W1Hbadln 
geht M tOr •Aiohu" nocheinmal um Mhr 
viel - torden Mute IOjlhrlgen geht M um 
ein m11c11rte Urteilall eil frOher verhlngten 
2 Jatn und damit, ob er wieder Im Magl­
ltrd a~Mtten kann und eom1t vor allem um 
..... Attemereorgung. 

Vor zehn Jahren war Aechu noch Sprecher 
der • Arbeltegemelnechaft: Keine Startbahn 
West". Auf dem H«Htepunkt des masaenwel· 
sen Proteste gegen den Bau der Startbahn 
hatte die Arbeltegemelneohaft groBe Hoff· 
nungen auf ein Volkebegehren gelegt und 
zu dleeem lweck Ober 200.000 Unterechrlf· 
ten geummelt. Dleee wurden am 14 No­
vember 1981 wlhrend einer Gro6demon­
etratlon ln Wleebaden am Landtag o~ 
b8n und lplter gro8kotzlg von der Regt. 
rung BOrner abgelehnt. Wlhrend dleeer 0. 
monttratlon rief Aeohu unter anderem Im 
Namen der BOrgerinitiativen fOr den nlch­
atan Tag dazu auf, c:tem Frankfurter Flugh• 
fen einen maaenhaften Beeuch abzuatat· 
ten und dleeen ab 12.00 "dicht zu machen". 
Dl8a geiChah am nlchaten Tag dann auch, 
allerdlnga kam ea.dabel zu brutalaten Au• 
achreltungen der Pollzelbeamten, denen 
lieh die Startbah"..oeanertnnen zum Teil 
zur Wehr aetzten. 
ln dleler polltllch hochbrleanten Situation 
auctrte die Regierung Holger BOmer einen 
SOndenbock, der von lhNm polltllchen ln­
t.,..... - dem Ignorieren del Volklpro-

teste - ablenkte. Aachu wurde zu diesem 
SOndenbock. 
Im eraten Proze8- zu dleeer Zelt hatten die 
melaten der clamala ln Wiesbaden defnon. 
atrlerenden Menschen bereite resigniert 
du Handtuch geworfen -wurde Aeohu Im 
Januar 1983 zu 2 Jahren Haft auf Bewah­
rung verurteilt worden. Nach Ansicht des 
Gerichte hatte er sich wegen Landfrieden• 
bNch und NOtlgung lchuldlg gemacht. :ZU. 
dem wurde.er wegen Notlgung der Heall· 
IChen l..ändeareglerung verurteilt. Letzterer 
Tatbeatend Iet nach dem Gesetz ein Staat• 
achutzdellkt und somit kein Vergehen mehr, 
aondem ein Verbrechen. Und ein Beamter 
darf sich keines Verbrechen• schuldig m• 
chen. 
Aachu und aelne Anwltte legten Revision 
gegen dleaea Urteil beim Bundesgericht• 
hof ein. Dleeer entschied bereite Im Herbat 
1983. Nach dleeem Urteil war der Tatbe­
stand "NOtlgung von Verfa11ungaorganen" 
allerdinge nicht gegeben, womit ein neuerli­
cher Proze8 nOtlg wurde. 
Allerdinge entschieden die BUndesrichter 
auch, daß die anderen Vorworte- Landfrl• 
denabt'Uch und NOtlgung - rechtml&lg sei­
en. 
Gegen dleee Einachatzung legte Aachu wl• 
derum Verfa~~unglbelchwerde ein, die al· 
lenilnga erat Im Sommer 1980 entschieden 
wurde. Mit vier zu vier Stimmen entlchleden 
die Verfa~~ungarlchter gegen Aachu: da8 
nlmllch eine politisch motivierte Rede Im 
Rahmen des Grundrechte auf freie Mel· 
nungllu8erung sehr wohl Gegenstand von 
Strafverfolgung werden kann. 
Mit dielern Spruch der oberaten Richter war 
der Weg frei zum erneuten Proze& gegen 
Alexander Schubart. EI geht jetzt allerdinge 

nicht mehr um ein erneutes Aufrollen des 
Verfahrens, IOndem nur noch um die HOhe 
des Urteile. 
Dreeee moßte deutlich unter den frOheren 2 
Jahren auafallen, da ja die NOtlgung der 
H8111tchen L..andeareglerung weggefallen 
Ist. Ob du Gerloht allerdinge auf eine Str• 
fe unter einem Jahr entlchelden wird -
denn die wl88en auch um Alchua NOte -
du Iet YOIIIg offen. 
Die Forderung der Verteidigung am 2. Pro­
zeßtag, du Verfahren wegen der langen 
Dauer von zehn Jahren ganz elnzuatellen, 
lehnte du Gericht allerdings ab. 
For du Gel1cht lteht dabei natOrllch auch 
jetzt Aachua politische ~nnung Im Vor· 
dergrund. So konnte es auch nicht verwun­
dern, da8 Aechu direkt zu den E.Nignlaaen 
vom 2.11 ß7 befragt und zur Beantylortung 
der Gretchenfrage gezwungen wurde. 
Nach einem Bericht der Frankfurter Rund­
achau antwortete Aachu, er "MI erachottert 
geweaen", ... "sehe aber keine Kauealltat 
zwilchen Ieinern Protest und dleeen VorfiJ. 
len". 
Wer allerdinge erwartet hat, Alchu WOrde 
hier zu Kreuze kriechen, der hatte lieh ~ 
tauacht Er gab zwar zu bedenken, da8 er 
seine Rede heute andere formulieren WOrde, 
nicht mehr ao aggreallv. Er WOrde auch j• 
gllctter Gewaltanwendung eine klare AbR 
ge erteilen. Allerdinge - ln einer Ihnlichen 
Situation WOrde er auch heute noch dazu 
aufrufen, "den Flughafen· dichtzumachen". 
Du Urteil wird aller Voraueeicht nach An­
fang Mal geaproctten. 

ln einer Ihnlichen Situation auch heute den Flughafen ndlchtmachencc 

Foto: Burddlerd Kretachmann 
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Kaiendas .. Kaiendas .. Kaien 
Das Jahr hat noch gar nicht richtig angefan­
gen, das melden sich schon wieder diverse 
Kaiender-Macherinnen mit ihrem Projekt 
fürs nächste Jahr. Ober den Atomkraft­
Neln-Kalender erfahrt ihr alles aus der ne­
benstehenden Anzeige, die wir selbstre­
dend kostenlos und gerne abdrucken. 

Ansonsten vermeldet der Antifaschisti­
sche Kalender, er sei 1991 gut angekommen 
und wolle deshalb weitermachen. Alle Anti­
fa-Gruppen sind aufgerufen, bis 30. Mai ihre 
Adressen (sofern sie sich geändert haben 
oder letztes Mal nicht drin waren) anzuge­
ben.Außerdem können sie den Kalender als 
Wiederverkäufer mit Rabatt beziehen, und 
zwar bei: unrast Querstr. 2, 4400 Münster. 

Nach elf Jahren wird es auch erstmals wie­
der einen Schwarzen Kalender geben, her­
ausgegeben von Leuten aus Berlin,die sich 
.Friends of Durrutti• nennen. Interessierte 
können sich noch beteiligen, mit Beiträgen, 
Fotos, Comics etc. Redaktionsschluß ist der 
30. Mai. Interessierte und Wiederverkäufe­
rinnen können sich wenden an: AurorA, 
Knobeldorffstr. 8, 1000 Berlin 19. 

Schließlich und endlich gibt's im nächsten 
Jahr natürlich auch wieder den bewährten/ 
begehrten Kalender gegen den Strom mit 
Themen und Adressen aus den Bewegun­
gen. Auch hier wird darum gebeten, neue 
oder geänderte oder überhaupt Adressen 
zu melden an: Kalenderredaktion gegen 
den Strom, c/o Verlag Die Werkstatt Lot­
zestr. 24a, 3400 Göttingen. ... 
Klimabündnis 
Im Anschluß an die Amazonientage 1989 in 
Berlin wurde eine Initiative ins Leben geru­
fen, die europäische Städte mit den Regen­
waldvölkern Amazoniens in einem Solidari­
tätsbündnis zum Erhalt der Erdatmosphäre 
verbinden soll. Im September 1990 trat Ber­
lin mit Beschluß des Abgeordnetenhauses 
dem Bündnis bei. Wer sich dazu näher infor­
mieren will, kann das Manifest und eine ln­
formationsbroschüre bestellen bei: 
Angelika Ludwig 
Riehlstr. 11 
1000 Berlin 90 

*** 
Kongreß in Venedig 
7. bis 9. Junl91 findet in Venedig ein Interna­
tionaler Kongreß "gegen ein Europa der 
Herrschenden - bauen wir ein Europa der 
Bewegungen auf• statt. Leltthemen sind In­
ternationalismus, Antilmperiallsmus, Frei­
räume, die Erfahrungen der Hausbesetzun­
gen, Anti-Repression u.a. 
Kontakt: 
Radio onda rossa, Via dei Volsci 56, Roma 

ANTI AKW-KALENDA 92: 

Auch für 1992 wird es wieder 
einen Atomkraft NEIN!-Kalender 
geben. Diesmal wird er inhalt­
lich von den Bremer Bürgerinn­
en gegen Atomkraft gemacht. 
Artikel und Infos also bitte 
an BBA,St.Paulistr.IO/II,w-2800 
Bremen. 
Aktualisierte Adressen bitte 
an KalendA,c/o Umwälzzentrum, 
Scharnhorststr.57,w-4400 Münst­
er. 

WISE mit neuer Adresse 
Der internationale Energie-Infodienst WISE 
hat eine neue Adresse: 
P.O.Box: 18185 - 1001 ZB Amsterdam 
Telefon: (31)20-6392681 

*** 
Alltag im Baskenland 
Kämpfen und Leben - für eine nationale 
und soziale Selbstbestimmung. Trotz Re­
pression und Folter: der Widerstand der 
Basklnnen ist breit verankert: militante Ak­
tionen, Demos, eigene Kultur, Feste, Solida­
rität 
Eine politische Fahrt - in Hessen auch als 
Bildungsurlaub anerkannt - für 500 DM. 
12. - 22. September 91 
Anm.: BOP, Frankfurter Str. 50,63 Giessen 

*** 
Frauenbildung 
Das Frauenbildungs- und Ferienhaus e.V. 
Osteresch (Zum Osteresch 1, 4447 Hop­
sten-Schale, Tel. 05457/1513) hat seine/ihre 
Veranstaltungsprogramm für 1991 vorge­
legt für Lesben, Künstlerinnen, Motorrad­
fahrerinnen, Turnerinnen ... 
Genaue Infos unter obiger Adresse. 

*** 
Mall Art gegen AKW's 
Ein Mall Art Projekt gegen die Ingenieure 
Strahlender En-t-Zeiten. Gesammelt sind/ 
werden künstlerische Postkarten zum The­
ma Atomkraft. Im Mai ist eine Ausstellung 
dazu in den Trebeler Bauernstuben, im Juni 
im Museum Osterburg und im September/ 
Oktober in Havelberg. Kontakt: B. Helm, 
Pappelallee 76, 1058 Berlin. 

FORSCHUNGSJOURNAL 

Aufsätu, Bericllle, Kotn!tU!nlare, Analysen, 
DollunenJt, Rezt11.1ionen, Bibliograph~ & 
/nfomarkt. 4 x pro Jahr a11.[ 122 Seiten. 
PRAXIS MIT REFLEXION. 
ANALYSE MIT SUBSTANZ. 
KONZEPTE MIT KONTUREN. 

~kunft der Reformpolitik? 
Die politische Gestaltung des 
gesellschaftlichen Wandels bei 
SPD und den Grünen Heft 1/91 

:Bewegung, Gegenbewegungen 
und Staat 
Heft 2/91 

~mph der Verbände? 
Bewegungen zwischen Gesell­
schaft und Staat Heft 3/91 

.-p.wer in der Provinz? 
Ländlicher Raum und neue 
soziale Bewegungen äeft 4/91 

JOOChim RasChke 

Bilanz und Neubeginn 
Hrsg. Fonchungsgruppe N- Soziale Bewegungen 
Schüren ,....-.~ag 
ISBN 3-924800-47-2 19,80 DM 224 Seiten 

Abo: DM 48,- (DM 36- erm.); Einzelheß: DM 12,50 
lleoleßoep• lber cleo llolchhaodel 
Probehefte cnlis beiM Verlog ~ 
Verlac: Schllrm Pressev~rlos • 
Deutxbhausstraße 31, 3SSO Marblrg 
Reolokd•: Fcrschunpgruppe Neue Soziale Bewegungen, 
c/o Dr. Thomu !Aif, Neubauerslr. 12, 6200 Wiesbadm 
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Anti-Krieg 

Nach dem Krieg: 

Der rieg geht weiter 

Der "Hitler von Bagdad" ist nur noch ein Pol 
Pot Seine Armee, die die westliche Kriegs­
propaganda zur "viertstärksten" der Welt 
verklärte und dabei geflissentlich unter­
schlug, daß im Zeitalter des High-Tech-Krie­
ges Größe keineswegs gleichbedeutend 
mit Stärke ist, erwies sich den alliierten 
Streitkräften als hoffnungslos unterlegen. 
Nach 6 Wochen des Dauerbombardements 
waren über 10% ihrer Mannstärke -d.h. min­
destens ca. 100.000 irakisehe Soldaten -
vernichtet Es wäre für die USA ein Kinder­
spiel gewesen, "den Sack zuzumachen" 
(General Schwarzkopf) und die irakisehe 
Armee total zu zerstören. Saddam und sei­
ne Truppen könnten von Glück sprechen, 
daß dies nicht im imperialistischen Interes­
se war. 
Wer sich etwas ernsthafter mit dem militäri­
schen Kräfteverhältnis beschäftigt hatte, 
ahnte den Ausgang dieses ersten Kolonial­
krieges am Ausgang des 20. Jahrhunderts 
bereits bevor die ersten lasergesteuerten 
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Bomben auf Bagdad niedergingen. Die Ge­
fahr, daß der Irakfürdie USA zu einem "zwei­
ten Vietnam" werden würde, tendierte von 
Anfang an gen Null. Vielmehrwarder Irak ex­
akt der Wunschgegner, mit Hilfe dessen 
sich das Vietnam-Traume, das den amerika­
nischen Interventionismus zunächst ge­
lähmt und selbst noch in den Jahren der 
Reagan-Ära erheblich beeinträchtigt hatte, 
endlich abschütteln ließ. Auf dem Papier 
stärker als Grenada, Panama und Libyen,so 
daß niemand behaupten konnte, die USA 
hätten es lediglich mit einem Zwerg aufge­
nommen. Aber wie sollte ein Land, daß nur 
dank massiver westlicher Unterstützung 
dem Nachbarn Iran einen Friedensschluß 
abringen konnte, mit dem es sich zuvor acht 
Jahre lang primär zu Lande bekriegt hatte, 
eine ernsthafte Herausforderung für die 
Globalmacht USA darstellen? Die ethnische 
und kulturelle Fragmentierung der iraki­
sehen Gesellschaft wie der Minderheits­
charakter des Regimes, der sich auch in der 

Zusammensetzung und internen Rangord­
nung der Armee manifestierte, mußten des­
sen Mobilisierungsfähigkeit erheblich be­
einträchtigen. 
Der Irak war nicht der Iran, sondern eine rela­
tiv moderne und an westlichen Standards 
orientierte Gesellschaft, in der Jahrzehnte 
der arabisch-laizistischen Erziehung, die 
sich keineswegs nur auf die Eliten be­
schränkte, bei deutlich geringeren sozialen 
Unterschieden als etwa zu Zeiten der "Wei­
ßen Revolution" im Nachbarland einen mas­
senhaften Fundamentalismus von vornhe­
rein ausschlossen. Vor allem aber: die iraki­
sehe Armee war eine Armee europälsc.hen 
Zuschnitts, von den Briten einst aufgebaut, 
und keine Guerillaarmee wie seinerzeit der 
Vietcong. Die irakisehe Armee kämpfte mit 
Instrumenten und nach Regeln, die den 
USA nur zu gut geläufig waren und die sie 
weitaus besser beherrschten. Verlauf und 
Ausgang des Kriege~ haben die bestehen­
de Weltmilitärordnung bestätigt Die neuen 



Militärmächte in der Dritten Welt sind das 
Ergebnis einer abhängigen Militarisierung, 
die ihnen zwar die Fähigkeit verleiht, schwä­
chere Nachbarn (Kuwait) oder nahezu un­
bevölkerte Inseln (Falkland) zu überfallen. 
Mit den führenden imperialistischen Mäch­
ten werden es die Argentiniens, Brasiliens, 
Iraks und Syriens indessen wohl niemals 
ernsthaft aufnehmen können. Die einzige 
militarische Option der Dritten Welt, den 
Metropolen-Armeen die Stirn zu bieten, 
bleibt der Guerillakrieg. Gegen dessen Auf-
nahme sprach im Falle des Iraks jedoch al­
lein schon die diktatorische und antieman­
zipatorische VerfaBtheit seines Systems. 

Die Lehren des Krieges 
Als Lehren des Krieges lassen sich neben 
anderen die folgenden beiden konstatie­
ren: 1. Wer gegen die Ordnungsvorstellun­
gen des Imperialismus verstößt, gleich ob 
aus fortschrittlichen oder regional-hege­
monialen Ambitionen, bekommt etwas aufs 
Haupt: und sei er auch in der Tiefe seines 
Herzens ein noch so potentieller Kollabora­
teur des Westens. Argentinien (1982) und 
Panama (1989) hätten dem Irak diesbezüg­
lich deutliche Warnungen sein sollen. Mit 
dem Bückzug der sowjetischen Abschrek­
kung aus dem angrenzenden Nahen und 
Mittleren osten hatten sich auch hier die Be­
dingungen für eine autonome Außenpolitik 
drastisch verschlechtert Die Massivität, mit 
der die alliierte Koalition vorging, war nicht 
nur der angeblichen oder tatsächlichen 
Kampfkraft des Gegners geschuldet Offen­
sichtlich waren die USA der Auffassung, daß 
in dieser Region die Lehre vom .aggression 
doesn't play" besonders deutlich vermittelt 
werden müßte. Die .Neuordnung" des Na­
hen und Mittleren Ostens, aus Washington 
wiederholt vollmundig angekündigt, wird 
sich letztlich darauf reduzieren, die beste­
hende Ordnung so konsequent wie seit Mit­
te der 50er Jahre nicht mehr, als die amerl­
kanisch-sowjetische Bipolarität den Ablauf 
von Krisen zu beeinflussen begann, zu be­
wahren und keinerlei autonome Nischen zu 
dulden. Womit wir bei der2.Lehre angelangt 
sind: Kuwaits sind -nicht nur anthropolo­
gisch - keine Kurden. 
Die Radikalität der USA und ihrer Verbünde­
ten in Sachen Kuwalt steht in einem schar­
fen Kontrast zur Zurückhaltung der USA 
und ihrer Verbündeten gegenüber dem un­
gleich gröBeren Unrecht, das Hussein z.Z. 
den Kurden zufügt Die Begründung, man 
habe sich nicht in interne Angelegenheiten 
einzumischen, ist nicht weniger eine lnstru­
mentalisierung des Völkerrechts im impe­
rialistischen Sinne, wie seinerzeit die Be­
hauptung, der Krieg gegen Hussein diene 
der Wiederherstellung nationaler Integrität. 
Abgesehen davon, daß sich die USA in der 
Vergangenheit sehr wohl in internen Kon­
flikten engagiert haben (Grenada, Panama 
-um nur die jüngsten Beispiele zu nehnen); 
die Souveränität Kuwaits ist historisch be­
trachtet nicht minder strittig als die Zugehö­
rigkeit der ehemaligen osmanischen Pro­
vinz Mosul zum lrak.ln beiden Fällen geht es 
um interne Machtverhältnisse, was im Falle 
Kuwaits die Bestrafung des Diktators, im 
Falle der Kurden hingegen dessen Unter­
stützung erfordert. 

Hitler nein, Pol Pot ja? 
.Hitler nein, Pol Pot ja", könnte man sagen, 
ohne damit den unsäglichen unhlstori­
schen und verharmlosenden Saddam-Hit­
ler-Vergleich nachzubeten. Regionale He­
gemonie bedarf der Zustimmung durch die 
imperialistischen Metropolen, was ein Dik­
tator indessen mit seinen eigenen Leuten 
anstellt, bleibt ihm selbst überlassen, jeden­
falls solange seine Blutbäder nicht die öko­
nomischen Interessen des Westens tangie­
ren. Während die 60.000 .flrst class"-Ku­
walts ein Garant für das .Recycling" der Pe­
trodollars ( d.h. die Reinvestltion der Ölrente 
in die westlichen Ökonomien) und damit ei­
ne wichtige Stütze des imperialistischen 
Systems sind, stehen die über 20 Millionen 

Kurden im Irak, Iran, der Türkei und Syrien ei­
gentlich nur im Wege und sitzen im Falle 
des Iraks auch noch überflüssigerweise auf 
einigen der größten Ölreserven in der Regi­
on. ln Washington wird längst unverholen 
erklärt, man hoffe, daß Hussein die Aufstän­
de der Schiiten und Kurden möglichst 
schnell in den Griff bekomme. Möglichst 
schnell, das erfordert den Einsatz von Mas­
senvernichtungswaffen, weshalb auch von 
der irakiseh-deutschen Giftgas-Connectl­
on ausgerechnet in dem Moment nicht 
mehr die Rede war, wo das Gas tatsächlich 
zum Einsatz kam. 
Nachdem Saddam mit seinem Einmarsch in 
Kuwait ins Fettnäpfchen bzw. auf die fal­
schen Füße trat, präsentierte er sich bereits 
seit dem Ausbruch der .Mutter aller 

Schlachten" als Realpolitiker, der weiß, wen 
er mit Giftgas bombardieren darf und wen 
nicht. Den Einsatz von Massenvernich­
tungswaffen gegen .unzivilisierte Völker" 
hatte schließlich schon Churchilllegitimlert. 
ln Afghanistan erhielten die Rebellen von 
den USA hochmoderne Stinger-Raketen, 
die im Kampf gegen die Rote Armee letzt­
lich kriegsentscheidend waren. Nicht nur, 
daß den kurdischen Rebellen diese nun vor­
enthalten werden. Die USA hätten dem Irak 
im provisorischen Waffenstillstandsabkom­
men nicht nur den Einsatz seiner Kampf­
flugzeuge, sondern auch seiner Helikopter 
untersagen können. Sie taten dies wohl­
weislich nicht Helikopter sind eine Ideale 
Anti-Guerilla-Waffe; jeden-falls solange, 
wie die Freischärler nicht über Stinger-Ra­
keten verfügen. Und was die .humanitäre 
Hilfe" anbelangt, hinter der die UNO die USA 
und die EG ihre Verantwortung für den Völ­
kermord zu kaschieren brachten, so wurde 
sie erst freigegeben, nachdem sich das 
Blatt wieder zugunsten Saddams gewendet 
hatte. Nicht die Verhinderung einer kurdi­
schen Niederlage und des Völkermordes, 
sondern der Abfederung der Katastrophe 
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dient das Wenige, was an Hilfsmitteln durch­
dringt 
Den USA ist ein einheitliches Irak unter Sad­
dams Führung, in seiner außenpolitischen 
Bewegungsfreiheit durch die Reduzierung 
seines Militärpotentials und die Zerstörung 
seiner ökonomischen Infrastruktur stark 
eingeschränkt, allemallieber als dessen Au­
seinanderbrechen und die Etablierung ei­
nes weiteren Staates im Mittleren Osten. 
Ein Kurdenstaat würde sich kaum auf den 
nördlichen Irak begrenzen lassen, und der 
Sezession im Norden würde ein ähnlicher 
Prozeß im schiitischen Süden oder aber ei­
ne schiitische Mehrheitsherrschaft im Rest­
Irak folgen, die sich eng an den iranischen 
Nachbarn anlehnen und dessen Aufstieg 
zur dominierenden Macht in der Region er­
möglichen würde. Und außerdem: Nach­
dem sich revolutionäre Bewegungen in den 
letzten Jahren weltweit auf einem Rückzug 
befanden, und von einer Niederlage in die 
nächste eilten, sollen die Kurden nicht 
gleich wieder ein Exempel dafür statuieren, 
daß Revolution doch machbar ist. 

..... : 
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Strategische SchachzUge 
mit den Kurden als Opfer 
Dabei waren es die USA selbst, die die Iraki­
schen Kurden zur Rebellion ermunterten. 
Die kurdischen Freischärler sollten ein Teil 
von Saddams Truppen im Norden binden, 
um den alliierten Streitkräften im Süden die 
Befreiung Kuwaits zu erleichtern. Die Kur­
den mußten und sollten glauben, daß nun 
endlich ihre Stunde geschlagen habe. Erst­
mals schienen die Interessen des Imperia­
lismus mit denen der Kurden zu koinzidie­
ren, was zwischen Washington und Ankara 
garfüreinen kurzen Moment zu Irritationen 
führte. Eine nicht minder katastrophale Feh­
leinschätzung wie die der Palästinenser, 
Saddams Politik würde geradewegs in die 
Befreiung der von Israel besetzten Gebiete 
münden. 
Saddam soll nun den kurdischen Wider­
stand in einem Ausmaß zermürben, daß die­
ser für das, was der Imperialismus für ihn 
maximal bereithält, empfänglich ist: irgen­
deine Form von interner Autonomie, die die 
Grenzen in der Region nicht zur Disposition 
stellt und keinen BalkanlslerungsprozeB 
auslöst. Zwar haben die Kurden dem Sepa-

• 

ratlsmus längst abgeschworen und sich 
stattdessen für Autonomie innerhalb eines 
"demokratischen Iraks• ausgesprochen, 
aber der Imperialismus bleibt mißtrauisch. 
Je schwächer und desillusionierter, desto 
devoter, mag man in Washington denken. 
So Ist keineswegs auszuschließen, daß die 
USA und die EG zu einem geeigneten Zeit­
punkt als die groBen Retter des kurdischen 
Volkes auftreten werden. Wie im übrigen 
auch dervon Tag zu Tag sich pragmatischer 
und moderater gebärdenden palästlnensi­
schen Organisationen. 
Der "neue Hitler• Saddam schrumpft nun 
zum Pol Pot, der im Interesse des Westens 
die schiitischen und kurdischen Rebellen 
niedermetzelt. Der Imperialismus setzt auf 
die sunnltische Mlnderheitsherrschaft, wie 
er dies schon Immer tat. Bei der Gründung 

64 

des Iraks wurde die Provinz Mosul dem neu­
en Staatsgebilde nicht nur deshalb zuge­
schlagen, um einen Kurdenstaat zu verhin­
dern, sondern auch um eine schiitische 
Mehrheitsherrschaft zu vereiteln. Die Kur· 
den im Norden hatten die deutliche schiiti­
sche Mehrheit im Rest des Landes zugun­
sten der mit dem Imperialismus kollaborati· 
onsfähigeren arabischen Sunniten auszu· 
balancieren. Ein Schiiten-Aufstand wurde 
mit britischer Hilfe blutig niedergeschlagen. 
Aus Washington ist zu vernehmen, man hof· 
fe, Saddam würde sich mit seinen Massa· 
kern an den Schiiten und Kurden so diskre· 
ditieren, daß er anschließend einem Inter· 
nen Putsch zum Opfer fallen würde. Mit an· 
deren Worten: Der .Alte• soll erst einmal die 
notwendige Drecksarbeit verrichten, bevor 
der dem Westen auch ganz offiziell zuge­
wandte "Neue• sein Amt antritt. Denn ein 
.Neuer",. der gleich mit einem Blutbad be­
ginnt macht sich nicht gut. Im übrigen hat 
Husseins Nachfolger nach Möglichkeit aus 
der Regierungspartei zu kommen, da nur 
die faschistische Baath und die mit Ihr ver· 
quickte Armee den Zusammenhalt des Lan­
des garantieren könnten. 

Was hat der Krieg verändert? 
Was hat sich mit dem Krieg real geändert? 
Einem Diktator, der ohne die Erlaubnis des 
Imperialismus zur regionalen Herrschaft 
griff, um damit den USA zuvorzukommen, 
wurden radikal die Flügel gestutzt. 700.000 
.first class"-Kuwaltls wurden befreit, wäh· 
rend es den Arbeitsimmigranten -vor allem 
denen aus Palästina - nun an den Kragen 
geht Das Herrscherhaus beabsichtigt, die 
Bevölkerung Kuwaits um ca. 700.000auf1,2 
Millionen zu reduzieren, um das Land .re­
gierbar" zu gestalten. Die Kurden wurden 
auf die Schlachtbank geführt und die Palä­
stinenser Isoliert, um beide Völker für eine 
imperialistische Lösung ihrer Probleme 
weichzukochen. Die arabischen Regime -

laizistische wie eher traditionell islamische 
- rückten näher zusammen und vollzogen 
den bereits seit Jahren erwarteten Schul­
terschluß mit dem Westen, der in dieser 
Deutlichkeit allerdings erst durch den Krieg 
und den Wegfall der Sowjetunion als Super­
machtsalternative möglich wurde. Auf der 
Regimeebene deutet sich ein gewisser Aus­
gleich zwischen den arabischen Staaten 
und Jsrael an (was ebenfalls nicht völlig neu 
ist), dessen Opfer die Palästinenser werden 
6ürften. Wie es um das kollektive Bewußt­
sein der Araber nach dieser neuerlichen 
und bislang massivsten und brutalsten De­
monstrationen westlicher Überlegenheit 
bestellt ist, steht allerdings auf einem ganz 
anderen Blatt Israel dürfte als Vorposten 
des Westens in der arabischen Welt bei den 
arabischen Massen nun noch verhaßter 
sein als es bereits zuvor war. Schon wäh­
rend des Krieges wurden die Widersprüche 
zwischen deri Regimenundeiner Reihe von 
religiösen Führern einerseits und groBen 
Teilen des gemeinen Volkes andererseits 
evident Und last but not least konnten die 
USA endlich ihren Traum von einer direkten 
militärischen Präsenz in der Region realisie­
ren. 
Und Israel? Wer behauptet, die Position Is­
rael sei durch den Krieg sicherer geworden, 
kann sich noch fürchterlich täuschen. Die 
Sicherheit Israels liegt in den Händen mehr 
oder weniger diktatorischer Regime und ei­
nes Imperialismus, der bei .den Arabern• in 
der Schuld steht Die arabischen Regime -
ein Assad zumal- bleiben unsichere Kanto­
nisten, auch wenn die neue Einpolarität ih­
ren Bewegungsspielraum arg reduziert hat 
und das Schicksal Husseins eine unmißver­
ständliche Warnung sein sollte. Wer will 
schon dafür garantieren, daß der Taktiker 
und notorische Judenhasser Assad seinen 
prowestlichen Kurswechsel nicht dazu be­
nutzt, seinen alten Plan, dessen Umsetzung 
durch den sowjetischen Gezeitenwechsel 
unterbrochen wurde, nämlich: strategische 
Parität gegenüber Israel zu erlangen, doch 
noch zu verwirklichen? 
Aus diesem Dilemma gibt es nur einen Aus­
weg, von dem allerdings schon jetzt gesagt 
werden kann, daß er pures Wunschdenken 
bleiben wird. Denn vor die Alternative ge­
stellt, mit den arabischen Massen oder aber 
mit den arabischen Regimen zu kommuni­
zieren, hat sich Israel bereits für letztere 
entschieden. Israel müßte sich von seiner 
Funktion als .westlich-metropolitaner Dorn 
im arabischen Fleisch" und Symbol westli­
cher Arroganz und Überlegenheit emanzi­
pieren, um sich statt dessen auf seine arabi­
sche Umwelt einzulassen und an den Regi· 
men vorbei den Dialog mit den arabischen 
Massen aufzunehmen. Allen voran den pa­
lästinensischen Nachbarn, die bei allen 
ideologischen Verirrungen vermutlich noch 
immer die demokratischste und säkularate 
Bewegung in der Region stellen. Dies wird 
allerdings allein schon deshalb nicht ge­
schehen, weil nichts radikaler die imperiali­
stische Dominanz in der Region, die auf ara­
bischen Despotien und Diktaturen und Is­
raelischer Arroganz sowie auf ethnischer/ 
nationaler, religöser und staatlicher Zer-

splitterung beruht, unterlaufen würde. Ein 
Saddam Husseln wäre gegenüber einer der­
artigen Herausforderung eine totale Null. 

Dietrich Schulze-Marmellng 



lr.tclsche Reaktoranfea• .Oslrak• vor dem Angriff 

~ ....mlk:hw US·MotiY tor den Golf· 
krieg W8r die nuldeere Prollfw'etlon. Chor­
ge llu8h wollte die lralclechen Potentiale 
zeretik'en.um Seelelama GriffzurBombe zu 
v.rftlndem. Am vlertH ICrlepteg ..,..._ 
General Sc:ttwarzkopf den Vollzug: Die 
Atomenlagen dH Irak Mlen dun:h zlelge-
rlchtMea Bomberdement ·~ 
und Hrlt&t. Dlee geec:Mh Im Namen der 
UN. Prot..te derWelt6ffentllchlcelt blieben 
•ua. 
Als zehn Jahre zuvor das Irakische Atom­
zentrum Osirak (dort war~n zwei Reakto­
ren:Tammuz 1 undTammuz2 im Bau) durch 
einen Angriff Israelischer JagdbOJYlber zer­
stört wurden, war die Empörung allgemein: 
.Nicht eine einzige verantwortliche Stimme 
ln der Welt hat sich bereit gefunden, Israels 
Angriff auf den iraklachen Atomreaktor bei 
Tammuz zu rechtfertigen oder wenigstens 
mildemde Umstände zu erkennen.• (FAZ, 
10.6.81) 
Eine ROckschau auf die Oslrak-Zerstörung 
Ist in zweifacher Hinsicht aufschlußreich. in 
der Unterschiedlichkelt der Internationalen 
Reaktion wird die "neue Weltordnung" ma­
nifest: Der Verbreitung von Atomwaffen 
wird nicht länger auf der Basis vertraglicher 
Vereinbarungen (etwa dem Atomwaffen­
sperrvertrag) entgegengetreten, sondern 
da, wo es gerade paßt. unter Anwendung 
von Gewalt. ZWeitens kann am Beispiel der 
Oslrak-Bombardlerung gezeigt werden, wo­
hin die auch von einzelnen Unken befür­
wortete Strategie der präventiven Zerstö­
rung von potentiell gegen Israel einsetzba­
ren Arsenalen führt: Zur gesteigerten Proli­
feration. 
Am 7.Junl1981 wurde ln einem zehnmlnütl­
gen Bombardement Israelischer Jagdbom-

ber erstmals und präventiv eine Atomanla­
ge ausgeschaltet Die nahezu fertiggestell­
te Anlage Oslrak bei Bagdad wurde zerstört. 
ein französischer Techniker getötet Der Is­
raelische Beschluß zum Angriff war Im Ok­
tober des Vorjahres gefallen. Damals hatten 
Iranische Kampfflugzeuge vergebens ver­
sucht. den Atomkomplex zu zerstören. "Das 
Iranische Volk", so daraufhin das Bagdader 
Partelblatt .EI Thaura• . sollte den Iraki­
schen Kernreaktor nicht fürchten, der nie­
mals gegen den Iran genutzt werden wird, 
sondern gegen den zionistischen Feind." 
Aus dieser Äußerung wurde vom damaligen 
Israelischen Regierungschef Begln (sowie 
dessen Außenminister Schamir) für den Fall 
einer Inbetriebnahme des Reaktors eine 
existenzielle Bedrohung Israels abgeleitet 

Noch Im selben Monat wurde ein maßstab­
gerechtes Reaktormodell in die Wüste ge­
stellt und damit begonnen, den Einsatz zu 
erproben. Nach dem erfolgreichen Bomber· 
dement wurde in einer Erklärung der Israeli­
schen Regierung darauf hingewiesen, daß 
man den Reaktor wegen der sonst totbrin­
genden radioaktiven Strahlung nur vor sei­
ner Inbetriebnahme habe ausschalten kön­
nen. Man habe als Termin einen arbeitsfrei­
en Sonntag gewählt. um Menschenopfer zu 
vermelden. ln der Tat war Israel mit dem 
1 000 km von Israel entfernten Bombarde­
ment ein beinahe perfekter "chirurgischer" 
Schlag gelungen. Die Irakische Luftabwehr 
konnte durch die sich auf arabisch unterhal­
tenden Piloten getäuscht und die USA 
durch eine sich der AWACS·Überwachung 
entziehende Flugroute überrascht werden. 
.Wir werden dem Feind", so die abschließen­
de Drohung, die seither als Dokrln firmiert. 
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"unter keinen Umständen gestatten, Ver­
nlchtungswaffen gegen unsere Nation zu 
entwickeln. Wir werden die Bürger Israels 
gegebenenfalls mit allen uns verfügbaren 
Mitteln verteidigen." 
Daß -anders alslsraell-derlrakdem Atom­
waffensperrvertrag zum frühestmöglichen 
Zeltpunkt beltreten und seine Anlagen seit­
her durch die IAEO hatte kontrollieren las­
sen, blieb unerwähnt Daß sich der Reakto­
rerbauer Frankreich ln einem lrakisch-fran­
zöslschen'l Geheimabkommen von 1979 ei­
ne bis 1989 währenden Oberaufsicht über 
den Reaktorbetrieb ausbedungen hatte 
(was die Gefahr der Bombenherstellung 
stark relativierte), Ist ohnehin erst zu einem 
späteren Zeltpunkt bekanntgeworden. 

Die Reaktionen 
Nach einwöchiger Debatte wurde Israel 
noch Im Juni 1981 durch den UN-Sicher­
heitsrat einstimmig einer "flagranten Verlet­
zung der Charta der Vereinigten Nationen 
und der Internationalen Verhaltensmaßre­
geln" geziehen, der Angriff als eine "ernstzu­
nehmende Bedrohung des gesemten IAEO­
Kontrollsystems einer Basis des NPT"verur­
tellt und dem Irak ein Recht auf .angemes­
sene Kompensation• für den erlittenen 
Schaden zuerkannt Erstmals seit 1968 wur­
de die Verurteilung Israels auch von den 
USA unterstützt 
Auch von der Internationalen Atomenergl.e­
Organlsatlon IAEO, wurde Israel wegen sei­
ner .vorsätzlichen und ungerechtfertigten 
Attacke auf das Irakische Atomforschungs­
zentrum• scharf verurteilt Auf der IAEO-Ge­
neralkonferenz vom September 1981 war 
ein Ausschlußantrag gegen Israel zwar am 
Widerstand der USA gescheitert - dennoch 
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wurde der Beschluß gefasstjegliche techni­
sche IAEO-Hilfe für Israel zu suspendieren 
und ein Ausschluß im Falle einerfortgesetz­
ten Weigerung, IAEO-Kontrollen zu akzep­
tieren, angedroht 
Washington verurteilte das "sehr schwer­
wiegende und besorgniserregende Ereig­
nis" und suspendierte vorübergehend die 
Auslieferung weiterer Jagdbomber an Is­
rael, eine Maßnahme, für die es in den israe­
lisch-amerikanischen Beziehungen kein 
Vorbild gab. 
London sprach von einem "schwerwiegen­
den Bruch des Völkerrechts", Paris von ei­
nem "unannehmbaren" und .. schwerwie­
genden Schritt", während sich Bonn "betrof­
fen und bestürzt" zeigte und Wien "das Ge­
setz des Dschungels" am Werke sah. 
Zehn Jahre später wurde der Oberfall auf 
Osirak, zumindest Im Prinzip, wiederholt: 
Exekutiert durch die amerikanlsche Luft­
waffe, flankiert durch den antiirakischen 
Krieg der Allianz und politisch getragen 
durch die UN. Angriffsziele waren zwei übli­
cherweise mit Nuklearmaterial beladene · 
Reaktoren Im Atomzentrum Tuwaltha bei 
Bagdad: Ein 1967 vo.n der Sowjetunion er­
richteter und seit über 20 Jahren betriebe­
ner (d.h. hochverseuchter) 5-10 Megawatt­
Forschungsreaktor sowie ein 0,5- Mega­
watt-ReaktorTammuz 2,den die Franzosen 
als ErsatZ für den von Israelischen Bomben 
1981 zerstörten Tammuz-1-Reaktor errich­
tet hatten. Weitere Angriffe sollen den Im 
Nordirak gelegenen Uranminen, dem bei 
Mossul gelegenen.. Forschungszentrum 
Saad 16 sowie einer im Süden Bagdads ge­
legenen Anlage zur Entwicklung von Gas­
zentrifugen zur Urananreicherung gegolten 
haben. 
Vieles ist anders als 1981, wesentliches je­
doch gleich: 

- Erneut war es um eine präventive Zerstö­
rung des Irakischen Nuklearpotentials ge­
gangen.Denn es gab keinen Zweifel, daß für 
den Krieg um Kuwait der Diktator nuklear 
nicht würde eingreifen können. 
- Erneut wurde gegen Völkerrecht versto­
ßen: Zwar nicht im Hinblick aufdie irakisehe 
Souveränität, von der kriegsbedingt ohne­
hin nichts mehr übrig war. Die USA hatten je­
doch 1977 eine Zusatzprotokoll zur Genfer 
Konvention unterzeichnet, nach dessen Ar­
tikel 56 "Kernkraftwerke auch dann nicht 
angegriffen werden (dürfen), wenn sie mili­
tärische Ziele darstellen". Die USA haben 
darüberhinaus 1985 eine Entschließung 
der IAEO-Generalversammlung gebilligt, 
wonach jeder Angriff auf zivile Atomanla­
gen als VerstoB gegen die UN-Charta und 
das Völkerrecht geächtet wurde. 
-Erneut wurde der Atomwaffensperrvertrag 
- diesmal jedoch von den USA - grundle-
gend infrage gestellt: Wer darangeht, das 
Aufkommen neuer Atommächte mit Militär­
gewalt zu unterbinden, stelltjeden vertragli­
chen Ansatz infrage. 
Nun liegt es uns fern, die Wirksamkelt des 
Non-Proliferation Treaty (NPT) oder gar des­
sen Kontrollsystems zu beschönigen. Im­
merhin hatte mit Hussein erstmals der Füh­
rer eines NPT-Unterzeichnerlandes im Kon­
text des Golfkrieges den militärischen Ein­
satz auch nuklearer Mittel angekündigt und 
damit offengelegt daß das irakisehe Atom­
programm nichtals Energie-sondern als Mi-
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litärprogramm angelegt gewesen ist Daß in 
den Jahren zuvor der Sperrvertrag dle nu­
klearen Optionen eines Saddam Hussein 
nicht verhindert, sondern lediglich erfolg­
reich verdeckt hatte, ist der bisher deutlich-

. ste Ausdruck für das Scheitern jenes Vertra­
ges, der die zivile Atom fördern und das mili­
tärische zugleich verhindern will. 
Dennoch Ist jener Vertrag das klassische 
Produkt einer Weltordnung gewesen, in der 
Washington und Moakau die weltpolitische 
Hegemonie noch auszuüben in der Lage 
waren. Mit dem Zerfall des sowjetischen Im­
periums istjene bipolare Epoche und damit 
auch der Zwang zu einem einigermaßen zi­
vilen Reglement der internationalen Macht­
verteilung beendet Das .. Gangstertum", mit 
dem sich Israel vor zehn Jahren noch iso­
lierte ist heute die anerkannte Realpolitik 

· der USA. Wer Ihnen in die Quere kommt, 
dessen Waffen werden abgeräumt 
Nun könnte man mit Gremllza sagen: Um ei­
nem Faschisten wie Hussein das nukleare 
Drohpotentlai aus der Hand zu schlagen, 
sind alle Mittel.recht Und weiter: So wie 
heute der Krieg so lange richtig war, wie er 
die Israel bedrohenden Chemiearsenale 
aus dem Weg räumen half, so hatte auch 
Begin recht, als er den Osirak ausschalten 
lieB. Demnach lag die damals schimpfende 
Weltöffentlichkeitebenso daneben, wie die­
jenigen, die heute den Golfkrieg ohne Ein­
schränkung bekämpften. Doch diese Über­
legung geht nichtauf-weder regional, noch 
global. 

Wie ln den Wald hineingerufen 
wird ... 
Wenn nach der Osirak-Bombardierung die 
Lage Israels tatsächlich sicherer geworden 
wäre, hätte der Krieg gegen den Irak erst 
recht nicht stattfinden dürfan. Naheliegend 
ist hingegen, daß die israelische Erstschiag­
Politik die Sicherheit seiner Bewohner nur 
unterminiert 
Noch vor der Aktion hatte Peres in einem 
Briefan Begin die Warnung ausgesprochen, 
daß ein Angriff auf das irakisehe Atomzen­
trum die nuklearen Bemühungen der •rabi­
schen Welt nur noch steigern werde. Im 
Sommer 1981 haben auch amerikanlsche 
Proliferationsexparten vor dem US-Kon­
gress darauf verwiesen, daß sich die iraki­
sehe Motivation zum Erwerb von Atomwaf­
fen durch den Militärschlag Israels nur er­
höht habe. 
Ein Jahr darauf kam schließlich auch Shal 
Feldman, ein Mitarbeiter des Center for 
Strategie Studies an der Universität von Tel 
Aviv zu dem Schluß, daß die "Operation des 
7. Juni die arabittchen Staaten wohl dazu 
veranlassen (wird), ihr Streben nach Nu­
klearpotentialen zu beschleunlgen ... Dies · 
gilt besonders für den Irak. ••. Die Erklärung 
Israels, seinen Feinden die Entwicklung von 
Massenvernichtungswaffen niemals zuzu­
gestehen, ist aus arabischer Sicht der nicht 
akzeptable Versuch, die Spielregeln einsei­
tig festzulegen. Sie betrachten die Israeli-

. sehe Erklärung darübethinaus als den Ver­
such, eine permanente arabische Zweitran­
gigkelt auf dem Nukleargebiet zu institutio­
nalisleren ... Mit jener erneuten Zuspitzung 
des israelisch-arabischen Konflikts hat der 
Angriffaufden Oslrakzugleich die Chancen 
der israelischen Integration in den Mittleren 
Osten verringert" 

Der Angriff auf den Osirak hatte somit kein 
Problem gelöst Solange Israel nicht auch 
die eigenen Atomwaffenarsenale infrage 
stellt, werden sich auch seine Nachbarn je­
ner Mittel zu bedienen suchen. 
Ob die Bombardlerung irakischer Atoman­
lagen im Golfkrieg eine andere Reaktion 
zur Folge haben wird, Ist mehr als zweifel­
haft Wer die nukleare Abrüstung herbelzu­
bomben sucht, kann bestenfalls einen Au­
genblic'kserfolg verbuchen. Daß dem Krieg 
als einem Mittel der Politik auf diese Weise 
eine neue Reputation verschafft wird, dürf­
te den Proliferationsanreiz nur potenzieren. 
Der Glaube, einen unterschiedlichen Maß­
stab unter Staaten anlegen zu können, 
perpetuiert einen Teufelskreis, bei welchem 
die GroBmächte ihrer nukleare Aufrüstung 
mit der südlichen Halbkugel legitimieren 
und umgekehrtEin Ende ist nicht absehbar: 
Noch während die Angehörigen der antiira­
kischen Allianz jene Anlagen in Trümmern 
legten, wurde· in den amerikanischen Me­
dien Teheran als der nächste potentielle 
und damit präventiv zu stoppende Atom­
waffen-Kandidat ausgemacht 

Der Sicherheitsrat diktiert 
Mit seiner 14.1rak-Resolution hat der UN-SI­
cherheltsrat Neuland betreten: Erstmals in 
der Geschichte derVereinten Nationen wur­
de einem einzelnen Land eine umfassende 
und UN-kontrollierte ABC-Entwaffnung 
auferlegt Als Voraussetzung für Waffenstill­
stand und Embargoaufhebung wird der Irak 
.. b4tdlngungslos die Zerstörung, Entfernung, 
oder die Unschädlichmachung" von allen 
chemischen und biologischen Waffen und 
allen Lagern von Wirkstoffen und allen da­
zugehörenden Untersystemen und Teilen 

sowie allen Forschungs-, Entwicklungs-, Un­
terhalts- und Herstellungseinichtungen ak­
zeptieren müssen. Im Hinblick auf Atomwaf­
fen und Raketen mit über 150 km Reichwei­
te wurde ein ähnlicher Be.schluB gefasst Ei­
ne UN-Sonderkommission soll die Einhal~ 
tung jener Regeln vor Ort überwachen. 
Selbstverständlich ist im Prinzip die Ver­
nichtung jener Waffenaresenate - und Fa­
briken nur zu begrüBen, zu mal falls eine der­
artige UN-Kommission eines Tages auch 
neue Enthüllungen über die Deutsch-Iraki­
sehe Komplicenschaft ans Tageslicht beför­
dern würde. 
Problematischer wird die Angelegenheit, 
wenn wir fragen, wer jene Vernichtung von 
ABC-Waffen wie und warum durchzusetzen 
gedenkt Eine innenpolitische Opposition, 
die mit der Vernichtung derartiger Anlagen 
einen ersten einseitigen Schritt für eine 
ABC-Waffe Region die Wege leiten und ge­
wiß wohl auch alle Unterlagen über die Waf­
fen-Komplizen in Bonn und anderswo in ihr 
Gewahrsam nehmen würde? 
Dennoch ist-auch diese UN-Resolution von 
dem Charakter der alliierten Kriegsführung 
gegen den Irak nicht zu trennen sondern 
stellt vleimehr eine Fortsetzung jener 
Kriegsführung dar. Es war eben nicht das 
Massaker von Halabja, daß die UN zu einer 
Embargopolitik und zu Rüstungskontroll­
maBnehmen inspirierte.(Ganz im Gegenteil 
hatten die USA Saddams Giftgaspolitik im 
Kontext der Pariser Chemiewaffenkonfe­
renz (Januar 1987) noch aktiv gedeckt 
Wenn Hussein an der Konferenz teilnehme, 



so damals 'Baker, werde er schon dafür sor­
gen, daß über jenes Massaker niemand re­
de.) 
Sondern es war der Wille der USA, mit dem 
Entwaffnungsbeschluß des Iraks ein Exem­
pel zu statuieren und die mit dem Krieg be­
gonnenen UN-Instrumentalisierung um ei­
ne weitere Dimension zu erweltern. 
Wi8 ~enlg diese Politik mittatsächlicher nu­
klearer Abrüstung zu tun hat, zelgt sich dar­
an, daß es alleine der Irak ist, der in deutli­
cher Verschärfung der NPT-Bestlmmungen 
auf jede weitere ~erstellung von !Jran oder 

Plutonium in Zukunft vorerst verzichten soll. 
Da Ist es gar kein Widerspruch, wenn fUr den 
Kampf gegen .expanslonswlllige, nuklear­
waffenbesitzende Dritte Welt-Diktatoren" 
auch die Atomwaffe für Deutschland ln ei­
nem FAl-Leserbrief gefordert wird. Der 
Kampf gegen den SOden .erfordert deshalb 
die Fähigkelt zur nuklearen Gegenab­
schreckung." Die einen dürfen eben weni­
ger, die anderen mehr; die einen garnichts, 
und die anderen alles. 

Sofortige 
medizinische HiHe 

für die Opfer des Golfkriegs 

G eneräle und Politikereröffnen und been­
den Kriege: Per Befehl. Für die Menschen, die 
ihre Folgen zu tragen haben, enden sie lange 
nicht oaer niemals. Hunderttausende wer­
den als Tote von den Überlebendenvermißt 
Noch vielmehr Verwundete bleiben unver­
sorgt Ganze Jahrgänge von Kindern und 
Jugendlichen müssen generationenlang ent­
setzliche Deformationen der r.sychischen 
Schäden kriegerj?cher Aktion überwinden. 
Und wie sollen Arzte arbeiten ohne Strom, 
Wasser, Desinfektionsmittel, Verbandmate­
rial und Antibiotika? ln zerstörten Kranken­
häusern? ln Kürze ist mit dem Ausbruch von 
Cholera, Typhus und anderen Seuchen zu 
rechnen. Die Kinder bekommen keimhalti­
ges Tigriswasser mit Mehl vermischt als Nah­
rung. 

max. 

II 

Anti-Krleg 

Verwendete Quellen: 
Archiv der Gegenwart 1981, S.24639ff; 
Spiegel 25/81; FAZ vom 9.6.1981 und 
10.6.1981; 12.6.81; 19.2.91; New York Tl­
mes, 17.7.81; 24.7.81; 27.9.81; International 
Herald Tribune, 28.1 .91 ; NZZ, 12.6.81; 
18.6.81; 20.6.81; 21 .6.81 ; Welt, 31.2.91; 
Shal Feldman, The Bomblng of Osiraq-Revl­
sited, in: International Securlty, Vol.7, No.2, 
Herbst 1982, S.114ff; Spllker/Lindemann, 
Iraks Atomanlagen zerstört: Genfer Kon­
vention mißachtet. Manuskript für RTL-.Ex­
plosiv". 

GE 
Wr beabsichtigen den Transport medizi­
nischer Hilfsgüter 1n Gesundheitseinrichtun­
gen des Krisengebietes. Zwei Hilfskonvois 
sind bereits sicher eingetroffen und dienen 
der Versorgung der zivtlen Opfer. GEHEN 
Wir bitten Sie herzlich, beteiligen Sie sich mit 
einer w.oßzügigen Spende an der Soforth. ilfe NI~ 
für die betroffenen Menschen. . ~ 

~~=G~Ozu 
SPENDENKONTEN: 

MEDICO INTERNATIONAL: 
Frankfurter Sparkasse, 

Nr: 1800, (BLZ 500 501 02) 
oder Postgiro Köln 

Nr. 6999-508, Stichwort 
»Medizinische Hilfe am Golf« 

Kostenlose schriftliche lnfonnationen und Berichte über die 
Arbeit im Krisengebiet bei medico erhältlich 

ENDEil 

(IPPNW): 
Stadtsparkasse Gaggenau, 

Nr: 502 64 639, (BLZ 665 512 90) 

Initiative »FRIEDEN AM GOLF«/ 
»GULF PEACE TEAM« 

Sonderkonto H. Engelmann 
Nr: 441898-603, Postgiro Frankfurt, 

(BLZ 600100 60),Stichwort: »Medikamente« 
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Seit elf Jahren tobt Im mittelamerikani­
schen EI Salvador ein blutiger Krieg. Die 
rechtsextreme ARENA-Regierung gegen 
das Volk. die Regierungsarmee gegen die 
Nationale Befreiungsfront Farabundo Marti, 
FMLN. 70.000 Tote, hundertlausende Ver­
letzte und Krüppel, mehr als eine Million 
FlOchtlinge-das Ist die bisherige Bilanz die­
ses Konflikts. Ananzlert.ausgerüstet und lo­
gistisch unterstützt von den USA überzie­
hen die Armee und die eng mit Ihrverwobe­
nen Todesschwadronen das land mit un­
vorstellbarem Terror. Kaum eine Woche ver­
geht. in der nicht neue Greueltaten und 
Massaker gegen die Zivilbevölkerung und 
Einrichtungen von Gewerkschaften, kirchli­
chen Gruppen oder Menschenrechtsorga­
nisationen bekannt werden. Mitte Februar 
zerstörte eine Bombenexplosion die Red­
aktion der einzigen regierungskritischen Ta­
geszeitung, .Diario latlno•. Wenige Tage 
später drangen vermummte Soldaten in die 
Kleinbauernsiedlung EI Zapote in der Nähe 
der Hauptstadt ein und töteten 17 Men­
schen im Schlaf. Am 12. April wurden der 
FMLN-Kommandant Jesus Rojas und 13 
weitere Guerilleros im Norden ·der Provinz 
Chalatenango in einen Hinterhalt gelockt 
und mit Kopfschüssen hingerichtet 
Militärisch Ist der Krieg fOr keine Seite zu ge­
winnen. Die FMLN konnte die von Ihr kon­
trollierten Zonen im Norden und Osten des 
Landes konsolidieren, die Regierungsstreit­
kräfte beherrschen die groBen Städte und 
lndustrlezonen. Seit Malletzten Jahres ver­
handeln Guerilla und Regierung unter Ver­
mittlung der UNO über ein Ende des Krie­
ges. An den FM LN-Forderungen, das politi­
sche Sys_tem grundlegend zu reformieren, 
die Armee von den übelsten Massenmör­
dern zu säubern und die Verantwortlichen 
der Massaker zu bestrafen, haben sich die 
Verhandlungen festgefressen. Während die 
Regierung die Verhandlungen am liebsten 
ohne Irgendwelche Konzessionen im San­
de verlaufen lassen würde und immer noch 
auf einen . Endsieg" spekuliert. weiB die 
Guerilla, daß sie nur durch anhaltenden mili­
tärischen Druck als Verhandlungspartner 
ernstgenommen wird und tatsächliche Zu­
geständnisse ertrotzen kann. 
Nicht zuletzt aufgrund der persönlichen Ein­
drücken, die ein atom-Redakteur bei einer 
Reise in die . befreiten Gebiete• von EI Sal­
vador im März dieses Jahres sammelte, 
aber auch, weil wir mit dem salvadoriani­
schen Befreiungskampf politisch sympathi­
sieren, haben wir uns entschlossen, die 
Kampagne .Medien für die FMLN" in unse­
rer Zeitung zu unterstützen und zu Spen­
den für dieses Projekt aufzurufen. 

R. 

Vorstellung des Projektes 
Im lauf der Geschichte haben die verschie­
denen Militär- und ,.zivilen• Regierungen EI 
Salvadors immer wieder verhindert. daß die 
Mehrheit der Bevölkerung Zugang zu den 
Medien und zu Informationen bekommtln 
den a.chtziger Jahren hat sich die Situation 
weiter verschärft: Kritische Zeitungen und 
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MedienDroiekt für die Guerilla 
in EI Salvador 

IIOII·Redlktlon unterstiilzl die SDendenkaiiDIIRI 

Radiosender wurden zerstört. mehr als 20 
Journalistinnen ermordet. alle militärischen 
Nachrichten vom Presseamt der Streitkräf­
te (COPREFA) zensiert Gleichzeitig inve­
stierte die Regierung Millionen Dollar in den 
Aufbau des .Kultur- und Kommunikations­
ministeriums", einer Propagandaeinrlch­
tung, die für gezlelte Des-lnformatlonskam­
pagnen und die gesamte psychologische 
Kriegsführung zuständig Ist . 
Die FMLN durchbricht das ansonsten nahe­
zu absolute Medien-Monopol der Regie­
rung vor allem durch Ihre klandestinen Sen­
der, . Radio Venceremos• und .Radio Fara­
bundo Marti", die jeden Abend um 18.00 Uhr 
auf Sendung gehen und bis in die Haupt­
stadt. bei klarer Witterung sogar in den 
Nachbarländern empfangen werden kön­
nen. Nichtsdestoweniger hält es die Gueril­
la für unerläBiich, ihre Propaganda- und ln­
formationsstrukturen auszubauen - und 
zwar vor allem in den groBen Städten. 
Konkret plant die FMLN den Aufbau einer 
versteckten Druckwerkstatt in San Salva­
dor, um regelmäßig Flugblätter, Broschüren 
und kleine Zeitungen herstellen zu können. 
Für den Druck von Plakaten und Transpa­
renten-sollen kleine Siebdruckereien in ins­
gesamt vier gröBeren Orten eingerichtet 

werden. Die Produktion von Tonband-Zei­
tungen soll in einem kle.inen, halbprofessio­
nell ausgestatteten Aufnahme- und Tonstu­
dio realisiert werden. Diese Werkstatt soll 
jede Woche 250 Tonbänder herstellen. Und 
schileBlieh Ist geplant. in den ländlichen Re­
gionen acht Propaganda-Trupps aufzustel­
len, deren Aufgabe die Vervielfältlgung der 
in den städtischen Werkstätten hergestell­
ten Materialien und ihre Verteilung an die 
Bevölkerung sowie an die Einheiten der 
FMLN sein wird. 
Für die Ausrüstung (1 Aufnahme- und 1 Re­
produktionsgerät),das Material (u.a.13.000 
Tonbänder, Siebdruckrahmen, Stoffe, Far­
ben), Raumbeschaffung und Infrastruktur 
sowie zunächst elnmal die Ananzierung ei­
nes Jahresgehaltstor zwei Companeroslas 
im Tonstudio hat die FMLN eine Kalkulation 
von 21..500.- Dollar vorgelegt 
Für die Bundesrepublik hat das Braun­
schweiger EI Salvador-Komltee die Koordi­
nation der Kampagne übernommen. Wir 
werden in der atom regelmäßig über den 
Stand berichten und rufen zu Spenden auf 
das folgende Konto auf: 
468536 - 303, Sybille Barsnick. Sonderkon­
to Medienprojekt EI Salvador, PGiroA Han­
nover, BLZ 250 100 30. 



k 
Arbeiterkampf, 
Monatsszeitung, a herausgegeben vom 
Kommunistischen 
Bund (KB) 

Der ak zu1111 Sollkrieg 
Bisher erschienen: 

in ak 321 20.8.90: 
• Der Aufmarsch am 'Golf - Die Welt zeigt 

Flagge 
• Neue Fronten im arabischen Raum 

in ak 322 17.9.90: 
• Irak und Palästina- Heikle Position der PLO 
• Die neue Weltordnung 
• "Politisch ein Segen für Israel" 
• Bundeswehr im Kriegseinsatz 
• NA'IO auf Kriegskurs am Golf: Wollen die 

Grünen mitmarschieren? 

in ak 323 15.10.90: 
• "Wir sind jetzt in einer Logik des Krieges" 
• Die UNO unterstellte sich dem US­

Kommando 
• Frontstaat Türkei: Im Schatten der Golfkrise 

Krieg gegen die Kurden 
• Aufmarsch gegen den Irak: Chance oder Ge-

fahr für die irakiseben Kurden? 

in ak 324 12.11.90: 
• Ölkrise und Rezession 
• "Bring the Troops Horne Now!" Patriotis­

mus, Friedensbewegung und gesellschaftli­
che Polarisierung in den USA 

• Stop the war maschine! No war for big oil! Wi­
derstand gegen den Golfkrieg in der US-Army 

• Japan: Ein Land ohne Militär will Truppen an 
den Golf schicken 

• Bundeswehr für unbefristete "Manöver" 
nach Kurdistan verlegt 

in ak 325 10.12.90: 
• Zum Hintergrund des Konflikts Irak - Ku­

wait: Chronik eines angekündigten Krieges, 
von Peter Billing und Bernhard J. Trautner 

• Chronologie des Golfkonfliktes: Vom Über­
fall auf Kuwait zum Ultimatum für einen 
Golfkrieg 

in ak 326 14.1.91: 
• Deutsche Kampfbomber nach Kurdistan ver­

legt 
• Wer ruft die Deutschen an die Front? I 
• Deutsche Soldaten in alle Weit? Die Pläne der 

Bundesregierung das Grundgesetz zu ändern, 
um dies zu ermöglichen. 

• Unheilvolle Achse Deutschland - Türkei. 
Die Kriegsziele des Herrn Özal 

• Politik der Spannung zur Festigung der 
US-Hegemonie 

• "Wir haben nicht geliefert" (Kohl) Die che-
mischen Waffen des Irak 

• Made in Germany: Raketen im Irak 

in ak 327 11.2.91: 
• Die Spaltung der arabischen Welt 
• Der konsequente Kriegskurs der USA 
• Deutschland mordet mit 
• Ideologische Offensive gegen die Anti­

kriegsbewegung 
• Dokumentation der linken Debatte zu Golf­

krieg und Israel 

ak·extra zum Golfkrieg: 
• 4 Seiten, 0,20 DM vom 23.1.91 

Z.lla ..... ihr: 
........ ,SIIIz .... ............... 

............ 58 • 2000 ........ 36 
Einzelpreis: 5 DM + 1 DM Porto 

Gesamtpaket: (ak 321 - 327) 30 DM 

Widerstand 
gegen den 
Golfkrieg 

Jeden Monat in der Gras­
wurzelrevolutlon: Htnter­
grOnde, Einschltzungen 
und Berichte über Krieg 
und Widerstand. 
GWR 141: DeiMchllnd. BunciMwehr und 
die GollkriM; Feuer lnl 61: AGilurigMx­
porte in den lrM; I<DV - ein Relikt 
wrpngeMI' Zeletn. 

8WR 150: TIWIIfllllonllle fltdMie gegen 
den Golllcrieg; EnlzlununCI dM EUCOM; 
Dllmlef und der Krieg; ~ gegen 
AekrulenZCige ~ ~ 
in SOdbllden; Diell8fpllcht fOr ~? 

CIWR 151: Auluff zur Verweigerung .n.r 
~; Unlbhlnglge Frledenede­
legdonen zum Golf; Aldionlldeen zum 
Golllcrieg. 

CIWR 152: (Vergrllren) MMMnzeilunG 
gegen die Krieglnlberei 111 Belltlge; Ver­
legung der US-Ar!Me ..... Europa M den 
Golf: Benilung fOr US-Soldlllnnen; Gollk­
rlel. T ..... fOr SozWe ~ 
EG • MIMnMichl? ~ 
Im Obelbllclc; Alcllonlperlpel bei 
Krieglbeglnn; die Beellllgung der BAD; 3 
...,_lnllfMa: Vom~ der UNO. 

8WR 153: Einlchllzungen zur Anti­
krieglllewgung; AnlilerMiiech? Anti­
lmlrilciNich? BRO-Tortcei-Connedlo; 
Phllolophllehe ~: Zur 
Glnclhi-Dillullon in der tu; Slnlllglen 
der ~; FriecllriKimp im. 
lnlk 1011 Wlkullrt _....; 5 Seitin Anti­
krleglbltiehtl von ~ ..,. der gan­
nn BAD; ~ und Krieg; Tolltoi: 
Rede gegen den Krieg; Perlpeldlwn der 
~ 

,....... 'TheiMn 1n cten 1e1111n Num­
~Mn~: ~ Buchllilln; AlommOII­
tnnepoM; ~; L.uilglrd 
Homlllin; ~Uikrlllk; SOdaf­
rika; """' •AullllndlfVIIII; Anlrchil- . 
- und Religion; Monleben; Alldiklle 
l..lnke; Llluen u.v.m. 

Schnupperabo: 1G-Mark­
Scheiri für 4 Au151aben an 
GWR. Schillersir .28. 6900 
Heidelberg. 
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Fachzettschrtft fur grune und 

alternattve Kommunalpoltttk 

Was wären wir 

ohne unsere 

kleinen 

EXTRAS? 

Die grün-alternative Fachzeitung 
ALTERNATIVE KOMMUNALPOLI­
TIK (AKP) gibt nun wirklich nicht nur 
sechs lesenswerte, reguläre Hefte pro 
Jahr zum Abopreis von 48,- DM heraus. 
Wäre ja auch gelacht und würde unserer 
Mitteilsamkeit viel zu enge Grenzen set­
zen. Nein, wir machen natürlich auch 
laufend Bücher und Sonderhefte zu 
brandaktuellen Themen. 

* * * 
Als da sind: 
C Unser Buch "Müllverbrennung - ein 
Spiel mit dem Feuer" (128 Seiten; 
15,-DM plus 1,50 Versand).· Die unver­
zichtbare Argumentationshilfe bei der 
Frage: Darf Abfall verbrannt werden? 

C Sonderheft 5: "Verkehr in der Stadt 
und auf dem Lande" (68 Seiten, 8;- DM 
plus 1,50 Versand). Enthält das Grund­
wissen zur verkehrspolitischen Gesamt­
lage. 

C Sonderheft 6: "Pianungsrecht in der 
DDR und der BRD" 
(12 Seiten und ein Al-Plakat, 2,50 DM 
und 1,50 Versand). Alles Wissenswerte 
über Planungsrecht, Baugesetzbuch und 
Raumplanung in anschaulicher Form. 

C Sonderheft 7: "Haushaltspolitik in der 
Kommune" 
(68 Seiten, 8,- DM plus 1,50 Versand). 
Nicht nurfür Anfanger,die verständliche 
Einführung in Haushaltssystematik und 
Gemeindetinanzen. 

* * * 
Gesamtkatalog und kostenloses Probe­
heft der regulären AKP-Ausgabe kön­
nen angefordert werden bei: 

Redaktion und Vertrieb 
ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 

Herforder Str. 92 
4800 Dielefeld 1 

(Tel.: 052111775 17) 
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Krieg am Golf 
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Hlatorlaohe Wurzeln • Regionale 
KonfllktureaoiMn • U~ 
v.rluat • Buncleawwhr und Golfkrieg 
• Pr .... frelhelt • Medienverantwor­
tung • ÖkologtlOhe Gefahren • RU. 
atungaexport • Frteclenabelngung • 
Gottkrieg und d .. Dritte Wett • Fun­
damentall81ftua • Frauen gegen d•n 
Krieg • o.werkaohan.n • Berichte 
zu Irak, Kuwalt, Pallatlna-larHI, 
Kurdlat.ln, .Jordanlen • Doku........., 
hnaWU 

Mit Beltrigen von Tlll Baatlan, Azmy 
Bllhara, Dleter Borla, Wolfram Brön­
ner, BUND, Gertl Donhauaer, Anclreu 
A. Guha, Lothar A. Heinrich, Kurdl· 
atan-KomltM, Fellcla Langer, JUrgen 
Unk, Uwe Meytr, Roland Müller, Mit• 
tln Schuok u.a. 

Beltellungen an: 
Drllte wett e.v.IJeblgltr. 483660 Mirburg 
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Fachbereich Reaktorsicher­
ist einer der Schwerpunkte 

lunsel"1er welthin anerkannten For-
ISCIIuna-. Unsere finanziellen Mit­

beJ:reJilZt: Durch Ihre Mit­
h~li.ed!.chaft helfen Sie, Lösungen 

Schicken Sie uns diese 
wir informieren Sie 
unsere Arbeit. 

Institut f. angewandte Okologie e. 
Geschäftsstelle Freiburg 

Binzengrün 34 a, 7800 Freiburg 
Tel. 0761/473031 

General­
streik 
gegen 
Krieg! 

Interview· 
mit 
Genossen• 
der 

Kronstadt ··. · 
1921 .. ·:: .. ~. 

Honeckers Tisch: 
Zum FDGB 

Stahltarifrunde 
ÖTV besetzt! 

Eisenbahnerstreik 

u.v.a.mehr auf 20 
Zeitungsselten 

Probeheft 
anfordern! 

Anarchosyndikalistische 
l."'2:e1tu1na der Freien Arbelerlnnen­

ArbeHer·Unlon ln der IAA 
'0, 2000 Hamburg 36 

Die Rote Hilfe 
-Zeitung 2/91 

Themen: Das neue Ausländergesetz 
in Aktion - Repression während des 
Golfkrieges; Prozeßeröffnung gegen 
Holger Deilke; Kronzeugen: 12 Jahre 
für Lotze, Diskussionsbeitrag; Nachlese: 
Stortbahnprozeß; Betriebsrepression; 
Internationales 

Die Rote Hilfe-Zeitung gibt es für 2,- DM 
in vielen Buch- und Infoläden oder 
gegen 3,- DM in Briefmarken bei u.a. 
Adresse. Das Abonnement kostet 10,­
DM für 4 Ausgaben. Für Mitglieder ist 
der Bezug der Zeitung im Beitrag 
inbegriffen. 

Erscheinungsterm in: 
22.4.91 

Rote Hilfe e.V. 
Postfach 6444 
23 Kiel14 

PERSPEKTIVEN 
ZEITSCHRIFT FOR SOZIAUSTISCHE THEORIE 

Nr. B 

Gewendete Rechte: 
ewiggestrig oder visionär 

Herrschaftsverhältnisse im Faschismus 
(-Albert Scharenberg) • Plodemisierung 
und westeuropäischer Rechtsextremis­
nus (Volker Fintha~~~~~er/Jörg Neumam), 
Das Frauenbild der neuen Rechten (Sa­
bine am Orde), Soziale Basis und Ide­
ologie der REP {Franz-Josef Paulus), 
~ltikulturelle Gesellschaft? (Sabine 
Lingelbach), Erfolgloser Antifaschis­
mus (Niels Lange u.a.) 
ca. 72 s. 6,- DM 

Weiterhin erhältlich: 
Sonderheft 1: Antonio Gramsei (in 3. 
Auflage; 6B Seiten; 6,- DM) 
Sonderheft 2: ldalter Benjamin ( 76 
Seiten; 6,- DM) 
Nr. 4: Feminismus-lllarxismus (in 2. 
Auflage; 64 Seiten; 6,- DM) 

Die PERSPEKTIVEN erscheinen als unab­
hängiges Theorieorgan zur Weiterent­
wicklung linker Politik in der BRD. Um­
fang jeweils um 70 Seiten. Das Einzel­
heft kostet 6 DM, im Abo 4 DM. Bestel­
lungen an: Thorsten Schulten, Weiden­
häuser Str. 44, BRD-355D ~rburg. 

KRISIS 10 
Die Zeltschrift gegen Arbeit und Brot 

DIE VERLORENE EHRE DER ARBEIT: 
.. Produzentensozialismus" als logische 
und praktische Unmöglichkeit - vom Ar­
beitsfetisch zum produktiven Müßiggang. 

PRETTY WOMAN: Reflexionen über einen 
Kinobesuch oder warum dem Überdruß 
am Raffen keine Renaissance des Schaf-

'fens folgt. 

DAS ENDE DES PROLETARIATS ALS 
ANFANG DER REVOLUTION: Über den lo­
gischen Zusammenhang von Krisen- und 
Revolutionstheorie: vom Marx des 19. zum 
Marx für das 21. Jahrhundert. 

DIE VERGEBLICHE SUCHE NACH DEM 
UNVERDINGLICHTEN REST: Ein doppel­
tes Paradoxon der Kritischen Theorie: die 
mißlungene Rettung des bürgerlichen 
Subjekts vor der bürgerlichen Gesellschaft 
und sein Ende als deren Verewigung. 

HIER RUHT AGNOLI: Die demokratische 
Kritik der Demokratie und das leere 
.. Nein" zum Kapitalismus - eine letzte 
theoretische Ruhestätte des linken Köhler­
glaubens an den bürgerlichen "Herr­
schaftswillen". 

170 Selten • 12.- DM 

Bestellungen an: 

KRISIS Verlag 
Postfach 2111 • 8520 Erlangen 



Oie ila ersche;'nt 10 mal jährlich seit 
iiber 13 Jahren mit Hintergrvndinforma­
tion iiber Länder, Wirtschaft, soziale 
Prozesse sowie Kvltvr und Randthemen 
der lafeinomerikonischen Gesellschaf­
ten. Avßerdem regelmäßige Beilogen 
zv Mitte/amerika. 

Lateinamerika 
ist mehr 

als Elend 
Diktaturen 

und Bananen 

Zeitschrift der 
Informationsstelle 
Lateinamerika ·1 Oscor-Romero-

Haus I a Heerstr. 205 
5300 Sonn I 

---------"~·-·· ·~~ . ····~- ·---··-··---· ---·-1 

Selbstverständnis 

ÖKOiou~;".,al I 
Das Öko1ournal 1st em Forum fur Okolog1e, 1 

Selbsthilfe und Selbstverwaltung, sanfte I 
Technik, aktive Gewaltlosigkeit, biologischen I 
Land- und Gartenbau, humane Selbstver- ! 
wirklichung, ganzheitliche Erz!~hung und le- I 
bansfreundliche Utopie. Das Okojournal ist i 
kein Evangelium. 1 

Mit digelt, der K11rzfassung aus der Um- I 
weltszene und dem Elmwoodnewsletter von 1 
Fritjof Capra, erscheint es 1991 im 19. Jahr- j 

gang. Probenummer gegen Porto. 1 

Postfach 7 45, CH-8021 Zürich 
6 x jährlich mit 32 Seiten Format A4, gedruckt 
auf original UWS-Papier 
0 bitte um Abonnement 0 bitte um Probenr. 

UN=ASSBA NR. &IST OAI 

"''"..,.._ ......... ~") 
Aus einem Beschlagnahmebelchlu8 ge­
gen UNFASSBA Im Knast: 
•(der) Inhalt geflhrdet das Ziel des Voll­
zuga und die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt ... Anarchie wird verherrllchl. 
zum Wideretend wird aufgerufen ... • 
UN=ASSBA glbtl fOr 3,80 Ooofmark, 
Abo (8 Nummern) • 20 Piepen. Wieder• 
verkluferlnnen: 4 Ut<FIS • 1 o-Mack­
ICheln. Alles nur bar ll1d Im voraue an 
UN=I, c/o Umwllzzentrum, Schamhorat· 
atr. &7, 0-4400 MOnster. 

Inhalt UNFASSBA Nr. ct (Min/AprH 'tt): Fr.".". 
rrld.,.tand und-afrel#l, Vol••port eeo-n V6111M­
morrl, Bul,."üHrgtlll•, t211e ~n a..tr, Hlu­
..,"turtpl: Razzia ln HatlfiO.-r, W~ mif dem 
ICna.r.y•r.ml, Antlfa, Zuvi•fdl•n.,•t,.,lr, Aufo­
n~ TrotnltWrlnMn, Not•tand.,.Hfze, UAA'I 
"._,, HalM blelbfl, BleiNt'fJCht lilt Roma und 
Clntll, Dlr•lrt• W~«Mr•tand•aletloMn ln,.,nallo­
nal: Sloclr,.,.,.l O.Hrl,.renl Sabotl.,.n, ... 

~------------------·----------1 
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1 Stopptden 
I Rüstungsexporti 
L ___________________ : ____ _ 
BUKO-KOORDINATIONSSTELLE 
»STOPPT DEN ROSTUNGSEXPORT« 
BUCHTSTR. 14115 · 2800 BREMEN 1 
TELEFON 0421 I 32 60 45 

Nr.55 Mai/Juni 1991 

Einzelheft 4DM, Abo 8 Hefte 200M 
Sialna, PF 360527, 1 Berlln 38 

Tel.: 0301812 18 48 
Sonderkonto Zeitung Dietrich 

Postgiroamt Berlin, Kto.:31502109 

DER KRIEG 
Aktionen 

Reaktionen 
und danach? 

Gentech/ 
Blotech 

Kritik der Wissenschaft 
Gengesellschaft? 

Ökonomie des Hungers· 

Türkei 
·ddr• 

Reunion 
u.a. 
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